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machung über den Entwurf eines Dritten 
Gesetzes zur Änderung des Bundesergän-
zungsgesetzes zur Entschädigung für 
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gung (Drucksache 2382)   7816 C 

Anlage 3: Änderungsantrag der Abg. Dr. 
Greve, Dr. Böhm (Frankfurt), Dr. Reif, 
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Anlage 4: Änderungsantrag der Fraktion 
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sozialistischen Verfolgung (Umdruck 616) 7831 B 

Anlage 7: Schriftlicher Bericht des Aus-
schusses für Verkehrswesen über den 
Entwurf eines Gesetzes über die Haft-
pflichtversicherung für ausländische 
Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeuganhän-
ger (Drucksache 2383)   7831 C 



7772 	2. Deutscher Bundestag — 147. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 6. Juni 1956 

Anlage 8: Schriftlicher Bericht des Aus-
schusses für Geld und Kredit über den 
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Die Sitzung wird um 14 Uhr durch den Präsi-
denten D. Dr. Gerstenmaier eröffnet. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Die Sitzung ist 
eröffnet. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung darf ich dem 
Herrn Abgeordneten Kirchhoff die Glückwünsche 
des Hauses zu seinem heutigen 71. Geburtstag aus-
sprechen. 

(Beifall.) 

Auf Grund einer interfraktionellen Vereinbarung 
soll die heutige Tagesordnung ergänzt werden um 
die Erste Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 
über den Vertrag vom 10. März 1956 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Föderativen 
Volksrepublik Jugoslawien über wirtschaftliche 
Zusammenarbeit (Drucksache 2399). Ich nehme an, 
daß das Haus damit einverstanden ist. — Ich höre 
keinen Widerspruch; es ist so beschlossen. 

Die übrigen amtlichen Mitteilungen werden ohne 
Verlesung in den Stenographischen Bericht auf-
genommen: 

Der Herr Bundesminister des Auswärtigen hat unter dem 
1. Juni 1956 die Kleine Anfrage 751 der Fraktion der FDP 
betreffend Strafermittlungssache gegen Staatssekretär Hall-
stein, Botschafter Blankenhorn und andere in Bonn (2363) be-
antwortet. Sein Schreiben wird als Drucksache 2427 verviel-
fältigt. 

Der Herr Bundesminister der Finanzen hat unter dem 23. Mai 
1956 auf Grund des Beschlusses des Deutschen Bundestages in 
seiner 138. Sitzung über die Möglichkeiten der zollfreien Ein-
fuhr von Kaffee und Tee im Reiseverkehr berichtet. Sein 
Schreiben wird als Drucksache 2422 vervielfältigt. 

Der Herr Bundesminister für Verkehr hat unter dem 30. Mai 
1956 auf Grund des Beschlusses des Deutschen Bundestages 
in seiner 137. Sitzung betreffend Verzicht auf den internatio-
nalen Führerschein Ausführungen gemacht, die auf Druck-
sache 2425 vervielfältigt werden. 

Damit kommen wir zur Tagesordnung. Ich rufe 
auf Punkt 1: 

Fragestunde (Drucksache 2423). 

Frage 1 — Herr Abgeordneter Wittrock — über 
 Übungen amerikanischer Düsenjäger über dem 

Stadtgebiet von Wiesbaden: 
Ist der Bundesregierung bekannt, daß am 20. April 1956, 

15.20 Uhr, über dem Stadtgebiet von Wiesbaden ein ameri-
kanischer Düsenjäger die Schallgeschwindigkeit überschritten 
und durch dieses Durchbrechen der Schallmauer eine donner-
artige Explosion erzeugt hat, durch die die Wiesbadener Be-
völkerung in erheblichen Schrecken versetzt worden ist und 
in einzelnen Fällen sogar leichte Schäden an Gebäuden ent-
standen sein sollen? 

Trifft es zu, daß das amerikanische Luftwaffen-Hauptquar-
tier bereits im Frühjahr 1955 zugesagt hat, derartige Übungen 
über dem Stadtgebiet von Wiesbaden zu unterlassen? 

Ist die Bundesregierung bereit, auf diplomatischem Weg bei 
den Stationierungsmächten darauf hinzuwirken, daß sich der-
artige Vorkommnisse in stark besiedelten Gegenden in Zu-
kunft nicht wiederholen? 

Das Wort zur Antwort hat der Herr Bundes-
minister für Verteidigung. 

Blank, Bundesminister für Verteidigung: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich darf die 
Frage des Herrn Kollegen Wittrock wie folgt be-
antworten. Die hessische Landesregierung hat sich 
auf Veranlassung der Bundesregierung wegen des 
Vorfalls vom 20. April 1956 an das europäische 
Hauptquartier der Luftwaffe der USA in Wies-
baden gewandt und folgendes ermittelt. 

Erstens. Das Hauptquartier hat mit Schreiben 
vom 29. März 1956 betreffend die Durchbrechung 
der Schallmauer die ihm nachgeordneten Dienst-
stellen angewiesen, sofort einheitliche Verfahrens-
vorschriften für die Kontrolle und Registrierung 
von Schallmauerdurchbrechungen auf der Grund-
lage der amerikanischen Luftwaffendienstvorschrift 
Nr. 55-34 vom 29. Juli 1955 aufzustellen. 

In dieser Vorschrift ist hervorgehoben, daß Flüge 
mit Schall- und Überschallgeschwindigkeit im 
Waagerecht- oder Senkrechtflug über dem Fest-
land nur in 9000 m Höhe und über Wasser in 
3000 m Höhe begonnen und beendet werden 
müssen. 

Weiterhin ist dort angeordnet, daß Schallexplo-
sionen nicht absichtlich herbeigeführt werden dür-
fen, ausgenommen a) während taktischer Auf-
gaben, die Schall- oder Überschallgeschwindigkei-
ten notwendig machen, b) während offizieller 
Übungskurse, die Schall- oder Überschallgeschwin-
digkeit oder die Ausführung von Schallmauer-
durchbrechungen verlangen; wenn diese Flüge ver-
langt werden, müssen sie über besonders bezeich-
neten Gebieten unter strenger Aufsicht durchge-
führt werden; c) in einem Notfall, wenn nach Be-
urteilung des Piloten die Sicherheit eine Ab-
weichung von den allgemeinen Richtlinien recht-
fertigt. C 

Die Befehlshaber haben dem amerikanischen 
Luftwaffenhauptquartier in Europa gemeldet, daß 
die Richtlinien befolgt worden sind und daß Auf-
zeichnungen über Fälle von Durchbrechung der 
Schallmauer durchgeführt wurden und verfügbar 
sind. 

Zweitens. Bei der Nachprüfung des Zwischen-
falls vom 20. April 1956 konnte das Luftwaffen-
hauptquartier weder beim Fliegerhorst Wiesbaden-
Erbenheim noch bei der 12. Luftflotte Aufzeich-
nungen über eine Durchbrechung der Schallmauer 
feststellen. Das Luftwaffenhauptquartier hält es 
dennoch für möglich, daß ein Durchbrechen der 
Schallgrenze in der Nähe von Wiesbaden geschah, 
da sich zu jener Zeit einige Düsenflugzeuge in die-
sem Gebiet befanden, die Übungsflüge für eine am 
nächsten Tage stattfindende Luftparade durchführ-
ten. Für die Luftparade war jedoch eine Durch-
brechung der Schallmauer nicht vorgesehen. Wenn 
von einem Flugzeug die Schallmauer durchbrochen 
worden sein sollte, so ist das unbeabsichtigt ge-
schehen und wird von der US-Luftwaffe bedauert. 
Drittens. Es trifft zu, daß das amerikanische 

Luftwaffenhauptquartier auf Vorstellung der Lan-
desregierung im Frühjahr 1955 zugesagt hat, der-
artige Übungen über dem Stadtgebiet von Wies-
baden zu unterlassen. Alle Befehlshaber sind daher 
erneut angewiesen worden, alle Maßnahmen zu er-
greifen, um solche Vorkommnisse zu vermeiden. 

Mit Rücksicht darauf hält es die Bundesregierung 
zunächst nicht für angebracht, dieserhalb auf diplo-
matischem Wege bei den Stationierungsmächten 
vorstellig zu werden. 
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Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage? - Herr Abgeordneter Wittrock! 

Wittrock (SPD): Herr Bundesminister! Glauben 
Sie, daß eine Stadt wie Wiesbaden, die den Ruf 
einer Kurstadt genießt und in der sich außerdem 
eine ganze Anzahl Unternehmen befinden, die 
lärmempfindlich sind — ich denke hier an die Ver-
lagsunternehmen —, einen Anspruch darauf hat, 
daß ihr Wunsch, Flugplätze sollten nur in einiger 
Entfernung von dieser Stadt unterhalten werden, 
berücksichtigt wird? 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Bundes-
minister! 

Blank, Bundesminister für Verteidigung: Ich habe 
eben in meiner Antwort gesagt, Herr Kollege, daß 
das Luftwaffenhauptquartier auf Vorstellung der 
Landesregierung zugesagt hat, daß derartige Übun-
gen über dem Stadtgebiet von Wiesbaden unterlas-
sen werden und daß alle Befehlshaber angewiesen 
sind, alle Maßnahmen zu ergreifen, die notwendig 
sind, damit solche Vorkommnisse vermieden wer-
den. Sie mögen daraus ersehen, daß bei der ameri-
kanischen Luftwaffe der Wille vorhanden ist, sol-
che Belästigungen zu unterlassen, und auch die Ein-
sicht, daß solche Übungen über einer Kurstadt 
nicht durchgeführt werden sollten. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Noch eine Zu-
satzfrage? — Bitte! 

Wittrock (SPD): Darf ich aus Ihrer Antwort, Herr 
Bundesverteidigungsminister, entnehmen, daß Sie 
zu der Frage der Anlage des Flugplatzes jetzt nicht 
Stellung nehmen wollen? 

Blank, Bundesminister für Verteidigung: Nein, 
Herr Kollege; das ist in der Anfrage, die Sie ge-
stellt hatten, auch nicht gefragt worden. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich rufe auf 
Frage 2 des Herrn Abgeordneten Dr. Bucher über 
das Selbstwählamt für Schwäbisch Gmünd: 

Wie lange noch wird eine großer Teil der Fernsprechteilneh-
mer in Schwäbisch Gmünd unter Verzicht auf ein modernen 
Erfordernissen entsprechendes Selbstwählamt an das zur Zeit 
bestehende Handamt angeschlossen bleiben? 

Zur Beantwortung hat das Wort der Herr Bun-
desminister für das Post- und Fernmeldewesen. 

Dr.-Ing. Balke, Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen: Herr Abgeordneter! Die Vermitt-
lungsstelle Schwäbisch Gmünd hat neben einem 
Wählamtsteil mit 1300 Anrufeinheiten noch eine 
Handvermittlung mit insgesamt 1000 Anrufzeichen. 
Die Mittel für die Auswechslung des Handamts ge-
gen moderne Wählamtseinrichtungen sind der 
Oberpostdirektion Stuttgart für das Rechnungsjahr 
1956 bereitgestellt worden. Der Aufbau der neuen 
technischen Einrichtungen für 1000 Anrufeinheiten 
schreitet zügig fort, so daß die Teilnehmer der 
Handvermittlung in etwa drei Monaten auf den 
neuen Wählamtsteil umgeschaltet werden können. 
Damit werden alle Teilnehmer des Ortsnetzes 
Schwäbisch Gmünd an den Selbstwählverkehr an-
geschlossen sein. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Keine Zusatz-
frage? 

(Abg. Dr. Bucher: Nein, danke!) 

Ich rufe auf Frage 3 des Herrn Abgeordneten 
Bauer (Würzburg) betreffend Unfälle auf der Bun-
desbahnstrecke Nürnberg—Frankfurt: 

Ist dem Bundesverkehrsministerium bekannt, daß sich in den 
letzten Jahren zunehmend — vornehmlich auf der Bundes-
bahnstrecke zwischen Nürnberg und Frankfurt — Unfälle da-
durch ereignet haben, daß vor allem nachts Personen aus fah-
renden Zügen durch die Türen gestürzt sind und daß sich erst 
dieser Tage wieder ein Unfall solcher Art zugetragen hat? 

Sind Erwägungen angestellt worden, ob bzw. auf welche 
Weise Vorkehrungen getroffen werden können, um in der 
Zukunft gewisse technische Sicherungen gegen solche Unfälle 
zu schaffen? 

Zur Beantwortung hat das Wort der Herr Bun-
desminister für Verkehr. 

Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Mir 
sind die bedauerlichen Fälle bekannt, in denen 
Reisende aus fahrenden Zügen gestürzt sind. Eine 
Zunahme dieser Unglücksfälle in den letzten Jah-
ren hat die Bundesbahn aber nullt feststellen kön-
nen. In den Bundesbahndirektionsbezirken Nürn-
berg und Frankfurt ist im vergangenen Jahr, 1955, 
erfreulicherweise sogar ein Rückgang dieser Art 
Unglücksfälle zu verzeichnen. 

Häufig haben die Reisenden die Unfälle selbst 
verschuldet. So entstand über ein Drittel derarti-
ger Unfälle unter Einfluß von Alkohol oder Schlaf-
trunkenheit; 11 % waren Selbstmordfälle. Beson-
ders bedauerlich ist, daß ein nicht unerheblicher 
Anteil, nämlich rund 42 %, Kinder betrifft, die un-
genügend beaufsichtigt wurden. 

Die Türschlösser der Reisewagen sind sämtlich 
doppelt gesichert und mit Warnaufschriften ver-
sehen. Die Bundesbahn untersucht jedoch seit Jah-
ren die Möglichkeiten für die technische Weiter-
entwicklung dieser Sicherungseinrichtungen. Eine 
bessere Lösung hat sich bisher nicht finden lassen. 
Zur Zeit werden bei der Bundesbahn erneut Ver-
suche mit neuerdings vorgeschlagenen zusätzlichen 
Sicherungseinrichtungen durchgeführt. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich rufe auf 
Frage 4 des Herrn Abgeordneten Bauer (Würzburg) 
betreffend Unterlassung der Weiterleitung einer 
Unfallmeldung auf Empfehlung des Bundeskanzler-
amts: 

Entspricht die durch die Presse gegangene Meldung den 
Tatsachen, daß im Jahre 1951 der damalige Chef der Bonner 
Polizei auf einen ausdrücklichen brieflichen Wunsch aus dem 
Bundeskanzleramt hin die Anzeige eines Unfalls, an dem der 
Fahrer des Herrn Bundeskanzlers zumindest beteiligt war, 
nicht weitergeleitet hat? 

Hält die Bundesregierung — falls der Sachverhalt zutrifft — 
diesen Weg der Einwirkung aus dem Bundeskanzleramt im 
Hinblick auf die sonst übliche Praxis und nach rechtsstaat-
lichen Gesichtspunkten für richtig? 

Das Wort zur Beantwortung hat Herr Staats-
sekretär Dr. Globke. 

Dr. Globke, Staatssekretär im Bundeskanzler-
amt: Es entspricht nicht den Tatsachen, daß im 
Jahre 1951 der damalige Chef der Bonner Polizei 
auf einen Wunsch aus dem Bundeskanzleramt die 
Anzeige eines Unfalles, an dem der Fahrer des 
Herrn Bundeskanzlers beteiligt war, nicht weiter-
geleitet hat. Die von einer Presseagentur im Zu-
sammenhang mit dem Bonner Polizeiprozeß ver-
breitete Mitteilung beruhte auf einem Irrtum. Eine 
Richtigstellung ist am 27. April im Pressedienst des 
Presse- und Informationsamtes der Bundesregie-
rung veröffentlicht worden. 
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Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage? - Es wird verzichtet. 

Ich rufe auf die Frage 5 des Herrn Abgeordneten 
Bauer (Würzburg) betreffend Beratung der Aus-
wanderer aus dem Gebiet der Bundesrepublik 
durch amtliche Stellen: 

Hat die Bundesregierung die Vorgänge, die vor geraumer Zeit 
eine größere Zahl von deutschen Auswanderern aus Chile und 
nunmehr Anfang April aus Paraguay wieder in die Bundes-
republik geführt haben, verfolgt? 

Waren amtliche Stellen bei der Anbahnung der Auswande-
rung in die genannten Länder eingeschaltet, und waren die 
Voraussetzungen und Entwicklungsmöglichkeiten vorher ent-
sprechend überprüft? 

Was gedenkt die Bundesregierung in Zukunft zu unterneh-
men, um Auswanderer aus dem Gebiet der Bundesrepublik 
vor dem Verlust ihrer gesamten Habe und Existenz und den 
damit verbundenen Mühen und Enttäuschungen möglichst zu 
bewahren? 

Zur Beantwortung der Herr Bundesminister des 
Innern. 

Dr. Schröder, Bundesminister des Innern: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Die Frage ist 
leider so formuliert, daß sie eine etwas längere 
Antwort erforderlich macht. 

Zum ersten Teil: Die Vorgänge, die zur Rück-
kehr einer Anzahl von Siedlern aus Chile sowie 
aus Paraguay in die Bundesrepublik geführt haben, 
sind von der Bundesregierung verfolgt worden. 

Zum Vorgang Chile: Ich bin bereits am 9. April 
1954 vor diesem Hohen Hause auf Gründe einge-
gangen, die zur Rückkehr einer Anzahl deutscher 
Siedler aus einer geschlossenen deutschen Siedlung 
geführt haben, an deren Gründung die „Deutsche 
Gesellschaft für Siedlung im Ausland" beteiligt 
war. Trotz im allgemeinen günstig erscheinender 
Voraussetzungen hat eine Anzahl Siedler die An-
fangsschwierigkeiten nicht zu überwinden ver-
mocht. Die Ursache liegt im wesentlichen darin, 
daß durch Umstände, die sich von deutscher Seite 
aus nicht hinreichend beeinflussen ließen — 
schleppende Einhaltung der gemachten Zusagen 
durch die ausländischen Stellen, klimatische 
Schwierigkeiten —, die Erträgnisse aus den Par-
zellen für die Existenz der Siedler zunächst nicht 
hinreichten. 
Bei der Siedlung in Paraguay haben deutsche 

amtliche Stellen in keiner Weise mitgewirkt. Die 
Auswanderung dorthin wurde seinerzeit von dem 
„Internationalen Mennonitischen Zentralbüro" 
durchgeführt. Nach mir vorliegenden Informatio-
nen waren klimatische und Absatzschwierigkeiten 
die Hauptursachen für die Rückkehr von 41 volks-
deutschen Mennoniten, die nur einen geringen An-
teil der rund 2000 nach dem Kriege nach Paraguay 
ausgewanderten volksdeutschen Mennoniten aus-
machen. 
Zum zweiten Teil der Frage: Eine Überprüfung 

der Voraussetzungen und Entwicklungsmöglich-
keiten für Siedlungen durch amtliche Stellen ist 
in Paraguay nicht erfolgt, da, wie schon gesagt, 
amtliche Stellen nicht beteiligt waren. Im übrigen 
gab es seinerzeit — die Auswanderung erfolgte im 
Jahre 1947 — in Paraguay noch keine amtliche 
deutsche Vertretung. 

Die Siedlung in Chile war veranlaßt durch ein 
Angebot des damaligen chilenischen Staatspräsi-
denten, das der Bundesregierung zu einer Zeit ge-
macht wurde, als die Flüchtlingsnot noch beson-
ders groß war. Die Prüfung des Angebots an Ort  

und Stelle durch eine deutsche Studienkommis

-

sion ließ erwarten, daß die Voraussetzungen dafür 
geschaffen werden konnten, existenzlosen heimat-
vertriebenen Bauern eine Lebensgrundlage zu 
geben. 

Zum dritten Teil der Frage: Die Auswanderung 
ist rechtlich nicht beschränkt. Das Risiko einer 
Auswanderung kann dem Auswanderungswilligen 
von amtlicher Seite nicht abgenommen werden. 
Selbstverständlich werden wir den Auswande-
rungswilligen alle Möglichkeiten der Unterrich-
tung über das Zielland und sein Vorhaben er-
schließen. Diesem Zweck dienen das Bundesamt 
für Auswanderung und die gemeinnützigen Aus-
wandererberatungsstellen, die vom Bund finan-
ziell gefördert werden. 

Im Jahre 1955 haben sich über diese Stellen 
260 592 Personen beraten lassen, während im glei-
chen 'Jahr nur 48 567 Personen tatsächlich ausge-
wandert sind. Die Beratungsstellen haben also 
zweifellos aufklärend gewirkt und damit viele 
Auswanderungswillige vor Schaden und Existenz-
verlust bewahrt. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Keine Zusatz-
frage. 

Meine Damen und Herren, ich mache Ihnen den 
Vorschlag, daß wir die Fragen 9, 10 und 25 vor-
ziehen, weil der Herr Abgeordnete Ritzel, der 
Fragesteller, sich in den Haushaltsausschuß be-
geben muß, der heute nachmittag leider noch ein-
mal tagt. - Sie sind damit einverstanden. Ich rufe 
deshalb außer der Reihe die Frage 9 des Herrn 
Abgeordneten Ritzel auf betreffend Störungen 
beim Empfang von UKW-Sendungen durch nicht 
störungsfreie Kraftfahrzeuge: 

Bis wann sind durchgreifende Maßnahmen zu erwarten, um 
zu verhindern, daß weiterhin Störungen beim Empfang von 
UKW-Sendungen durch nicht störungsfreie Autos, Motorräder 
und Mopeds erfolgen? 

Zur Beantwortung hat der Herr Bundesminister 
für das Post- und Fernmeldewesen das Wort. 

Dr.-Ing. Balke, Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen: Herr Abgeordneter, Ihre Frage 
ist praktisch identisch mit der Frage „Gedenkt die 
Bundesregierung durch gesetzliche Regelung die 
Störungen zu beseitigen, die durch Zündkerzen 
von Automobilmotoren entstehen und vielen 
Rundfunkhörern und Fernsehzuschauern den 
Empfang verderben?", die von Herrn Abgeordne-
ten Blachstein in der Fragestunde dieses Hohen 
Hauses am 7. Dezember 1955 gestellt wurde. 
Außerdem bemerke ich, daß ich auf einen Teil der 
Frage schon in der Antwort auf Ihre Frage, Herr 
Abgeordneter Ritzel, am 3. Februar 1956 einge-
gangen bin. 

Die Frage des Herrn Abgeordneten Blachstein 
wurde seinerzeit in meiner Vertretung von Herrn 
Staatssekretär Professor Gladenbeck wie folgt 
schriftlich beantwortet. Ich darf das wiederholen: 

Aufbauend auf den bis zum Jahre 1951 ge-
wonnenen Erfahrungen haben die Fachkreise 
der Starkstrom- und Fernmeldetechnik unter 
Einschluß der Kraftfahrzeug- und Kraftfahr-
zeugzubehörindustrie im Rahmen des Verban-
des Deutscher Elektrotechniker die VDE-Be-
stimmung 0879/10.55 „Richtlinien für die 
Funkentstörung der Hochspannungs-Zünd- 
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anlagen von Otto-Motoren" geschaffen. Der 
VDE hat sie am  1. Oktober 1955 in Kraft ge-
setzt. Damit sind nunmehr die Voraussetzun-
gen für eine technisch und wirtschaftlich gün-
stige Funkentstörung der Zündanlagen von 
Otto-Motoren gegeben. Die genannte VDE-
Bestimmung gilt allerdings vorerst nur als 
Empfehlung. Es wird sich zeigen, ob die deut-
sche Industrie die empfohlenen Richtlinien bei 
der Herstellung von Otto-Motoren von sich 
aus anwendet. Für die Otto-Motoren der in 
Betrieb befindlichen Kraftfahrzeuge und sta-
tionären Anlagen ist die Anwendung der 
VDE-Bestimmung nicht zwingend vorgeschrie-
ben. Da aber die ordentliche Abwicklung der 
Funkdienste gesichert werden muß, wird ge-
prüft, inwieweit die Funkentstörung der Hoch-
spannungs-Zündanlagen für die in Betrieb be-
findlichen Otto-Motoren gesetzlich geregelt 
werden muß. 

Herr Abgeordneter, Ihre heutige Frage nach dem 
Termin für solche Maßnahmen kann nicht mit 
einer bestimmten Zeitangabe beantwortet werden. 
Über die zu treffenden Maßnahmen wird zur Zeit 
noch mit den beteiligten Bundesministerien, mit 
der Kraftfahrzeug- und mit der Kraftfahrzeug-
zubehörindustrie verhandelt. 

Für den Bereich meiner Verwaltung habe ich 
inzwischen das Posttechnische Zentralamt beauf-
tragt, bei der Beschaffung neuer Kraftfahrzeuge 
für die Deutsche Bundespost einheitliche Funkent-
störungsmittel vorzuschreiben. Es ist beabsichtigt, 
den Bundes- und Länderministerien sowie den 
Rundfunkanstalten und Stromversorgungsunter-
nehmen für ihre Bereiche dieselben Maßnahmen 
zu empfehlen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage? 

Ritzel (SPD): Darf ich fragen, Herr Minister, ob 
damit das gemeint ist, was Sie in der seinerzeiti-
gen Fragebeantwortung erklärt haben: „Sollten 
diese Empfehlungen an die Industrie keinen Er-
folg haben, werden wir wahrscheinlich den Weg 
einer Verordnung gehen müssen, obwohl ich als 
Techniker nicht sehr gerne technische Fragen 
durch Verordnungen regele"? 

Dr.-Ing. Balke, Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen: Herr Abgeordneter, es ist unge

-

fähr das gemeint, was ich damals gesagt habe. Ich 
darf vielleicht folgendes hinzusetzen. Meines Er-
achtens kann die Lösung des gesamten Problems 
nur schrittweise erfolgen. Wenn zunächst einmal 
die neue Produktion störungsfrei auf den Markt 
kommt — entsprechende Maßnahmen sind, wie ich 
ausgeführt habe, eingeleitet —, dann andererseits 
Maßnahmen zur Entstörung der schon in Betrieb 
befindlichen Anlagen, die wesentlich größere 
Schwierigkeiten machen, in Angriff genommen 
werden, so wird die Sachlage schon besser werden. 

Ich möchte aber darauf hinweisen, daß ja auch 
noch das Problem der Entstörung ausländischer 
Fahrzeuge besteht, die in die Bundesrepublik 
kommen. Hier sind wahrscheinlich internationale 
Vereinbarungen notwendig, um auch noch diese 
Störungsquellen zu beseitigen. 

Ritzel (SPD): Danke! 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich rufe die 
Frage 10 des Herrn Abgeordneten Ritzel betref-
fend uneheliche Besatzungskinder auf: 

Wie viele uneheliche Besatzungskinder gibt es heute in der 
Bundesrepublik Deutschland? 

Was beabsichtigt die Bundesregierung zu tun, um beim Vor-
liegen eines rechtskräftigen Urteils eines deutschen Gerichts, 
das die Vaterschaft eines Soldaten der fremden Streitkräfte 
und seine  Unterhaltspflicht feststellt, zu bewirken, daß der 
Kindesvater seinen Verpflichtungen auch nachkommt? 

Zur Beantwortung der Herr Bundesminister der 
Justiz. 

Neumayer, Bundesminister der Justiz: Herr Prä-
sident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Die Frage des Herrn Kollegen Ritzel möchte ich 
wie folgt beantworten. 

Nach der von dem Herrn Bundesminister des 
Innern durchgeführten, Anfang dieses Jahres ab-
geschlossenen Sondererhebung über uneheliche 
Kinder, deren Väter Besatzungsangehörige waren, 
wurden in der Bundesrepublik insgesamt 67 753 
Kinder registriert. Von den Vätern waren 37 261 
Amerikaner, 10 194 Franzosen, 8441 Briten, 1768 
belgische Staatsangehörige. Die übrigen Kindes-
väter sind Angehörige der Niederlande, Kanadas, 
Norwegens, Dänemarks, der UdSSR und sonstiger 
Staaten. Bei 607 Kindern war die Nationalität des 
Erzeugers nicht festzustellen. Ich möchte jedoch 
ausdrücklich darauf hinweisen, daß diese Zahlen, 
Herr Kollege Ritzel, keinen Anspruch auf Voll-
ständigkeit erheben, da sich erfahrungsgemäß die 
wirkliche Zahl von Besatzungskindern nur schwer 
oder sogar überhaupt nicht einwandfrei ermitteln 
läßt. 

Die Bundesregierung ist bemüht — damit be

-

antworte ich die zweite Frage, die Sie an mich ge-
richtet haben —, in Verhandlungen mit den 
alliierten Streitkräften eine Verwirklichung der 
rechtskräftig festgestellten Unterhaltsurteile zu 
erwirken. Die Verhandlungen darüber sind noch 
nicht abgeschlossen. 

Diese Frage überschneidet sich mit der Frage 8, 
die Herr Kollege Arndt an mich gerichtet hat und 
die ich noch nicht beantwortet habe. Ich wäre be-
reit, die Antwort auf diese Frage auch jetzt zu 
geben, Herr Menzel. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Sind Sie damit 
einverstanden, Herr Menzel? 

Dr. Menzel (SPD): Ja, ich will an Stelle des Herrn 
Kollegen Arndt die Frage stellen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich rufe auf die 
Frage 8 betreffend die Zustellung von Unterhalts-
klagen durch das amerikanische Hauptquartier. 
Die Frage wird in Vertretung des Herrn Abgeord-
neten Arndt von Herrn Abgeordneten Dr. Menzel 
gestellt: 

Hat das amerikanische Hauptquartier bisher in keinem ein-
zigen Falle die Zustellung einer Unterhaltsklage an einen 
amerikanischen Soldaten mit Erfolg weitergeleitet? 

Haben die deutschen Gerichte erst nach Monaten nur ein 
hektographiertes Schreiben bekommen, worin mitgeteilt wird, 
daß der beklagte Kindesvater nach Amerika versetzt oder nicht 
auffindbar sei? 

Was wird die Bundesregierung tun, um sicherzustellen, daß 
der Truppenvertrag loyal durchgeführt wird? 

Der Herr Bundesminister der Justiz hat das 
Wort. 
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Neumayer, Bundesminister der Justiz: Ich be-
antworte die Frage wie folgt. 

Nach Art. 11 Abs. 5 des Truppenvertrages sind 
die Behörden der Streitkräfte verpflichtet, Zustel-
lungen an die Mitglieder der Streitkräfte entweder 
zuzulassen oder selbst durchzuführen. Die Vertre-
ter der amerikanischen Streitkräfte haben bei Be-
sprechungen über die Durchführung des Truppen-
vertrages erklärt, daß sie die Zustellungen selbst 
vornehmen würden. 

Gegen Ende des vorigen Jahres habe ich Be-
richte darüber erhalten, daß diese Abmachungen 
für Zustellungen in Unterhaltssachen nicht immer 
eingehalten worden sind. Nachdem mir Einzelfälle 
bekanntgeworden sind, habe ich Anfang dieses 
Jahres vom amerikanischen Hauptquartier be-
schleunigte Abhilfe gefordert. Gleichzeitig habe ich 
die Amerikanische Botschaft auf die bestehenden 
Schwierigkeiten hingewiesen. Trotz weiterer in-
zwischen erhobener Vorstellungen ist mir von 
amerikanischer Seite noch kein abschließender Be-
scheid über die Behandlung dieser Fälle zuge-
gangen. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Nach den bisher dem Herrn Bundesminister des 
Innern und mir zugegangenen Berichten läßt sich 
zwar nicht die Feststellung treffen — das ist die 
Frage, die Herr Arndt in erster Linie gestellt 
hat —, daß das amerikanische Hauptquartier in 
keinem Falle die Zustellung einer erforderlich ge-
wordenen Unterhaltsklage an einen amerikani-
schen Soldaten weitergeleitet hat. In einigen Fäl-
len sind Zustellungen in Unterhaltssachen erfolgt. 
In einer geringen Zahl von Verfahren ist auch ein 
Unterhaltsurteil gegen amerikanische Soldaten er-
gangen. In der weitaus größten Zahl der Unter-
haltssachen hat das amerikanische Hauptquartier 
jedoch die Zustellung von Klagen nicht durchge-
führt. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Auf Grund der deutschen Vorstellungen wurde 
das Verhalten der amerikanischen Militärbehörden 
zwischen den zuständigen Ministerien in Wa-
shington erörtert. Wie mir mündlich mitgeteilt 
worden ist, haben diese Erörterungen zu dem Er-
gebnis geführt, daß auch in Unterhaltssachen die 
zur Durchführung des Truppenvertrages getrof-
fene Regelung eingehalten werden soll. In den 
letzten Tagen hat die Amerikanische Botschaft mir 
jedoch mitgeteilt, daß die Militärbehörden zwar 
die Zustellung von Unterhaltsklagen bewirken 
würden, daß sie aber nicht bereit seien, bei der 
Vollstreckung von Urteilen — das ist Ihre Frage, 
Herr Kollege Ritzel — in Unterhaltssachen Hilfe 
zu leisten. Sie hat dabei auf Art. 10 Abs. 1 des 
Truppenvertrages hingewiesen, der eine Vollstrek-
kungshilfe vorsieht, soweit es die dienstlichen Vor-
schriften zulassen. Maßgebend sei insoweit eine 
Dienstvorschrift der Armee aus dem Jahre 1939, 
die eine Hilfe bei der Durchsetzung von Unter-
haltsansprüchen nur auf Grund eines amerikani-
schen Gerichtsurteils oder dann gestatte, wenn der 
Soldat die Vaterschaft anerkannt habe. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß 
dies sowohl dem Wortlaut wie auch dem Geiste des 
Truppenvertrages und des Überleitungsvertrages 
nicht entspricht. Die Bundesregierung wird be-
müht sein, ebenso wie in der Frage der Zustellun-
gen auch bei der Vollstreckung von Unterhalts

-

titeln eine dem Truppenvertrag und dem Überlei

-

tungsvertrag gemäße Regelung durchzusetzen. 

Die Frage der Zustellung und der Vollstreckung 
von Urteilen wird auch in den Verhandlungen über 
den Beitritt der Bundesrepublik zum NATO-Trup-
penstatut erörtert. Die Bundesregierung wird sich 
in diesen Verhandlungen auch weiterhin dafür ein-
setzen, daß diese Fragen in einer den Interessen 
der deutschen Kinder entsprechenden Weise ge-
regelt werden. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage? — Herr Abgeordneter Ritzel. 

Ritzel (SPD): Ich wollte mich nur vergewissern, 
Herr Minister, daß es demnach noch heute so ist, 
wie Sie vor einigen Wochen mitteilten. 

Neumayer, Bundesminister der Justiz: Herr 
Kollege Ritzel, es scheint, insofern ist wohl eine 
Änderung eingetreten, daß nunmehr die Zustellun-
gen bewirkt werden, die Vollstreckung aber davon 
abhängig ist, daß ein amerikanisches Urteil ergan-
gen ist oder aber der betreffende Soldat die Vater-
schaft selbst anerkannt hat. Wir werden uns be-
mühen, auch in diesem Punkte eine Änderung zu 
erreichen. 

Ritzel (SPD): Danke sehr! 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich rufe auf 
Frage 25 des Herrn Abgeordneten Ritzel betreffend 
Boykott der deutschen Diamantindustrie durch Bel-
gien: 

Ich frage die Bundesregierung, was sie getan hat, um end-
lich den seit 1948 bestehenden Boykott gegen die deutsche 
Diamantindustrie zu beheben. Noch immer gilt das belgische 
Ausfuhrverbot für Rohdiamanten nach der Bundesrepublik. 
Hat die Bundesregierung nach der Erlangung der Souveräni-

tät der Bundesrepublik sich bemüht, den Boykott aufzuheben? 

Das Wort zur Beantwortung hat der Herr Bun-
desminister des Auswärtigen. 

Dr. von Brentano, Bundesminister des Auswärti-
gen: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Auf die Frage des Herrn Kollegen Ritzel möchte 
ich antworten: 

Die Bundesregierung hat mehrfach — zuletzt an-
läßlich der Tagung des deutsch-belgisch-luxembur-
gischen Regierungsausschusses in Brüssel im De-
zember vergangenen Jahres — bei der belgischen 
Regierung Vorstellungen erhoben, um die Gewäh-
rung  eines offiziellen Kontingents von 40 000 Karat 
Rohdiamanten zur Veredelung in der Bundesrepu-
blik zu erreichen. 

Zur Begründung wurde hierbei u. a. hervorge-
hoben, 

1. daß die bestehende Praxis im Widerspruch zur 
Mitgliedschaft der beiden Staaten in der Westeu-
ropäischen Union stehe, 

2. daß die starre Anwendung des belgischen 
staatlichen Ausfuhrverbots mit den Grundsätzen 
des GATT und der OEEC nicht in Einklang zu 
bringen sei, 
3. daß die westdeutsche Diamantschleifindustrie 

nicht als Konkurrenz der belgischen Diamantwirt-
schaft auf dem Weltmarkt auftritt. 

Gleichzeitig teilte die deutsche Delegation mit, 
daß die Verbände der deutschen Diamantindustrie 
und die deutsche Gewerkschaft sich bemüht haben, 
die Verbindung zu den belgischen Verbänden und 
Gewerkschaften aufzunehmen. 
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(Bundesaußenminister Dr. von Brentano) 
Mit Schreiben vom 16. April 1956 hat das belgi-

sche Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten 
und Außenhandel den deutschen Antrag abgelehnt, 
und zwar mit folgender Begründung: 

1. In Belgien selbst bestehe ein Mangel an schleif-
baren Rohdiamanten; 

2. das belgische Diamantengewerbe habe mit 
einer aus diesem Mangel resultierenden Arbeits-
losigkeit zu kämpfen; 

3. die von der Diamond Trading Company bezo-
genen Diamanten seien vertragsgemäß innerhalb 
Belgiens zu verarbeiten. 

Am 4. Juni 1956 hat im Ministerium für Wirt-
schaft eine Besprechung des Fachreferats mit den 
Vertretern der zuständigen Verbände der Diamant-
industrie aus den Bezirken Idar-Oberstein, Hanau 
und Brücken in der Pfalz sowie der Industrie- und 
Handelskammer Koblenz — Außenstelle Idar-
Oberstein — stattgefunden. Bis zum 9. Juni wollen 
die Verbände eine zusammenfassende Stellung-
nahme vorlegen, auf Grund deren das weitere Vor-
gehen beschlossen werden wird. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage? — Keine Zusatzfrage. Dann, meine Damen 
und Herren, kehren wir zurück zu der Frage 6, der 
Frage des Herrn Abgeordneten Brück betreffend 
Geschwindigkeitsbeschränkung im Straßenverkehr: 

Wann gedenkt die Bundesregierung die von weiten Kreisen 
der Bevölkerung geforderte Geschwindigkeitsbeschränkung im 
Straßenverkehr einzuführen, damit im Jahre 1956 die Zahl der 
Verkehrstoten (1955 — 12 255) und Verkehrsverletzten (1955 

350 408) endlich abnimmt? 

Das Wort zur Beantwortung hat der Herr Bun-
desminister für Verkehr. 

Dr.-ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Be-
kanntlich wurde durch Art. 4 Nr. 2 des Gesetzes 
zur Sicherung des Straßenverkehrs vom 19. De-
zember 1952 die allgemeine Geschwindigkeits-
begrenzung für Personenkraftwagen aufgehoben. 
Gleichzeitig ist durch Änderung des § 6 des Stra-
ßenverkehrsgesetzes die dem Bundesverkehrs-
minister bis dahin zustehende Ermächtigung, im 
Wege einer Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates die höchstzulässige Fahrgeschwindig-
keit von Personenkraftwagen allgemein und ein-
heitlich zu bestimmen, entzogen worden. 

Die steigende Unfallkurve seit dem Inkrafttreten 
dieser Bestimmungen hat die Diskussion, ob die 
Aufhebung der Geschwindigkeitsbegrenzung mit 
Bezug auf die Verkehrsunfälle weiter verantwortet 
werden kann, immer wieder neu belebt. Auf den 
Verkehrsministerkonferenzen der Länder der Bun-
desrepublik und auf den jährlich unter meinem 
Vorsitz durchgeführten Straßenverkehrssicherheits-
konferenzen stand dieses Problem jedesmal auf der 
Tagesordnung. Auf der diesjährigen Straßen-
verkehrssicherheitskonferenz am 14. März, an der 
neben den Ministern des Innern, der Justiz, der 
Finanzen und für Arbeit die für den Verkehr, den 
Straßenbau, die Polizei, die Justiz, die Finanzen 
und die Kultusangelegenheiten zuständigen Mi-
nister der Länder teilgenommen haben, ist auf 
Grund des in den letzten drei Jahren gesammelten 
statistischen Materials über das Anwachsen der 
Unfälle bei erhöhter Geschwindigkeit die Wieder-
einführung allgemeiner Geschwindigkeitsbeschrän-
kungen vorgeschlagen worden. Zur Begründung 
wurde seitens der Länder vor allem darauf hin-

gewiesen, daß die Unfälle infolge erhöhter Ge-
schwindigkeit sehr schwere Folgen aufweisen. Ich 
darf in diesem Zusammenhang auch auf die Aus-
führungen verweisen, die der bekannte Heidel-
berger Chirurg Professor Dr. Dr. Bauer kürzlich 
auf dem Deutschen Unfalltag 1956 gemacht hat. 

Durch Beschluß der diesjährigen Straßenver-
kehrssicherheitskonferenz bin ich beauftragt, den 
Entwurf eines Gesetzes auszuarbeiten, durch das 
dem Bundesminister für Verkehr die Ermächtigung 
zurückgegeben werden soll, auch für Personen-
kraftwagen wieder zahlenmäßige Höchstgeschwin-
digkeitsgrenzen festzusetzen. Dieser Gesetzentwurf 
liegt dem Bundeskabinett zur Beschlußfassung vor. 
Er enthält — darauf möchte ich ausdrücklich hin-
weisen — keine Fixierung von Höchstgeschwindig-
keitsgrenzen. Zwar sind darüber in der Straßen-
verkehrssicherheitskonferenz Vorschläge gemacht 
worden, doch können diese Fragen mit den Ländern 
erst erörtert werden, wenn durch das vorgeschla-
gene Gesetz die entsprechende Ermächtigung dem 
Bundesminister für Verkehr wieder erteilt wor-
den ist. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage. 

Brück (CDU/CSU): Herr Minister, darf ich Sie 
noch fragen, ob die Bundesregierung bereit ist, 
gerade die statistischen Unterlagen der letzten Wo-
chen aus dem Lande Nordrhein-Westfalen und 
außerdem die statistischen Unterlagen aus dem 
Lande Bayern für ihre Beratungen heranzuziehen, 
damit letztlich doch durch die Einführung der 
Geschwindigkeitsbeschränkung die Zahl der Un-
falltoten gemindert wird? 

Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Selbstverständlich bemühen wir uns, alle Unter-
lagen, die wir bekommen können, dabei heran-
zuziehen. Wir werden sie ja auch benötigen, um bei 
den Beratungen in den Ausschüssen des Bundes-
tages die entsprechenden Unterlagen vorlegen zu 
können. 

Brück (CDU/CSU): Danke schön! 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Frage 7 — Herr 
Abgeordneter Josten — betreffend Änderung der 
Richtlinien für die staatspolitische Erziehung der 
Jugend: 

Ist die Bundesregierung bereit, die Richtlinien für die staats-
politische Erziehung der Jugend dahingehend zu ändern, daß 
zukünftig auch Turn- und Sportlehrgänge als förderungswürdig 
anerkannt werden und dadurch auch Sportverbände für solche 
Lehrgänge Zuschüsse aus dem Bundesjugendplan erhalten 
können? 

Zur Beantwortung hat das Wort der Herr Bun-
desminister des Innern. 

Dr. Schröder, Bundesminister des Innern: Herr 
Präsident! Ich darf dem Herrn Kollegen folgendes 
antworten. Aus Mitteln des Bundesjugendplans 
können Kurse und Lehrgänge gefördert werden, 
die folgende fünf Voraussetzungen erfüllen: ge-
meinschaftsbildender Charakter aller Veranstal-
tungen, Wissensbildung über Fragen der Gemeinde, 
des Staates und der Gesellschaft, Gewissensbildung 
im Sinne eines sozialen und politischen Verant-
wortungsbewußtseins, Erziehung zur Verständigung 
aller Staatsbürger, Heranführung zur praktischen, 
sozialen und politischen Mitarbeit in Gemeinde, 
Staat und Gesellschaft. Das ist ein Auszug aus den 
einschlägigen Richtlinien. 
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Seit Jahren werden auch die Lehrgänge der 

Deutschen Sportjugend gefördert, wenn sie die ge-
nannten Voraussetzungen erfüllen, d. h. wenn 
neben den sportlich-fachlichen Themen auch die 
politische Bildung im pädagogisch richtigen Um-
fange berücksichtigt wird. Im Haushaltsjahr 1956 
wird die Sportjugend hierfür voraussichtlich 
225 000 DM erhalten. 

Es würde den mit der Förderung staatspolitischer 
Bildungsarbeit angestrebten Zielen nicht ent-
sprechen, wenn aus den dafür bereitstehenden Mit

-

teln auch rein sportliche Lehrgänge unterstützt 
würden. Das ist, wie ich hinzufügen darf, nach 
unserem Zuständigkeitskatalog ausschließlich Auf-
gabe der Länder und Gemeinden. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage? 

Josten (CDU/CSU): Eine Zusatzfrage! 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Bitte sehr! 

Josten (CDU/CSU): Ist der Herr Minister nicht 
der Auffassung, daß die echte sportliche Erziehung, 
z. B. Leichtathletik, Sportwandern, Handball, Fuß-
ball, im jugendpflegerischen Sinne persönlichkeits-
bildend ist und daß diese Erziehung daher im 
staatspolitischen Interesse liegt? 

Dr. Schröder, Bundesminister des Innern: Ohne 
Zweifel, Herr Kollege, ist das, was Sie gesagt ha-
ben, zutreffend. Das schließt aber nicht aus, daß 
die Richtlinien, aus denen ich gerade einen Aus-
zug vorgetragen habe, doch einen etwas spezifi-
scheren Charakter tragen als die allgemeinen Ef-
fekte sportlicher Betätigung, die Sie vorhin her-
vorgehoben haben. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Keine weitere 
Zusatzfrage! 

Ich rufe auf Frage 11 des Herrn Abgeordneten 
Hübner betreffend den Anschluß von F-Zügen über 
Zugfunk an das öffentliche Fernsprechnetz: 

Beabsichtigt die Deutsche Bundesbahn, in absehbarer Zeit 
wie vor dem Kriege einzelne oder sämtliche F-Züge über Zug-
funk an das öffentliche Fernsprechnetz anzuschließen, um da-
mit den Reisenden die Erledigung von Ferngesprächen während 
der Fahrt zu ermöglichen? 

Zur Antwort hat das Wort der Herr Bundesmini-
ster für Verkehr. 

Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die 
Deutsche Bundesbahn plant, nachdem eine Ver-
suchsanlage im FT 31/32 „Rhein-Main" sich gut 
bewährt hat, weitere F- und D-Züge, die auf der 
Strecke zwischen Dortmund und Karlsruhe verkeh-
ren und ein Schreibabteil führen, mit Zugfern-
sprechern auszurüsten. 

Die Deutsche Bundesbahn ist im Zugfernsprech-
verkehr auf ortsfeste Funkanlagen angewiesen, 
über die der öffentliche Sprechverkehr durch die 
Deutsche Bundespost mit Fahrzeugen aller Art ab-
gewickelt wird. Für die Bahn geeignete derartige 
Anlagen sind bisher nur im Verlauf der Verbin-
dung Dortmund — Köln — Frankfurt — Karlsruhe 
vorhanden, so daß die Bundesbahn nur solche Züge 
mit Sprechfunkanlagen versehen kann, die in Reich-
weite dieses Funknetzes verkehren. Sollte die Deut-
sche Bundespost ihren Landstraßenfunk erweitern, 
so wird die Deutsche Bundesbahn in Zusammen-
arbeit mit ihr auch den Sprechverkehr auf weitere 
Züge ausdehnen. 

Zur Erläuterung darf ich darauf hinweisen, daß 
vor dem zweiten Weltkrieg nur aus den Zügen der 
Strecke Berlin—Hamburg in das öffentliche Netz 
gesprochen werden konnte. Dabei wurden die Ge-
spräche über parallel geführte Freileitungen abge-
wickelt. Häufig war die Verständigung nicht ein-
wandfrei. Auf elektrifizierten Strecken ist es nicht 
möglich, auf diese Weise Telefongespräche aus fah-
renden Zügen durchzuführen. 

Hübner (DA): Danke! 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Keine Zusatz-
frage? — 

Ich rufe auf Frage 12 des Herrn Abgeordneten 
Kirchhoff betreffend Nachforderung der Einkom-
mensteuer bei Rentnern: 

Ist der Herr Bundesfinanzminister bereit, von der Nach-
forderung der Einkommensteuer bei Rentnern, die oftmals eine 
außerordentliche Härte bedeutet, generell abzusehen oder zu-
mindest den Finanzämtern eine großzügige Behandlung ein-
gehender Erlaßanträge zu empfehlen und den in Betracht 
kommenden Personenkreis in geeigneter Weise auf die Mög-
lichkeit von Erlaßanträgen hinzuweisen? 

Zur Antwort hat das Wort der Herr Staatssekre-
tär im Bundesministerium der Finanzen. 

Hartmann, Staatssekretär im Bundesministerium 
der Finanzen: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich darf zunächst einleitend auf die Tat-
sache hinweisen, daß die Besteuerung privater 
Leibrenten einschließlich der Renten aus den ge-
setzlichen Rentenversicherungen der Arbeiter und 
Angestellten und aus der Knappschaftsversicherung 
ab 1. Januar 1955 grundlegend neu geregelt wor-
den ist. Danach sind die bezeichneten Renten nur 
noch zum Teil einkommensteuerpflichtig, nämlich 
nur noch mit dem Ertrag des Rentenrechts. Der Er-
tragsanteil bemißt sich grundsätzlich nach dem Le-
bensalter des Rentenempfängers zu Beginn des 
Rentenbezugs. Bei älteren Steuerpflichtigen ist der 
Ertragsanteil sehr gering. Beispielsweise beträgt er 
bei einem Rentenempfänger, der im Kalenderjahr 
1954 das 65. Lebensjahr vollendet hat, 20 % der 
jährlichen Rentenbezüge. Von dem sich hiernach 
ergebenden absoluten Ertragsanteil wird zunächst 
ein Pauschbetrag für Werbungskosten von 200 DM 
abgezogen. Außerdem erhält der Steuerpflichtige 
einen Pauschbetrag für Sonderausgaben von 624 
DM. Hat der bezeichnete Rentenempfänger außer 
seinen Rentenbezügen keine weiteren Einkünfte, 
so können hiernach seine Rentenbezüge bis zu 
13 120 DM betragen, ohne daß er zur Einkommen-
steuer herangezogen wird. Dabei ist vorausgesetzt, 
daß er keine Kinderermäßigung bekommt. Erhält 
er Kinderermäßigung, so erhöht sich der Betrag 
noch weiter, z. B. bei Kinderermäßigung für ein 
Kind auf 16 870 DM, wobei die Rentenempfänger 
also keine Einkommensteuer zu zahlen haben. Die 
Rentenempfänger, die nur Einkünfte aus ihren 
Rentenbezügen haben, werden mithin durch diese 
Neuregelung ab 1. Januar 1955 praktisch von der 
Einkommensteuer freigestellt. 

Dies vorausgeschickt, darf ich folgendes sagen: 
Für die Zeit seit dieser Neuregelung werden sich 
hiernach wohl bei der Besteuerung der Renten im 
allgemeinen keine Härten ergeben. Für die Zeit 
bis Ende 1954 können Unbilligkeiten bei Nachfor-
derungen von Einkommensteuer auftreten. Sie 
können jedoch nicht durch generelle Billigkeits-
maßnahmen behoben werden, da das auf eine Än-
derung der bis Ende 1954 geltenden gesetzlichen 
Vorschriften hinauslaufen würde. Eine Billigkeits- 
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maßnahme kann nach den Vorschriften der Reichs-
abgabenordnung nur nach den besonderen Verhält-
nissen des Einzelfalls vorgenommen werden. Da-
für sind aber ausschließlich die Landesfinanz-
behörden zuständig, die nach dem Grundgesetz die 
Einkommensteuer verwalten. 

Dem Bundesfinanzministerium ist bisher nicht 
bekanntgeworden, daß die Landesfinanzbehörden 
bei der Nachforderung von Einkommensteuer von 
Rentnern für Zeiträume bis Ende 1954 engherzig 
verfahren sind. Wenn solche Fälle bekanntwerden 
sollten, wäre das Bundesfinanzministerium bereit, 
sich mit den obersten Landesfinanzbehörden des-
wegen in Verbindung zu setzen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage? 

Kirchhoff (CDU/CSU): Diese Anfrage kommt na-
türlich aus der Praxis meines Wahlkreises; es ist 
eine Anfrage an mich gekommen. Deshalb möchte 
ich den Herrn Staatssekretär fragen: Sehen Sie 
eine Möglichkeit, den Begriff der Unbilligkeit im 
§ 131 der Abgabenordnung in einer Anweisung an 
die Finanzbehörden so zu definieren, daß einer 
großen Zahl von Rentnern geholfen werden kann 
— eben in diesen Fällen aus dem Jahre 1954 —, 
etwa indem Bedingungen aufgestellt werden, bei 
deren Vorliegen die Unbilligkeit ohne weiteres an-
zunehmen und ein Erlaßantrag infolgedessen gün-
stig zu bescheiden ist? 

Hartmann, Staatssekretär im Bundesministerium 
der Finanzen: Herr Abgeordneter, auf Grund der 
föderalistischen Grundsätze des Bonner Grundge-
setzes ist der Bundesfinanzminister nicht in der 
Lage, das Finanzamt Ihres Kreises in diesem Sinne 
anzuweisen. Wir sind aber gerne bereit, wenn Sie 
uns die Einzelfälle bekanntgeben, an den Herrn 
Finanzminister des Landes Nordrhein-Westfalen 
heranzutreten. 

Kirchhoff (CDU/CSU): Danke schön! 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Frage 13 — 
Herr  Abgeordneter Brück — betreffend Wieder-
aufnahme des durchgehenden Reiseverkehrs zwi-
schen Jünkerath und Malmedy: 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, damit der durch-
gehende Reiseverkehr zwischen Jünkerath und Malmedy über 
Losheim wiederaufgenommen werden kann? 

Zu Antwort der Herr Bundesminister für Ver-
kehr. 

Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der 
Verkehr auf der Strecke Jünkerath und Malmedy 
war in diesem dünnbesiedelten Gebiet auch vor 
dem zweiten Weltkrieg recht schwach. Zwischen 
Losheim und Losheimergraben waren die Züge 
nach einer Zählung vom Juni 1939 nur mit durch-
schnittlich sieben Personen besetzt. Der grenzüber-
schreitende Verkehr war noch geringer. 

Bekanntlich ist das Gebiet von Losheim ein-
schließlich des Bahnhofs Losheim und des Loshei-
mergrabens seit 1949 unter belgischer Verwaltung. 
Vor Rückgabe dieses Gebiets dürfte es nicht mög-
lich sein, den durchgehenden Reisezugverkehr nach 
Malmedy wieder aufzunehmen. Die Aufnahme des 
durchgehenden Reiseverkehrs nach Malmedy hängt 
ja von der Zustimmung der belgischen Eisenbahn-
verwaltung ab. Zur Zeit besteht offenbar auf bel

-

gischer Seite keine Neigung, den Reiseverkehr auf 
dieser Strecke wieder aufzunehmen.  

Auch die deutsche Teilstrecke bis Halsschlag, die 
bei einer Länge von 10,5 km durch die Deutsche 
Bundesbahn bedient wird, weist einen verhältnis-
mäßig schwachen Verkehr auf. Zählungen im 
August 1955 ergaben, daß durchschnittlich nur 60 
bis 100 Reisende je Tag und Richtung die vorhan-
denen rund zehn Zugpaare benutzten, so daß pro 
Zug auch hier eine außerordentlich geringe Be-
nutzung zu verzeichnen ist. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage? 

Brück (CDU/CSU): Herr Minister, mir sind die 
Verhältnisse aus meiner früheren Tätigkeit ge-
nauestens bekannt. Aber kann die Bundesregierung 
nicht eben — das ist mein Hauptanliegen — auf 
die belgische Verwaltung einwirken, daß dieser 
Reiseverkehr wieder aufgenommen wird? Denn 
seinerzeit, als der durchgehende Verkehr bestand, 
war der Verkehr sehr rege. Deshalb frage ich: Kön-
nen Sie nicht in dem Sinne auf die belgische Ver-
waltung einwirken, daß sie ihre Zustimmung er-
teilt? 

Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Das ist wiederholt geschehen. Die belgische Ver-
waltung hat es aber niemals positiv aufgenommen; 
ich will mich vorsichtig ausdrücken. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Die Frage 14 und 
die Frage 15 sind zurückgestellt. 

Ich rufe auf die Frage 16 — Abgeordneter Dr. 
Bucher — betreffend Aussonderung der Kommu-
nisten unter den französischen Soldaten und ihre 
Verwendung in Deutschland: 

Trifft es zu, daß die französische Armee beabsichtigt, die 
Kommunisten unter den französischen Soldaten auszusondern 
und in Deutschland zu verwenden, und welche Möglichkeiten 
sieht die Bundesregierung, dieser Absicht, falls sie besteht, 
entgegenzutreten? 

Zur Antwort der Herr Bundesminister für Ver-
teidigung. 

Blank, Bundesminister für Verteidigung: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich darf die 
Frage des Herrn Kollegen Dr. Bucher wie folgt 
beantworten. Der Bundesregierung ist von einer 
Absicht der französischen Armee, die Kommunisten 
unter den französischen Soldaten auszusondern und 
in Deutschland zu verwenden, nichts bekannt. Sie 
hat auch keinerlei Anhaltspunkte für das Bestehen 
einer solchen Absicht ermitteln können. 

Die Bundesregierung sieht sich daher nicht in 
der Lage, eine Erklärung über ihre Absichten in 
einem bisher nicht festgestellten Eventualfall ab-
zugeben. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage? 

Dr. Bucher (FDP): Darf ich die Antwort so ver-
stehen, daß die Bundesregierung auf die kürzlichen 
Pressemeldungen über diese angebliche Absicht 
Ermittlungen angestellt hat? 

Blank, Bundesminister für Verteidigung: Die 
Bundesregierung kann sich in ihrem Verhalten nicht 
von Pressemitteilungen schlechthin veranlassen 
lassen, nun bei französischen Dienststellen nach- 
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zufragen, ob das zutrifft. Aber Ihre Fragestellung, 
Herr Abgeordneter, hat uns natürlich Veranlassung 
gegeben, Ermittlungen anzustellen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Frage 17 wird 
zurückgestellt. 

Ich rufe die Frage 18 des Herrn Abgeordneten 
Maier (Freiburg) betreffend deutsche Bedienstete 
bei alliierten Dienststellen auf: 

Welche Vorkehrungen hat die Bundesregierung für den Fall 
von Massenentlassungen deutscher Bediensteter bei alliierten 
Dienststellen getroffen, um den Betroffenen eine Weiterbe-
schäftigung zu ermöglichen? 

Sieht die Bundesregierung, insbesondere für den Kreis der 
älteren Angestellten, eine bevorzugte Ü bernahme dieses Per-
sonenkreises in die aufzubauende Wehrverwaltung vor? 

Hat die Bundesregierung für die in alliierten Diensten Ver-
bleibenden vertragliche Abmachungen getroffen, daß die Be-
troffenen die gleichen Vertragsrechte erhalten wie die in 
öffentlich-rechtlichen Körperschaften Bediensteten? 

Zur Beantwortung der Herr Staatssekretär im 
Bundesministerium der Finanzen! 

Hartmann, Staatssekretär im Bundesministerium 
der Finanzen: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! 

1. Der Bundesminister der Finanzen hatte bereits 
in der 114. Sitzung des Hohen Hauses am 1. De-
zember 1955 Gelegenheit, zur Frage der Unter-
bringung von entlassenen Arbeitnehmern der aus-
ländischen Streitkräfte folgendes auszuführen: Auf 
Wunsch der Bundesregierung haben sich die Streit-
kräfte bereit erklärt, 

Entlassungsmaßnahmen frühzeitig den ört-
lichen Arbeitsämtern und den Landesarbeits-
ämtern anzuzeigen, und zwar möglichst schon 
vor dem Aussprechen der Kündigung. Bei 
eventuell auftretenden Massenentlassungen ist 
von den Streitkräften zugesagt worden, zu-
sätzlich die Bundesanstalt für Arbeitsvermitt-
lung und Arbeitslosenversicherung und das 
Bundesarbeitsministerium davon in Kenntnis 
zu setzen. 

Maßnahmen, die sich im Bereich der Streitkräfte 
durchführen lassen, sind mit diesen bereits be-
sprochen worden. Es wurde vereinbart, bei der 
Vermittlung von Arbeitnehmern für Dienststellen 
und Einrichtungen der Streitkräfte insbesondere 
ältere Arbeitnehmer mit längerer Dienstzeit bei 
den Stationierungsmächten bevorzugt zur Wieder-
einstellung vorzusehen. Im übrigen ist bei der 
gegenwärtigen Arbeitsmarktlage nicht damit zu 
rechnen, daß die Arbeitsvermittlung größere 
Schwierigkeiten bereitet. 

2. Das Bundesministerium für Verteidigung be-
absichtigt grundsätzlich, soweit Bedarf und Eignung 
vorliegt, entlassene Arbeitnehmer der ausländischen 
Streitkräfte einzustellen. So ist z. B. auf Flugplätzen 
in Bayern vorgesehen, die dort beschäftigten Ar-
beitnehmer in ein Beschäftigungsverhältnis zur 
deutschen Bundeswehr überzuleiten. Entsprechende 
Vorbereitungen sind bereits eingeleitet. 

Soweit eine Einstellung zur Zeit nicht möglich 
ist, werden zur Entlassung kommende Arbeit-
nehmer der ausländischen Streitkräfte durch die 
örtlichen Arbeitsämter besonders erfaßt, damit die 
Dienststellen der Bundeswehr im Bedarfsfalle auf 
diesen Personenkreis zurückgreifen können. 

3. Nach Art. 44 Abs. 4 des Vertrages über die 
Rechte und Pflichten ausländischer Streitkräfte in 
der Bundesrepublik gelten die Arbeitsverhältnisse 

bei den Streitkräften nicht als Tätigkeit im deut-
schen öffentlichen Dienst. Die Bundesregierung und 
die Gewerkschaften des Deutschen Gewerkschafts-
bundes und die Deutsche Angestelltengewerkschaft 
haben daher die Rechtsbeziehungen dieser Arbeit-
nehmer zu den Stationierungsmächten durch be-
sondere Tarifverträge geregelt, die vor wenigen 
Tagen unterzeichnet worden sind. Die Arbeits-
bedingungen und die Entlohnung sind den Effek-
tivleistungen der gewerblichen Wirtschaft angepaßt. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage? 

(Abg. Maier [Freiburg]: Nein, danke!) 
Frage 19 des Herrn Abgeordneten Dr. Schmidt 

(Gellersen) betreffend Umsatzsteuernachzahlungs-
bescheid an landwirtschaftliche Kleinbetriebe im 
Kreise Ahaus: 

Hält es der Bundesfinanzminister mit Rücksicht auf die Fest-
stellungen der Bundesregierung zur Lage der Landwirtschaft und 
die Maßnahmen im Grünen Bericht sowie die in Aussicht ge-
nommene Umsatzsteuerbefreiung für richtig, 

a) daß im Kreise Ahaus mit Datum vom 27. April 1956 Um-
satzsteuernachzahlungsbescheide für sieben Jahre (1949 bis 
1955) an landwirtschaftliche Kleinbetriebe zugestellt wur-
den, weil das Finanzamt vergaß, diese steuerlich zu er-
fassen, 

b) daß die Nachzahlung innerhalb Monatsfrist zu leisten ist? 

Zur Antwort der Herr Staatssekretär im Bun-
desministerium der Finanzen. 

Hartmann, Staatssekretär im Bundesministerium 
der Finanzen: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Das Finanzamt Ahaus hatte in früheren 
Jahren die für die Umsatzsteuer in Betracht kom-
menden Landwirte auf Grund der Personenstands-
aufnahme ermittelt. Im Jahre 1953 hat es Frage-
bogen an alle Landwirte versandt. Auf Grund 
dieser Fragebogen wurde bereits 1953 und 1954 
eine Anzahl größerer und mittlerer Landwirte, die 
bisher umsatzsteuerlich nicht erfaßt waren, nach-
träglich zur Umsatzsteuer herangezogen. Die  Um-
satzsteuerberechnung für die kleineren und zwei-
felhaften Fälle hat das Finanzamt, um die termin-
gemäße Durchführung der Vermögensabgabe-Ver-
anlagung nicht zu gefährden, bis zur Durchführung 
der Vermögensabgabe-Veranlagung zurückgestellt. 
Im Zuge dieser Veranlagung sind weitere nach-
trägliche Umsatzsteuerfeststellungen vorgenommen 
worden. Die letzten Umsatzsteuerbescheide dieser 
Art sind im März und April 1956 abgesandt wor-
den. Damit ist die Feststellung der umsatzsteuer-
pflichtigen Landwirte im Bezirk des Finanzamts 
Ahaus abgeschlossen. 

Ich darf allgemein bemerken, daß die Arbeits-
belastung der Finanzämter so groß war und ist, 
daß sie ihre Aufgaben nicht sämtlich nebeneinander, 
sondern nur hintereinander erledigen können, wie 
es das Finanzamt auch in diesen Fällen getan hat. 
Die letzten der herausgesandten Umsatzsteuer-
bescheide betreffen 43 Landwirte, die Besitzungen 
von 7 bis 10 ha mit fremden Arbeitskräften bewirt-
schaften. Jeder hat für die Zeit von 1950, zum Teil 
auch von 1949 bis 1956 im Durchschnitt rund 300 DM 
Umsatzsteuer nachzuzahlen. Ein Drittel der Land-
wirte hat die Steuer bereits gezahlt. Andere haben 
Stundungs- und Teilzahlungsanträge gestellt, die 
durch das Finanzamt genehmigt oder noch in Be-
arbeitung sind. Vollstreckungsmaßnahmen sind in 
keinem Falle erfolgt. 
Die Abschlußzahlungen sind nach dem Umsatz-

steuergesetz binnen eines Monats nach Bekanntgabe 
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des Bescheids zu entrichten. Das Finanzamt hat nur 
die gesetzlichen Vorschriften eingehalten, wenn es 
hier die ihm vorher nicht bekannten Fälle der 
Umsatzsteuer zur Nachzahlung herangezogen hat. 
Auch die Zahlungsfrist entspricht, wie ich schon 
gesagt habe, den gesetzlichen Vorschriften. Es ist 
den Steuerpflichtigen sicher bekannt, daß sie, falls 
erforderlich, Stundung, Teilzahlung oder Erlaß be-
antragen können. Einen allgemeinen Erlaß der 
Umsatzsteuer der 43 Landwirte kann der Bundes-
finanzminister nicht anordnen, weil das den 
Grundsatz der Gleichmäßigkeit der Besteuerung im 
Verhältnis zu denjenigen Landwirten, die ihre 
Steuer von vornherein ordnungsmäßig entrichtet 
haben, verletzen würde. Ich halte es aber für er-
forderlich, daß mit Rücksicht auf die Lage der 
Landwirtschaft für die Entrichtung der rückstän-
digen Umsatzsteuer Teilzahlungen gewährt werden, 
wie es das Finanzamt zum Teil schon getan hat. 
Die Oberfinanzdirektion Münster und das Finanz-
amt werden also in diesen Fällen Teilzahlungen 
allgemein genehmigen. In den Fällen, in denen die 
Einziehung der Steuer unbillig ist, wird ein Erlaß 
oder ein Teilerlaß der Steuer ausgesprochen werden. 

Dr. Schmidt (Gellersen) (SPD): Ich danke. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Frage 20 — Ab-
geordneter Schneider (Bremerhaven) — betreffend 
Nachwuchs für die Hochseefischerei: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Hochseefischerei 
steigende Schwierigkeiten bei der Bemannung ihrer Schiffe 
hat? 
Welche Maßnahmen kann die Bundesregierung ergreifen, um 

die Nachwuchsschulung entsprechend zu unterstützen? 

Hat die Bundesregierung schon einmal die Frage geprüft, 
ob es nicht zweckmäßig wäre, auch den Beruf des Hochsee-
fischers zum Lehrberuf mit vorgeschriebener Ausbildung zu er-
klären? 

Wie weit fördert die Bundesregierung in diesem Zusammen-
hang den Plan der Jungfischerschulen, und welche Unter-
stützung kann sie diesem Plan angedeihen lassen? 

Zur Antwort der Herr Bundesminister für Er-
nährung, Landwirtschaft und Forsten. 

Dr. h.  C.  Lübke, Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten: Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Die Antwort 
auf diese Frage trage ich im Einvernehmen mit 
den Herren Bundesministern für Verkehr und 
für Arbeit vor. 

1. Der Bundesregierung sind die zunehmenden 
Bemannungsschwierigkeiten beim Einsatz von 
Fischdampfern bekannt. Zur Erleichterung der 
Lage wurden Ausnahmen von den Anforderungen 
der Schiffsbesetzungsordnung genehmigt, soweit 
dies nach der Schiffsbesetzungsordnung zulässig 
und mit der Schiffssicherheit vereinbar war. 

2. Eine Bereitstellung finanzieller Mittel zur 
Unterstützung der Nachwuchsschulung für die 
Hochseefischerei ist dem Bund im Hinblick auf die 
Zuständigkeit der Länder nicht möglich. Um die 
Nachwuchsschulung zu fördern, wird die Bundes-
regierung alle Bemühungen der beteiligten Wirt-
schaftszweige unterstützen, um den Beruf des 
Hochseefischers zum Lehrberuf auszugestalten. Die 
damit zusammenhängenden Probleme sind bereits 
bei der Vorbereitung der Verordnung über die 
Eignung und Befähigung der Schiffsleute des Deck-
dienstes auf Kauffahrteischiffen vom 28. Mai 1956 
erörtert worden. Sollte sich die Hochseefischerei zu 
der Einführung des Lehrberufs „Hochseefischer" 
nicht entschließen können, wird die Bundesregie

-

rung prüfen, ob es möglich ist, auch für die Hoch-
seefischerei eine Verordnung zu erlassen, die der 
oben zitierten Eignungsverordnung entspricht. 

Zu 3. Auch die Errichtung von Jungfischerschulen 
ist primär Angelegenheit der Länder, da sie im 
Rahmen der Verantwortlichkeit für das Berufs-
schulwesen liegt. Dessenungeachtet hat die Bun-
desregierung für die Jungfischerschule in Büsum 
aus Marshallplan-Rückflußmitteln einen Zuschuß 
von 75 000 DM gewährt. Für die seit Jahren ge-
plante Jungfischerschule in Bremerhaven konnte 
bisher die Finanzierung nicht abschließend geklärt 
werden. Nach dem aufgestellten Kostenanschlag 
sind 390 000 DM erforderlich, von denen noch rund 
90 000 DM fehlen. Bisher sind an der Finanzierung 
das Land Bremen, die Stadt Bremerhaven, die 
Seemannsmission, die Fischdampferreeder und der 
Bundesjugendplan — dieser mit 57 000 DM — 
beteiligt. Die Bundesregierung wird also auch die 
Errichtung der Jungfischerschule in Bremerhaven 
unterstützen. Dagegen ist es leider nicht möglich, 
den noch fehlenden Betrag von rund 90 000 DM 
ebenfalls aus Bundesmitteln bereitzustellen. Ich 
habe mich aber gegenüber dem Verband der Deut-
schen Hochseefischereien damit einverstanden er-
klärt, daß dieser Betrag aus nicht verbrauchten 
Mitteln des aus Beiträgen der Fischdampferreeder 
aufgebrachten Ausgleichsstocks „Fischwirtschaft" 
entnommen wird. Hiermit haben sich die Mitglieder 
des Verbandes jedoch nicht einverstanden erklärt. 
Bei der Bedeutung, die der Nachwuchsausbildung 
auf den Jungfischerschulen auch für die Hochsee-
fischerei zukommt und nach erfolgter Anerkennung 
als Lehrberuf in erhöhtem Maße zukommen wird, 
muß die Bundesregierung erwarten, daß sich auch 
die Reeder mit einem namhaften Betrag an der 
Finanzierung der Jungfischerschule in Bremer-
haven beteiligen. 

Schneider (Bremerhaven) (DP): Danke! 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Frage 21 — des 
Herrn Abgeordneten Schneider (Bremerhaven) — 
betreffend Darstellung der Sowjetzone und der 
deutschen Ostgebiete im Oxford-Atlas der König-
lich-Geographischen Gesellschaft in England: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß in dem Oxford -Atlas 
der Königlich-Geographischen Gesellschaft in England die So-
wjetzone als ein selbständiger Staat dargestellt ist, die Oder-
Neiße -Linie als feststehende Grenze erklärt wird und die deut-
schen Ostgebiete eindeutig als feste Bestandteile Polens ge-
kennzeichnet sind? 

Ist die Bundesregierung bereit, bei den zuständigen bri-
tischen Stellen vorstellig zu werden und eine Klärung bzw. 
Beseitigung dieses Tatbestandes zu veranlassen? 

Zur Antwort der Herr Bundesminister des Aus-
wärtigen. 

Dr. von Brentano, Bundesminister des Auswärti-
gen: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Auf die Frage Nr. 21 — des Herrn Abgeordneten 
Schneider (Bremerhaven) — darf ich folgender-
maßen antworten. 
Der Bundesregierung ist bekannt, daß in den 

letzten Ausgaben des Oxford-Atlas Deutschland in 
der Tat so dargestellt ist, wie die Anfrage es schil-
dert. Die Botschaft der Bundesrepublik Deutsch-
land in London hat sowohl über das Foreign Office 
wie auch in direktem Kontakt mit den englischen 
Kartenverlegern versucht, eine Änderung dieser 
Darstellung in englischen Kartenwerken zu erwir-
ken. Das ist bisher nicht gelungen. Das Foreign 
Office erklärte, daß es keine Einwirkungsmöglich- 
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keit auf private Kartenverlage, zu denen auch die 
Oxford University Press gehört, besitze. Die Ver-
lage gaben an, daß sie sich bei ihrer Darstellung 
von den rein tatsächlichen, nicht aber von den 
rechtlichen Verhältnissen leiten ließen. Sie würden 
daher die deutschen Ostgebiete so lange als zu Po-
len gehörig darstellen, als der jetzige tatsächliche 
possessorische Zustand andauere. Der Leiter des 
Geographischen Dienstes begibt sich noch in die-
ser Woche nach England, um im persönlichen Kon-
takt mit den einzelnen Verlegern noch einmal zu 
versuchen, durch fachlich-praktische Vorschläge 
eine Änderung in der Haltung der britischen Kar-
tenverlage herbeizuführen. 

Schneider (Bremerhaven) (DP): Darf ich eine Zu-
satzfrage stellen, Herr Minister. Auf Grund Ihrer 
Ausführungen möchte ich fragen, ob seitens des 
Auswärtigen Amts ein offizieller Schritt geplant 
ist, nachdem die britischen Stellen sich offenbar 
auf den Standpunkt stellen, daß es sich um ein 
Faktum handle, das im Augenblick nicht zu ändern 
sei. Oder gedenkt die Bundesregierung diese Stel-
lungnahme widerspruchslos hinzunehmen? 

Dr. von Brentano, Bundesminister des Auswärti-
gen: Herr Kollege, vielleicht haben Sie meine Ant-
wort nicht verstanden. Das Auswärtige Amt hat 
schon Schritte beim Foreign Office und auch bei 
den Kartenverlegern unternommen, und wenn sich, 
wie ich sagte, noch in dieser Woche der Leiter des 
Geographischen Dienstes nach England begibt, so 
ist es ja ein Beamter des Auswärtigen Amtes, der 
in offiziellem Auftrag dort vorstellig wird. 

Die Antwort des Foreign Office ist natürlich un-
befriedigend. Aber ich glaube nicht, daß sich an 
dieser Antwort etwas ändern läßt. Denn daß keine 
Einwirkungsmöglichkeit auf einen privaten Kar-
tenverlag in England vorliegt, ist klar. Wir werden 
selbstverständlich — das ergibt sich aus der Reise, 
die ich angekündigt habe — dem Foreign Office 
unsere Auffassung mitteilen. 

(Abg. Schneider [Bremerhaven]: 
Danke sehr!) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Frage 22 — Ab-
geordneter Schneider (Bremerhaven) — betreffend 
ehemaliges Marinelazarett in Bremerhaven: 

Ist damit zu rechnen, daß das ehemalige Marinelazarett in 
Bremerhaven wieder in deutsche Hände gelangt, oder welche 
Abmachungen und Absichten bestehen hinsichtlich der Ver-
wendung dieser Anlage? 

Besteht gegebenenfalls die Möglichkeit, die Anlage für zi-
vile Zwecke freizugeben? 

Zur Beantwortung der Herr Staatssekretär im 
Bundesministerium der Finanzen. 

Hartmann, Staatssekretär im Bundesministerium 
der Finanzen: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Das ehemalige deutsche Marinelazarett in 
Bremerhaven wird nach wie vor von den US-
Streitkräften als Lazarett benutzt. Im Hinblick auf 
den starken Durchgangsverkehr in Bremerhaven 
als Verschiffungshafen der US-Streitkräfte ist nicht 
damit zu rechnen, daß das ehemalige deutsche Ma-
rinelazarett in absehbarer Zeit an die deutsche Ver-
waltung zurückgegeben wird. In früheren Ver-
handlungen des Senats der Hansestadt Bremen mit 
den zuständigen US-Dienststellen über die Teil-
freigabe des ehemaligen deutschen Marinelazaretts 
wurde amerikanischerseits auf die Notwendigkeit 
hingewiesen, für eintretende Notfälle eine genü

-

gende Anzahl von Krankenbetten zur Verfügung 
zu haben, zumal es sich um das einzige amerikani-
sche Lazarett im norddeutschen Raum handle. Ich 
darf noch hinzufügen: selbst wenn die US-Streit-
kräfte infolge Änderung der Verhältnisse das ehe-
malige deutsche Marinelazarett zu einem späteren 
Zeitpunkt freigeben sollten, wird eine Verwendung 
der Anlage für zivile Zwecke deswegen nicht in 
Betracht kommen, weil das Lazarett seinem ur-
sprünglichen Verwendungszweck entsprechend von 
der deutschen Bundeswehr benötigt werden wird. 

Schneider (Bremerhaven) (DP): Darf ich eine Zu-
satzfrage stellen? 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage! 

Schneider (Bremerhaven) (DP): Herr Staats-
sekretär, ist Ihnen bekannt, daß das Marinelazarett 
seit vielen Jahren an einer absolut chronischen 
Unterbelegung leidet? 

Sollte unter diesen Umständen nicht versucht 
werden, zu erreichen, daß heute schon mit Rück-
sicht darauf, daß Bremerhaven wieder Marine-
standort geworden ist, auch der deutschen Marine 
die Benutzung des Lazaretts gestattet wird? Kann 
die Bundesregierung in dieser Richtung noch 
Schritte unternehmen? 

Hartmann, Staatssekretär im Bundesministerium 
der Finanzen: Herr Abgeordneter, es ist uns be-
kannt, daß das Lazarett zeitweise sehr stark unter-
belegt ist. Aber die amerikanische Seite hat er-
klärt, daß sich das eben aus dem stoßweisen Ein-
treffen der Transportdampfer in Bremerhaven und 
ihrer entsprechenden Abfahrt ergibt. Ich bin jedoch 
gerne bereit, zusammen mit dem Herrn Bundes-
minister für Verteidigung die Frage zu prüfen, ob 
wenigstens eine Teilbelegung des Lazaretts für 
deutsche Zwecke möglich sein wird. 

Schneider (Bremerhaven) (DP): Ich danke. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Die Frage 23 ist 
zurückgezogen. 

Die Frage 24 — des Herrn Abgeordneten Schmitt 
(Vockenhausen) — betreffend Inbetriebnahme der 
zweiten Fahrbahn der Autobahn Frankfurt (Main) 
— Köln zwischen „Wandersmann" und dem Flug-
hafen Frankfurt: 

Ist dem Herrn Bundesverkehrsminister bekannt, daß die 
zweite Fahrbahn der Autobahn Frankfurt (Main)—Köln zwi-
schen dem „Wandersmann" und dem Flughafen Frankfurt im-
mer noch nicht benutzt wird? 

Welches sind die Gründe dafür, und wann rechnet der Herr 
Bundesverkehrsminister damit, daß die zweite Fahrbahn in 
Betrieb genommen wird? 

Zur Beantwortung der Herr Bundesminister für 
Verkehr. 

Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es ist 
mir bekannt, daß die zweite Fahrbahn der Auto-
bahn Frankfurt (Main)—Köln zwischen „Wanders-
mann" und dem Flughafen Frankfurt noch nicht 
dem Verkehr übergeben ist. Diese Fahrbahn wird 
zusammen mit dem neuen Autobahnkleeblatt am 
Flughafen Frankfurt und der Autobahnteilstrecke 
zwischen dem Kleeblatt und der neugeschaffenen 
Zufahrt nach Frankfurt an die Mörfelder Land-
straße am 10. Juli dieses Jahres eröffnet. 
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Die Gründe, warum die seit einiger Zeit fertig-

gestellte zweite Fahrbahn zwischen Wandersmann 
und Frankfurter Flughafen nicht bereits freige-
geben wurde, sind rein bautechnischer Art. An der 
westlichen Fahrbahn dieser Strecke zeigten sich 
bekanntlich schon kurze Zeit nach der Inbetrieb-
nahme nicht unerhebliche Schäden. Ursache dieser 
Schäden ist der auf diesem Streckenabschnitt be-
sonders massierte Verkehr, der einen sehr hohen 
Anteil schwerer Fahrzeuge aufweist und im Ge-
genverkehr auf einer Fahrbahn abgewickelt wer-
den muß. Die Strecke ist damals so schnell in Be-
trieb genommen worden, um die Todesstraße Wan-
dersmann—Frankfurt so frühzeitig wie möglich zu 
entlasten. Die neue zweite Fahrbahn ist gegen-
über der westlichen Fahrbahn wesentlich trag-
fähiger ausgebildet. Darüber hinaus soll die Erfah-
rung, daß die Festigkeit des Betons in den Monaten 
nach seiner Erhärtung noch in sehr erheblichem 
Maße zunimmt, ausgenutzt werden, um so mehr, 
als auch diese Fahrbahn während der Ausbesse-
rung der westlichen Fahrbahn dem Gegenverkehr 
unterworfen sein wird. Daher empfiehlt es sich, die 
weitere Festigkeitszunahme des Betons als Sicher-
heit gegen Schäden durch die hier zahlreich ver-
kehrenden schweren, oft sogar überladenen Fahr-
zeuge abzuwarten. 
Aus diesen Gründen habe ich mich entschlossen, 

die Betriebseröffnung der zweiten Fahrbahn im 
Einvernehmen mit der hessischen Straßenbauver-
waltung bis zum 10. Juli zurückzustellen. Dies war 
schon bei Beginn der Arbeiten im vorigen Jahr so 
festgelegt. Die hessische Straßenbauverwaltung 
wird bis zum Eröffnungstermin alle Restarbeiten 
zum Abschluß gebracht haben, soweit sie die Ver-
kehrsabwicklung auf der neuen Fahrbahn beein-
flussen. 

Schmitt (Vockenhausen) (SPD): Danke schön! 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Die Frage 26 — 
des Herrn Abgeordneten Wehr — betreffend Aus-
legung des Umsatzsteuergesetzes: 

Ist dem Herrn Bundesfinanzminister bekannt und billigt er, 
daß die „steuerschädliche Bearbeitung" im Sinne des, Umsatz-
steuergesetzes allein aus der Schriftform der Rechnungsstellung 
abgeleitet wird? 

Ist der Herr Bundesfinanzminister der Meinung und hält er 
es für Recht, daß die Großhandelsumsatzsteuer dann gegeben 
ist, wenn die Rechnung die Beträge für jeden Posten einzeln 
ausweist, während die Einzelhandelsumsatzsteuer erhoben 
wird, wenn bei dem gleichen Geschäftsvorfall die Rechnung 
unter Aufführung der einzelnen Posten nur auf den Gesamtbe-
trag lautet? 

Ist dem Herrn Bundesfinanzminister bekannt, daß diese 
letzte Form der Rechnungsstellung ohne weiteres umgangen 
werden kann und sie nur erfolgt, um dem Empfänger die Rech-
nungsprüfung zu erleichtern? 

Ist eine Entscheidung, die in einem rechtskräftigen Anfech-
tungsverfahren vor einem Oberfinanzpräsidium aus gleichem 
Grunde am 13. April 1940 entschieden worden ist und zu-
gunsten des Steuerschuldners wirksam wurde, weiter rechts-
wirksam? 

Zur Beantwortung der Herr Staatssekretär der 
Finanzen! 

Hartmann, Staatssekretär im Bundesministerium 
der Finanzen: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die Entscheidung der Frage, ob eine die 
umsatzsteuerrechtlichen Großhandelsvergünstigun-
gen oder die Gewährung der Ausfuhrhändlerver-
gütung ausschließende schädliche Bearbeitung vor-
liegt, ist nach den Durchführungsbestimmungen 
zum Umsatzsteuergesetz allein davon abhängig, ob 
durch die Behandlung des Gegenstandes nach der 

Verkehrsauffassung ein neues Verkehrsgut, ein Ge

-

genstand anderer Marktgängigkeit, entstanden ist. 
Weder nach diesen Vorschriften noch nach der da-
zu ergangenen höchstrichterlichen Rechtsprechung 
kommt es auf die Form der Rechnungstellung an. 

Es ist mir allerdings bekannt, daß der Reichs-
minister der Finanzen in zwei Erlassen abweichend 
von diesen Grundsätzen bei der Zusammenstellung 
von Sachgesamtheiten die Gewährung des ermä-
ßigten Großhandelssteuersatzes und die Gewäh-
rung der Ausfuhrhändlervergütung davon abhän-
gig gemacht hat, daß die Gegenstände, die zu einer 
Sachgesamtheit zusammengestellt sind, getrennt 
versendet und den Abnehmern getrennt in Rech-
nung gestellt werden. 

Beide Erlasse, die sich zugunsten der Steuer-
pflichtigen auswirken, sind aus dem Bestreben zu 
erklären, die Schwierigkeiten, die in der Feststel-
lung der Verkehrsauffassung liegen, dadurch zu 
vermeiden, daß der Versuch gemacht wird, die Ent-
stehung einer Sachgesamtheit nach objektiven 
Gesichtspunkten festzustellen. Die beiden Erlasse 
sind in der Folgezeit von der Verwaltung und von 
den Steuerpflichtigen auch auf ähnliche Sachver-
halte angewendet worden. 

Aber die Gefahr, daß infolgedessen durch for-
male Gestaltung der Rechnungen unterschiedliche 
Rechtsfolgen ausgelöst werden können, ist nicht zu 
verkennen. 

In der Denkschrift über eine Änderung des Um-
satzsteuergesetzes ist auf Seite 24 ausgeführt, daß 
im Rahmen einer zukünftigen Änderung der 
Durchführungsbestimmungen erwogen werden 
kann, das Zusammenstellen erworbener Gegen-
stände zu Sachgesamtheiten künftig als unschäd-
liche Bearbeitung zu behandeln, wenn die einzel-
nen Gegenstände nicht mechanisch oder körperlich 
zusammengefügt werden. In diesem Falle würden 
dann die beiden von mir erwähnten Erlasse des 
Reichsministers für Finanzen aufgehoben werden. 

Ich darf noch bemerken, daß rechtskräftige An-
fechtungsentscheidungen der Oberfinanzpräsiden-
ten nur Wirksamkeit für den betreffenden Steuer-
abschnitt haben. Das Finanzamt kann daher für 
noch nicht rechtskräftig veranlagte Steuerabschnitte 
von der Anfechtungsentscheidung des Oberfinanz-
präsidenten, die zugunsten des Steuerpflichtigen 
ergangen ist, abweichen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich bitte auf Zu-
satzfragen zu verzichten. Wir müssen die Frage-
stunde nunmehr beenden. Die Fragen sind ja auch 
beantwortet. 

Die nächste Fragestunde ist am Donnerstag, dem 
21. Juni. Sperrfrist für eingehende Fragen: Freitag, 
15. Juni, 12 Uhr. 

Ich komme zu Punkt 2 der Tagesordnung: 

Große Anfrage der Fraktion der SPD betref-
fend Ratifizierung von Übereinkommen der 
Internationalen Arbeitsorganisation (Druck-
sache 2316). 

Das Wort zur Begründung der Großen Anfrage 
hat der Herr Abgeordnete Richter. 

Richter (SPD), Anfragender: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die SPD-Fraktion hat 
sich leider genötigt gesehen, die Große Anfrage 
Drucksache 2316 im Bundestag einzubringen, die 
sich mit der Ratifizierung von Übereinkommen der 
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Internationalen Arbeitsorganisation befaßt, und 
zwar insbesondere mit der Ratifizierung des be-
deutsamen Übereinkommens Nr. 87. Bereits vor 
einem Jahr hatte ich die Ehre, vor Ihnen vier Ini-
tiativgesetzentwürfe der SPD-Fraktion zu begrün-
den. Drei von diesen Übereinkommen, nämlich das 
Übereinkommen Nr. 98 über die Anwendung der 
Grundsätze des Vereinigungsrechts und des Rechts 
zu Kollektivverhandlungen, das Übereinkommen 
Nr. 100 über die Gleichheit des Entgelts männ-
licher und weiblicher Arbeitskräfte für gleichwer-
tige Arbeit sowie das Übereinkommen Nr. 29 über 
die Zwangs- oder Pflichtarbeit, konnten inzwi-
schen die Zustimmung dieses Hohen Hauses fin-
den, so daß die Gesetze veröffentlicht wurden und 
die Ratifikation dieser Übereinkommen im Inter-
nationalen Arbeitsamt in Genf erfolgen dürfte. 

Nur bei einem Übereinkommen, nämlich bei dem 
Übereinkommen Nr. 87 über die Koalitionsfreiheit, 
konnten Schwierigkeiten noch nicht beseitigt wer-
den. Ich glaube, es ist notwendig, über diese 
Schwierigkeiten hier ganz offen zu sprechen. Man 
hat die Weiterberatung der sachlichen Fragen be-
züglich der Ratifikation des Übereinkommens 
Nr. 87 bisher dadurch blockiert, daß man im 
Rechtsausschuß zunächst die Grundsatzfrage prü-
fen will, ob es nach dem Grundgesetz überhaupt 
möglich ist, aus der Mitte des Bundestages Gesetze 
zur Ratifikation internationaler Abkommen einzu-
bringen. Wir sind nach wie vor der Auffassung, 
daß dies sehr wohl möglich ist. 

Was ich jedoch mit Nachdruck herausstellen 
muß, ist der Umstand, daß man versucht, ausge-
rechnet das Übereinkommen Nr. 87 mit einer der-
artigen Grundsatzfrage in Verbindung zu bringen, 
um dadurch einer Auseinandersetzung über das 
Übereinkommen Nr. 87 selbst aus dem Wege zu 
gehen. Jedenfalls müssen wir diesen Eindruck 
haben. Denn warum hat man diese Grundsatzfrage 
erst jetzt angeschnitten? 

Worum handelt es sich überhaupt bei dem Über-
einkommen Nr. 87? Es handelt sich um nicht mehr 
und nicht weniger als um internationale Grund-
sätze der Koalitionsfreiheit, die allgemeine Aner-
kennung gefunden haben. Dem zweiten Absatz 
unserer Großen Anfrage können Sie entnehmen, 
welche Länder dieses Übereinkommen bereits rati-
fiziert haben. Ich frage Sie, meine Damen und 
Herren, soll hier die Bundesrepublik wirklich zu-
rückstehen? 

Der Ratifikation des Übereinkommens stehen, 
wie uns von seiten der Bundesregierung dargelegt 
wurde und wie auch der Herr Bundesarbeits-
minister am 25. Mai des vergangenen Jahres an 
dieser Stelle bestätigt hat, innerpolitische Gründe 
entgegen. Nach dem Übereinkommen ist es 
nicht möglich, Organisationen der Arbeitgeber 
und der Arbeitnehmer im Verwaltungswege auf-
zulösen oder einzuschränken. Es wird gesagt, wir 
müßten uns in Deutschland das Recht vorbehalten, 
gegen etwa sich bildende kommunistische Gewerk-
schaften auch mit politischen Maßnahmen vor-
gehen zu können. Damit wird der Teufel an die 
Wand gemalt. Es gibt in Deutschland keine kom-
munistischen Gewerkschaften. Außerdem hat uns 
bisher noch niemand definieren können, was eine 
kommunistische Gewerkschaft sei. Was man fürch-
tet, sind kommunistische Tarnorganisationen, die 
sich nach außen hin den Anschein von Gewerk-
schaften geben. Hier können nach unserer Ansicht  

keine Schwierigkeiten auftreten, weil es sich dann 
überhaupt um keine Gewerkschaften im Sinne des 
Übereinkommens Nr. 87 handelt. Andererseits 
können wir auch nicht zugestehen, daß es irgend-
einem Verwaltungsbeamten überlassen bleibt, dar-
über zu entscheiden, ob eine Gewerkschaft kom-
munistisch ist oder nicht. Dafür ist das Bundes-
verfassungsgericht zuständig. Der wesentliche 
Zweck des Übereinkommens Nr. 87 ist es, rechts-
staatliche Grundsätze auch für die Gewerkschaften 
anzuerkennen. 

Wir müssen uns überlegen, ob wir, ganz gleich 
aus welchen Gründen, weiterhin in der Welt als 
ein Land dastehen wollen, das nicht in der Lage 
ist, internationale Grundsätze über die Koalitions-
freiheit der Arbeitgeber und Arbeitnehmer anzu-
erkennen. Es handelt sich für die öffentliche Welt-
meinung hier nicht um Formalien, sondern um 
Grundsatzfragen. Schließlich ist das Deutsche Reich 
im Jahre 1933 gerade im Zusammenhang mit der 
Beseitigung der Koalitionsfreiheit in Deutschland 
aus der Internationalen Arbeitsorganisation ausge-
treten. Sie alle wissen, daß innerhalb der Inter-
nationalen Arbeitsorganisation, in der auch die 
Oststaaten Mitglied sind, zur Zeit schwere und 
grundsätzliche Auseinandersetzungen geführt wer-
den, in deren Verlauf von westlicher Seite immer 
wieder darauf hingewiesen wird, daß in zahl-
reichen Staaten der Welt — sei es nun mit Links-
diktatur oder mit Rechtsdiktatur — die Koalitions-
freiheit der Arbeitnehmer und Arbeitgeber nicht 
besteht. Wie sollen wir als deutsche Vertreter an 
diesen Diskussionen über die Koalitionsfreiheit in 
der Internationalen Arbeitsorganisation teilneh-
men, wenn man uns entgegenhalten kann, daß wir 
selbst die grundlegende internationale Abmachung, 
also das Übereinkommen Nr. 87, noch nicht ratifi-
ziert haben? Wer an internationalen Verhandlun-
gen teilgenommen hat, wird mir zustimmen, wenn 
ich sage, daß derartige Beitritte zu zwischenstaat-
lichen Verträgen mehr wiegen als die schönsten 
Reden und Beteuerungen von Bundesministern 
und anderen Stellen. 

Es darf nicht sein, daß man uns immer wieder 
vertröstet und der sachlichen Diskussion ausweicht, 
sondern es ist offen Farbe zu bekennen, und zwar 
nicht in Worten, sondern in Taten. Eine solche Tat 
ist die Ratifikation des Übereinkommens Nr. 87. 
Wir möchten die Bundesregierung dringend er-
suchen, den gesetzgebenden Körperschaften einen 
Entwurf zur Ratifikation des Übereinkommens 
Nr. 87 umgehend zu unterbreiten. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort zur 
Beantwortung der Großen Anfrage der Fraktion 
der SPD hat der Herr Bundesminister für Arbeit. 

Storch, Bundesminister für Arbeit: Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Das Übereinkommen Nr. 87 der Internationalen 
Arbeitsorganisation, das die Große Anfrage der 
SPD auf Drucksache 2316 vom 18. April 1956 zum 
Gegenstand hat, beschäftigt sich mit dem Vereini-
gungsrecht und der Vereinigungsfreiheit. 

Durch Art. 9 des Grundgesetzes und die allge-
meine Gesetzgebung ist — wie schon durch die 
Weimarer Verfassung — insbesondere den Ge-
werkschaften in der Bundesrepublik vollständige 
Freiheit gewährleistet. In der Praxis ist auch — 
das werden Sie mir zugeben müssen — keinerlei 
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Schwierigkeit sichtbar geworden, indem der Staat 
in dieser oder jener Form in die Koalitionsfreiheit 
eingegriffen hätte. 

Schon im Jahre 1952 ist von der Bundesregierung 
der Entwurf eines Gesetzes vorbereitet worden, 
durch das das Übereinkommen Nr. 87 über die 
Koalitionsfreiheit ratifiziert werden sollte. Die 
Weiterverfolgung dieses Gesetzentwurfs stieß zu-
nächst auf Schwierigkeiten, weil den Vorschriften 
des Übereinkommens Nr. 87 gewisse besatzungs-
rechtliche Vorschriften entgegenstanden. 
Als diese Schwierigkeiten ausgeräumt waren, ist 

die Ratifikation des Übereinkommens erneut in die 
Wege geleitet worden. Dabei aber entstanden 
Zweifel, die erst einmal geklärt werden mußten: 
Das Übereinkommen Nr. 87 setzt zwar kein un-
mittelbar geltendes Recht, verpflichtet aber den 
Bund im Falle der Ratifizierung, seine Rechtsord-
nung den Vorschriften des Übereinkommens, so-
weit noch erforderlich, anzupassen. Bei Prüfung 
dieser Auswirkung des Übereinkommens tauchte 
das Problem auf, ob es dann noch möglich sei, 
verfassungsfeindliche Gewerkschaften, die sich bil-
den könnten, aufzulösen. 

In Art. 9 Abs. 2 unseres Grundgesetzes, der auch 
für die Koalitionen gilt, ist festgelegt, daß „Ver-
einigungen, deren Zwecke oder deren Tätigkeit den 
Strafgesetzen zuwiderlaufen oder die sich gegen 
die verfassungsmäßige Ordnung oder gegen den 
Gedanken der Völkerverständigung richten", ver-
boten sind. Wenn z. B. der ostzonale Freie Deutsche 
Gewerkschaftsbund, dem wir nicht das Recht einer 
freien Gewerkschaft zubilligen können und wollen, 
in das Bundesgebiet übergreifen oder versuchen 
würde, hier Zweig- oder Tarnorganisationen zu 
gründen, dann könnte hiergegen nach Art. 9 Abs. 2 
des Grundgesetzes eingeschritten werden. Ein der-
artiges ausdrückliches Verbot fehlt im Überein-
kommen Nr. 87. Es bestimmt zwar, daß die Arbeit-
geber, die Arbeitnehmer und ihre Organisationen 
bei Ausübung ihrer Rechte an die Gesetze gebun-
den sind. Nicht völlig zweifelsfrei war aber bis-
her, ob damit auch die Anwendungsmöglichkeit des 
Art. 9 Abs. 2 des Grundgesetzes gewährleistet ist. 
Dies konnte erst in letzter Zeit, insbesondere durch 
Berichte der zuständigen Stellen des Internationa-
len Arbeitsamts, geklärt werden. 
Die Bundesregierung ist auf Grund dieser Klä-

rungen nunmehr in der Lage, dem Hohen Haus die 
Ratifizierung des Abkommens vorzuschlagen. Sie 
wird den gesetzgebenden Körperschaften in der 
nächsten Zeit den Entwurf eines Ratifizierungs-
gesetzes vorlegen. 
Der Bundesregierung ist sehr wohl bekannt, daß 

das Übereinkommen Nr. 87 von den in der Großen 
Anfrage genannten 16 Mitgliedstaaten der Inter-
nationalen Arbeitsorganisation ratifiziert worden 
ist. Man könnte aber auch sagen: nur vbn 
diesen 16. Zur Zeit gehören der Internationalen 
Arbeitsorganisation 73 Mitgliedstaaten an. Unter 
den 57 Staaten, die das Übereinkommen Nr. 87 bis-
her nicht ratifiziert haben, befinden sich u. a. 
die Vereinigten Staaten von Nordamerika, Kanada, 
Australien, Luxemburg, Neuseeland und die 
Schweiz. Das sind gewiß Länder, in denen die Frei-
heit der Gewerkschaften in besonders starkem 
Maße gesichert ist und die eine sehr fortschrittliche 
Sozialordnung haben. In diesen Ländern scheinen 
auch noch nicht alle Bedenken beseitigt zu sein, 
ob die innerstaatlichen Voraussetzungen für eine 
Ratifikation des Übereinkommens Nr. 87 gegeben 
sind. 

Es ist der Bundesregierung weiterhin bekannt, 
daß die Beratende Versammlung des Europarates 
die Ratifikation des Übereinkommens Nr. 87 den 
Mitgliedstaaten empfohlen hat. Diese Empfehlung 
enthebt die Mitgliedstaaten jedoch nicht von der 
Verpflichtung, zu prüfen, ob die innerstaatlichen 
Voraussetzungen für die Ratifikation des Überein-
kommens Nr. 87 in den betreffenden Ländern ge-
geben sind. 

Die der Internationalen Arbeitsorganisation ge-
genüber übernommene Verpflichtung, in gewissen 
Zeiträumen darüber zu berichten, warum einzelne 
Übereinkommen noch nicht ratifiziert worden sind, 
ist der Bundesregierung selbstverständlich bekannt, 
und die Bundesregierung wird die eingegangene 
Verpflichtung bestimmt innehalten. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Sie haben die 
Antwort der Bundesregierung gehört. Ich frage, ob 
eine Aussprache gewünscht wird. — Die Aus-
sprache wird nicht gewünscht. Damit ist Punkt 2 
der Tagesordnung erledigt. 

Ich rufe auf Punkt 3: 

Zweite und dritte Beratung des Entwurfs 
eines Dritten Gesetzes zur Änderung des 
Bundesergänzungsgesetzes zur Entschädi-
gung für Opfer der nationalsozialistischen 
Verfolgung (Drucksachen 1139, 1949); 

Schriftlicher Bericht des Ausschusses für 
Fragen der Wiedergutmachung (37. Aus-
schuß) (Drucksache 2382, Umdrucke 611, 
612, 615, 616). 

(Erste Beratung: 68. Sitzung.) 

Wird das Wort zur mündlichen Berichterstattung 
gewünscht? — Das Wort wird gewünscht. Als Be-
richterstatter hat das Wort der Herr Abgeordnete 
Dr. Greve. 

Dr. Greve (SPD), Berichterstatter: Meine Da-
men und Herren! Mit den Gesetzesvorschlägen in 
Drucksache 2382 sollen Sie heute den Entwurf 
eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Bundes-
ergänzungsgesetzes zur Entschädigung für Opfer 
der nationalsozialistischen Verfolgung — Druck-
sache 1949 — und den von der Fraktion der SPD 
eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Ände-
rung des Bundesergänzungsgesetzes zur Entschä-
digung für Opfer der nationalsozialistischen Ver-
folgung — Drucksache 1139 — erledigen. 

Die Vorlagen sind im Ausschuß für Fragen der 
Wiedergutmachung, nachdem sie ihm überwiesen 
worden waren, zum Gegenstand eingehender Bera-
tungen gemacht worden, wie den Mitgliedern des 
Hohen Hauses wohl bekannt sein dürfte. Auch der 
neben dem federführenden Ausschuß beteiligte Aus-
schuß für Beamtenrecht und der Haushaltsausschuß 
haben die diese beiden Ausschüsse interessieren-
den Fragen der Gesetzentwürfe beraten und das 
Ergebnis ihrer Beratung dem Ausschuß für Fragen 
der Wiedergutmachung zugeleitet. 

Meine Damen und Herren, Ihnen liegt mein 
Schriftlicher Bericht*) in Drucksache 2382 vor, auf 
den ich mich auch in meiner heutigen Berichter-
stattung beziehe. Ich bitte Sie allerdings um Nach-
sicht, wenn ich Ihnen einige Berichtigungen des 
Schriftlichen Berichts vortragen muß. Um nicht 
noch mehr Zeit zu verlieren, als ohnehin schon ver- 

*) Siehe Anlage 2. 
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Loren gegangen ist, hat es der Ausschuß für rich-
tig gehalten, einige Fragen zurückzustellen. Wie 
diese Fragen zum Teil durch Änderungsanträge zum 
Gesetzentwurf erledigt werden sollen, wird Ihnen 
heute von mir vorgetragen werden. 

Auf Seite 9 in Ziffer 50 heißt es im Schrift-
lichen Bericht: 

Es wird Aufgabe der Bundesregierung sein, 
durch ihre Auslandsvertretungen in geeigneter 
Form die hier vorgesehene Neueröffnung der 
Antragsfrist für die Anmeldung von Verfol-
gungsschäden in der Sozialversicherung und in 
der Kriegsopferversorgung bekanntzugeben. 

Es gibt keine Auslandsvertretungen der Bundes-
regierung, sondern nur Auslandsvertretungen der 
Bundesrepublik Deutschland. Es muß deshalb rich-
tig heißen: 

Es wird Aufgabe der Bundesregierung sein, 
durch die Auslandsvertretungen der Bundes-
republik in geeigneter Form die hier vorge-
sehene Neueröffnung der Antragsfrist ... be-
kanntzugeben. 

Auf Seite 11 in Ziffer 58 Buchstabe a) müssen in 
der vierten Zeile nach den Worten „der Anspruch 
auf" die Worte „Entschädigung für" eingefügt wer-
den, so daß der richtige Wortlaut heißt: 

In § 160 ist der Personenkreis dadurch nicht 
unbeträchtlich erweitert worden, daß abwei-
chend vom geltenden Recht und von der Re-
gierungsvorlage der Anspruch auf Entschädi-
gung für Schaden an Körper oder Gesundheit 
nicht mehr davon abhängig ist, daß der Ver-
folgte Schaden an Freiheit erlitten hat. 

Endlich ist im Mantelgesetz — es findet sich auf 
' Seite 18 bis 20 des Schriftlichen Berichts — in 
Art. III auf Seite 20 des Schriftlichen Berichts statt 
der Worte „das United Restitution Office" zu set-
zen „die United Restitution Organization". 

Das sind die Berichtigungen zum Schriftlichen 
Bericht bzw. zum Mantelgesetz, die ich vorzuneh-
men bitte. 

Meine Damen und Herren! In Ergänzung des 
Schriftlichen Berichts möchte ich nun noch einige 
Ausführungen hier im Plenum machen. 

Auf Seite 2 oben finden Sie folgende Äußerung 
von mir: 

Der Ausschuß hat mit Erschrecken und Entset-
zen Entscheidungen von Entschädigungsbehör-
den und -gerichten zur Kenntnis genommen, 
in denen eine Art des Denkens zum Ausdruck 
kommt, die zum völligen Versagen, ja zum 
Teil in das Gegenteil der Wiedergutmachung 
führen muß. 

Aus dem Bundesjustizministerium ist mir mitge-
teilt worden, daß man zwar keinen Anstoß an die-
ser Formulierung gefunden hat, daß man aber 
doch meint, sie hätte etwas zahmer ausfallen kön-
nen. Meine Damen und Herren, ich bin nicht der 
Auffassung, daß man Mißstände nur zahm kriti-
sieren soll, ich bin der Meinung, daß man Miß-
stände kritisieren soll in der Form, wie sie vor-
kommen; und leider ist es so, daß eine Reihe von 
Entscheidungen der Entschädigungsbehörden und 
der Entschädigungsgerichte nur mit Erschrecken 
und Entsetzen von uns zur Kenntnis genommen 
werden konnten. 

(Abg. Mellies: Sehr richtig!) 

Wir wissen ganz genau, daß an diesen schlechten 
Entscheidungen der Behörden und der Gerichte 
nicht alle Beamten und Angestellten und auch 
nicht alle Richter beteiligt sind. Wir wissen auch 
ganz genau, daß es unter den Beamten und Ange-
stellten und Richtern nicht nur einige wenige gut-
willige und der Wiedergutmachung sehr positiv 
gegenüberstehende Menschen gibt, wir wissen, 
daß es eine ganze Reihe solcher Beamten, Ange-
stellten und Richter in den Entschädigungsbehör-
den und bei den Entschädigungsgerichten gibt, und 
diese brauchen sich durch die Formulierung in dem 
Bericht in keiner Weise getroffen zu fühlen. 

Wenn die Befürchtung ausgedrückt worden ist, 
daß sich viele Richter durch diese Formulierung 
veranlaßt sehen könnten, sich von der Tätigkeit 
in den Entschädigungskammern und Entschädi-
gungssenaten zurückzuziehen, so möchte ich dazu 
sagen, daß ich das außerordentlich bedauern würde. 
Ich glaube nicht, daß diese Bemerkung im Schrift-
lichen Bericht anders aufgefaßt werden kann als 
so, daß sie diejenigen treffen soll, die es angeht. 
Jemand, der sich durch diese Formulierung nicht 
getroffen zu fühlen braucht, braucht auch keine 
Konsequenzen daraus zu ziehen. 

Bei den Beratungen des Ausschusses für Fragen 
der Wiedergutmachung haben wir nicht nur uns 
nicht befriedigende Urteile kritisiert, sondern auch 
gute Urteile positiv hervorgehoben. Das trifft ins-
besondere auch den Bundesgerichtshof selbst. Auf 
derselben Seite in Spalte 2 finden Sie z. B., daß 
wir den Grundsatz, der in der Entscheidung des 
Bundesgerichtshofes vom 22. November 1954 auf-
gestellt worden ist, zur Grundtendenz der ganzen 
Wiedergutmachung gemacht wünschen. Wir haben 
den Wortlaut dieser Entscheidung des Bundesge-
richtshofes ausdrücklich angeführt. Ich bin also der 
Auffassung, daß die Kritik, die wir an den uns 
nicht befriedigenden Entscheidungen geübt haben, 
durchaus zu Recht besteht; das ist die Auffas-
sung des gesamten Ausschusses. Jeder Richter und 
auch jeder Beamte und jeder Angestellte der Ent-
schädigungsbehörden sollte sich durch diese Kritik 
dazu veranlaßt sehen, in Zukunft an die Erledi-
gung der Entschädigungssachen in dem Geiste her-
anzugehen, in dem der Gesetzgeber ihre Erledi-
gung wünscht. 

(Beifall bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren! Zu § 43 — Sie fin-
den das im Bericht unter Ziffer 16 auf Seite 5 — 
habe ich ausgeführt, daß die Entschädigung für 
eine Zugehörigkeit zu einer Wehrmachtbewäh-
rungseinheit gegenüber der Regierungsvorlage neu 
ist. Hier sind gewisse Bedenken in der Richtung 
aufgetaucht, daß z. B. dann, wenn der Tod bei 
normalem Einsatz der Wehrmachtbewährungsein-
heit eingetreten ist, unter Umständen auch An-
sprüche nach dem BEG gestellt werden könnten. 
Meine Damen und Herren, ich habe nicht die Be-
fürchtung, daß solche Ansprüche gestellt werden; 
aber zur Klärung des Sachverhalts möchte ich 
sagen, daß auch bei einer Zugehörigkeit zu einer 
Bewährungseinheit ein Anspruch nach dem BEG 
dann nicht gestellt werden kann, wenn der Tod 
bei normalem Einsatz dieser Bewährungseinheit 
erfolgt ist. Dann ist der Tod eben nicht durch 
nationalsozialistische Verfolgung eingetreten, son-
dern im Kriegseinsatz unmittelbar, der nicht nur 
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bei der Bewährungseinheit sondern auch bei der 
normalen Truppe vorkam. 

(Zuruf des Abg. Franke.) 

— Ich habe ausdrücklich betont, Herr Kollege 
Franke: bei normalem Einsatz. Wenn es einen nor-
malen Einsatz einer Bewährungseinheit nicht ge-
geben hat, dann entfallen selbstverständlich meine 
Bemerkungen insoweit. 
Zu § 49, Bericht Ziffer 16. Der Ausschuß hat sich 

veranlaßt gesehen, nicht nur den Schaden für Frei-
heitsentziehung, sondern auch den Schaden, der 
durch Freiheitsbeschränkung eingetreten ist, er-
satzpflichtig zu machen. Sie lesen, daß wir unter 
Freiheitsbeschränkung das Tragen des Judensterns 
und das Leben in der Illegalität unter menschen-
unwürdigen Bedingungen verstehen. Eine Reihe 
von Entschädigungsbehörden ist bereits heute da-
zu übergegangen, auch derartige Freiheitsbeschrän-
kungen als Freiheitsentziehung anzusehen und das 
schon jetzt geltende Bundesentschädigungsgesetz 
entsprechend anzuwenden. Um aber von vorn-
herein klarzumachen, daß hier gewisse Unter-
schiede bestehen, daß aber beide Kategorien, so-
wohl die der Freiheitsentziehung als auch die 
der Freiheitsbeschränkung, entschädigungsberech-
tigt machen, haben wir die entsprechenden Bestim-
mungen in das Gesetz hereingenommen. 
Selbstverständlich — ich bin darauf erst nach 

der Abfassung des Schriftlichen Berichts gekom-
men — fällt unter menschenunwürdiges Leben 
auch ein Leben unter falschem Namen. Es wurde 
mir gegenüber zum Ausdruck gebracht, daß man 
das Leben unter einem falschen Namen nicht im-
mer als menschenunwürdig bezeichnen könnte und 
sich deshalb veranlaßt sehen würde, entsprechende 
Anträge abzulehnen. Die Auffassung des Aus

-

schusses geht eindeutig dahin, daß das Leben unter 
falschem Namen in jedem Falle illegal und men-
schenunwürdig ist. Es ist nicht würdig, daß ein 
Mensch unter falschem Namen leben muß, und 
wenn er es getan hat, hat er ein menschenunwür-
diges Dasein geführt. Ich bitte nur zu bedenken, 
welchen Gefahren sich alle diejenigen stündlich 
ausgesetzt sahen, die unter falschem Namen lebten, 
und nach dem Willen des Gesetzgebers verpflich-
ten Schäden, die durch das Leben unter falschem 
Namen entstanden sind — Freiheitsentziehung, 
Freiheitsbeschränkung, oder was es auch sonst sein 
mag —, zur Entschädigung. 

Uns sind Fälle bekannt, von denen wir gar nicht 
angenommen haben, daß sie je bei den Behörden 
Bedenken hervorrufen würden. Ich denke an den 
Fall einer Jüdin, der es, nachdem sie im Jahre 1940 
in Polen ins Ghetto gebracht worden war, gelang, 
sich aus dem Ghetto zu befreien und als Christin 
und als Polin zu leben, die aber dann von den 
deutschen Behörden, nun zwar nicht als Jüdin, die 
sie in Wirklichkeit war und auch heute noch ist, 
sondern als christliche Polin verfolgt und ins Kon-
zentrationslager geschleppt wurde. Hier sind die 
Behörden auf den Gedanken gekommen, daß sie, 
da sie nicht als Jüdin, sondern als christliche Polin 
gelebt habe und deswegen ins Konzentrationslager 
gekommen sei, keinen Anspruch auf Schaden wegen 
Freiheitsentziehung habe. 

(Hört! Hört!) 

Gerade das sind die Fälle, die wir nicht so ent-
schieden und behandelt wissen wollten. Wer hat 
denn diese Jüdin veranlaßt, als Christin und als 
Polin unter falschem Namen zu leben? Doch nie-
mand anders als diejenigen, die uns in dieses ganze 

Unglück hineingebracht haben! Dieses Mädchen 
wäre nie auf den Gedanken gekommen, anders 
als als Jüdin zu leben, wenn sie nicht durch die 
Umstände des nationalsozialistischen Regimes in 
Polen dazu gezwungen worden wäre. Ich sage das 
in diesem Bericht ausdrücklich, damit uns später 
von den Behörden und von den Gerichten nicht 
vorgehalten werden kann, daß wir uns nicht deut-
lich genug ausgedrückt hätten. 

Kurz noch etwas zu § 64, Ziffer 21 des Berichts. 
Auch hier sind nach der Herausgabe meines Be-
richts Zweifel aufgetreten, daß beispielsweise die-
jenigen, die als Referendare oder sonst noch in 
der Ausbildung Befindliche aus ihrem Dienst da-
mals entlassen wurden, später nach 1945 jedoch 
ihre vollständige Ausbildung nachgeholt haben 
oder noch nachholen, berechtigt sind, den ihnen im 
beruflichen und wirtschaftlichen Fortkommen ent-
standenen Schaden nach diesem Gesetz geltend zu 
machen. Es ist ausdrücklich der Wille des Gesetz-
gebers, sie insoweit nicht zu beschränken. 

Auch zu § 76, Ziffer 24 des Berichts, ist noch eine 
Ergänzung notwendig. Der Ausschuß ist der Auf-
fassung, daß bei der Berücksichtigung der beruf-
lichen Entwicklungsmöglichkeiten eines Verfolgten, 
der erst am Anfang der Ausübung seines Berufes 
stand — Sie finden das in § 76 Abs. 1 Satz 5 —, 
die tatsächlichen Verhältnisse zugrunde zu legen 
sind, wie sie sich in Deutschland seit der Macht-
ergreifung durch den Nationalsozialismus gestaltet 
haben. Auch hier waren Zweifel aufgetreten, und 
sie sind offenbar noch nicht ganz behoben, so daß 
ich mich veranlaßt sehe, auch hier ausdrücklich 
festzustellen, daß die tatsächlichen Verhältnisse zu-
grunde zu legen sind, wie sie sich in Deutschland 
seit der Machtergreifung durch den Nationalsozia-
lismus gestaltet haben. Es darf keiner, der heute 
Ansprüche geltend macht, deswegen abgewiesen 
werden, weil ihm entgegengehalten werden kann, 
daß diese oder jene Einrichtung gar nicht bestan-
den haben würde, wenn der Nationalsozialismus 
nicht gekommen wäre. 

Zu § 160, Ziffer 58 des Berichts, ist zu sagen, daß 
der Begriff Flüchtling im Sinne der Genfer Kon-
vention, der jetzt im Gesetz neu ist, keine Einen-
gung bedeutet gegenüber der bisherigen Fassung 
des Gesetzes im § 71, in der der Begriff „politi-
scher Flüchtling" Verwendung gefunden hat. Sie 
wissen, daß das Erste sogenannte Bundesergän-
zungsgesetz in diesem Hause nicht beraten wurde 
und daß man damals für die Regierungsvorlage 
gewisse Begriffe noch nicht so klar finden konnte, 
wie es heute möglich ist. Der Ausschuß hat mit 
allen beteiligten Stellen Fühlung genommen und 
ist schließlich zu dem Ergebnis gekommen, daß der 
einzig richtige und wohl auch einzig korrekte Aus-
druck „Flüchtling im Sinne der Genfer Konven-
tion" ist. Aber niemand soll etwa auf den Ge-
danken kommen — wir fürchten, daß das immer 
noch möglich ist, trotz der Tendenz, die wir die-
sem Gesetz geben — , daß diese Neuformulierung 
eine Einengung bedeutet. Deswegen will ich das 
hier ausdrücklich in Ergänzung meines Schriftli-
chen Berichtes noch sagen. 

Zu § 165 — im Bericht Ziffer 58 — ist noch zu 
bemerken, daß der Begriff „ein angemessener Här-
teausgleich" sowohl eine einmalige Zahlung als  
auch einen monatlichen Zuschuß beinhalten kann. 
Insoweit besteht kein Unterschied zu § 75 des bis-
herigen Gesetzes, wo der Begriff einer „angemes-
senen Ausgleichsleistung" verwendet worden ist. 
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Auch hier handelt es sich nicht um eine materielle 
Veränderung, sondern um eine Klärung. 

Zu § 167 — im Bericht Ziffer 59 —: Der Be-
griff „aus Gründen der Nationalität" soll nicht 
zu eng ausgelegt werden. Über die Frage der Ver-
folgung aus nationalen Gründen ist im Ausschuß 
ebenfalls sehr lange beraten worden. Es war sehr 
schwierig, hier klar abzugrenzen. Wir glauben dem 
Plenum hier eine Fassung vorzulegen, mit der bei 
richtiger und vernünftiger Anwendung des Geset-
zes in jeder Weise zufriedenstellend gearbeitet 
werden kann. Ich möchte aber ausdrücklich be-
tonen, daß der Begriff „aus Gründen der Natio-
nalität" nicht zu eng ausgelegt werden soll. Auch 
Angehörige einer Widerstandsbewegung, von denen 
hier die Rede ist, sind dann von der Anwendung 
des Gesetzes nicht ausgeschlossen, wenn sie die 
sonstig en  Voraussetzungen des § 167 erfüllen. 
Ich betone dies hier ausdrücklich in meiner Eigen-
schaft als Berichterstatter, weil mir gesagt worden 
ist, daß das Gesetz auch anders ausgelegt werden 
könnte. Alle Beteiligten sind sich einig, daß das 
Gesetz nicht anders ausgelegt werden kann. Ich 
möchte es aber dennoch hier zu diesem Zweck ge-
sagt haben. Als „aus Gründen ihrer Nationalität 
verfolgt" gelten eben diejenigen, denen wegen ihrer 
Zugehörigkeit zu einem oder wegen ihres Einsatzes 
für einen fremden Staat Unrecht zugefügt worden 
ist. Das sind die allgemeinen Gründe, aus denen 
hier eine Schadensersatzpflicht gegeben sein soll. 

Zu § 169 — im Bericht Ziffer 60 — möchte ich 
folgendes sagen. Meine Damen und Herren, Sie er-
sehen aus dem Gesetz selbst, daß wir fast alle 
Ansprüche sofort fällig gestellt haben und daß nur 
noch einige wenige Ansprüche wegen Schadens an 
Eigentum und wegen Schadens an Vermögen erst 
am 1. April 1957 fällig werden. Im übrigen ist ge-
sagt worden, daß die durch Geldleistungen zu er-
füllenden Ansprüche spätestens bis zum Ablauf 
des Rechnungsjahres 1962 befriedigt werden sollen. 
Das heißt nicht, daß nun die Entschädigungsbehör-
den darauf bedacht sein sollen, die vorhandenen 
Anträge möglichst bis zum Jahre 1962 zu vertei-
len, und daß ihre Erledigung unbedingt bis zum 
Jahre 1962 hinausgeschoben werden muß. Der 
Wille des Gesetzgebers ist es, daß alle Anträge so 
schnell wie möglich nicht nur bearbeitet, sondern 
auch erledigt werden. Der Termin des Jahres 1962 
ist gesetzt worden, weil der Gesetzgeber wünscht, 
daß auch die letzten Anträge bis zum Jahre 1962 
ihre Erledigung gefunden haben. Wir wünschen, 
daß soviel Anträge wie möglich vor diesem Termin 
erledigt werden. 

Als letztes habe ich als Berichterstatter noch eine 
Bemerkung zu § 171 Absatz 5 — das ist im Be-
richt Ziffer 61 — zu machen. Nach dem Ände-
rungsantrag auf Umdruck 611, der Ihnen vorliegt, 
handelt es sich nunmehr hier um den § 238 a. Auf 
den Antrag auf Streichung des § 171 Abs. 5 und 
die Neueinfügung eines § 238 a werde ich bei der 
Aufrufung der betreffenden Paragraphen einge-
hen. 

Der Ausschuß schlägt Ihnen vor, die Gesetzes-
vorlage so anzunehmen, wie er sie beschlossen hat. 
Ich bitte, dabei zu vermerken, daß die beiden Än-
derungsanträge in Umdruck 611 allerdings noch 
Berücksichtigung finden müssen. 

(Beifall.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Meine Damen 
und Herren, es ist ein Brauch des Hauses, dem Be-
richterstatter zu danken. Ich möchte das auch bei 
dieser Vorlage nicht versäumen; ich möchte aber 
diesen Dank des Hauses nicht nur dem Bericht-
erstatter, sondern auch dem Vorsitzenden des Aus-
schusses und dem ganzen Ausschuß zum Ausdruck 
bringen. 

(Beifall bei allen Fraktionen.) 

Ich darf daran erinnern, daß der 1. Deutsche 
Bundestag in seiner letzten Sitzung in Köln nach 
einer Übereinkunft der Fraktionen sein Wort ge-
geben hat, daß im 2. Deutschen Bundestag die Wie-
dergutmachungsfrage erneut aufgerollt, erneut be-
handelt und einer besseren Lösung zugeführt wer-
den würde, als es im 1. Deutschen Bundestag ge-
schehen konnte. Mit .  der Vorlage von heute ist die-
ses Wort, wie ich meine, eingelöst. Das heißt, es 
wird dann Wahrheit, wenn Sie dieses Gesetz ver-
abschiedet haben. 

Daß ich jetzt das Wort dazu nehme, hängt mit 
einer rein technischen Schwierigkeit zusammen. Ich 
muß um 4 Uhr wegen einer anderen dringenden 
dienstlichen Inanspruchnahme abgelöst werden. 
Aber das, was ich zu diesem Gesetz zu sagen habe, 
möchte ich deshalb nicht unter den Tisch fallen-
lassen, 

(erneuter Beifall) 

und ich erlaube mir, damit noch ein Doppeltes zu 
verbinden. 

Wenn wir dieses Gesetz heute — ob mit oder 
ohne Änderungsantrag — verabschieden, dann ist 
das ein Werk und ein Zeugnis des guten Willens 
des ganzen deutschen Volkes. Es bleibt dann immer 
noch ein Rest zu tragen — bitter peinlich! — etwas 
Irreparables und Unkorrigierbares, das weder mit 
Geld noch Gut noch Rechtssatzungen korrigiert 
werden kann. 

(Lebhafter Beifall bei allen Fraktionen.) 
Weil wir uns dessen bewußt sind, meine Damen 

und Herren, sollten wir uns nicht verhärten den 
Problemen gegenüber, die auch in Zukunft in die-
ser Hinsicht auf uns zukommen werden. Niemand 
sollte sagen: Nun ist doch diese Sache endlich ab-
gegolten, und wir sind damit unserer Verpflichtung 
ledig. Das mag in finanzieller und in rechtlicher 
Hinsicht gültig sein. In einem Letzten bleiben wir 
hier aber immer noch Schuldner unserer Vergan-
genheit. 

Zweitens würde ich es sehr begrüßen — ich habe 
hier auch die Bitte einer Fraktion vorliegen, die 
darauf hinzielt und die ich übernehme —, wenn 
der Bundesrat diesen Motivzusammenhang wür-
digte und durch möglichst baldige Verabschiedung 
diesem Werk des guten Willens des Deutschen 
Bundestags so schnell wie möglich zur endgülti-
gen Verwirklichung im deutschen Volk verhülfe. 

(Lebhafte Zustimmung bei allen Parteien.) 
Damit treten wir in die zweite Lesung ein. Das 

Wort hat der Herr Bundesminister der Finanzen. 

Schäffer, Bundesminister der Finanzen: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Der vorlie-
gende Gesetzentwurf ist in erster Lesung in der 
119. Sitzung dieses Hohen Hauses vom 14. Dezem-
ber 1955 eingebracht worden. Ich war damals 
durch Krankheit an der Teilnahme an dieser Sit-
zung verhindert. Ich darf daher heute aus Anlaß 
der zweiten und dritten Lesung des Gesetzentwurfs 
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meinerseits kurz das Wort zu dem Gesetzentwurf 
nehmen. 

Ich möchte nicht versäumen, im Anschluß an die 
Ausführungen des Herrn Berichterstatters auch 
meinerseits der Genugtuung darüber Ausdruck zu 
geben, daß dieses Gesetzgebungswerk, das das Er-
gebnis einer Gemeinschaftsarbeit von Bundesregie-
rung, Bundestag und Bundesrat darstellt, nunmehr 
vor einem Abschluß steht. Ich stimme dem Herrn 
Berichterstatter darin zu, daß es in der Natur 
jedes Gesetzgebungswerkes liegt, daß es seine 
letzte Vollkommenheit nicht erreicht und nicht er-
reichen kann. Wir dürfen indessen wohl feststel-
len, daß es in monatelangen Beratungen gemein-
sam mit allen Sachkundigen gelungen ist, den sei-
nerzeit vom Arbeitskreis erarbeiteten Gesetzent-
wurf noch weiter rechtssystematisch und materiell

-

rechtlich zu verbessern und auch im Verfahrens-
recht eine Reihe neuer Vorschriften zu schaffen, 
von denen wir uns eine Vereinfachung und Be-
schleunigung des Verfahrens versprechen. 

Ich bin dem Vorsitzenden des Ausschusses, dem 
Herrn Abgeordneten Dr. Greve, dafür dankbar, 
daß er während des ganzen Verlaufs der Beratun-
gen des Ausschusses enge Fühlung auch mit dem 
Bundesminister der Finanzen gehalten und ihn 
über den Fortgang der Arbeiten laufend unter-
richtet hat. Auf diese Weise ist es gelungen, das 
enge Einvernehmen, das zwischen den Vertretern 
der Bundesregierung, des Bundestages und des 
Bundesrates schon im Arbeitskreis bestand, auch 
im Wiedergutmachungsausschuß dieses Hohen 
Hauses aufrechtzuerhalten. 
Es erscheint mir von besonderer politischer Be-

deutung, daß nicht nur im Grundsätzlichen, son-
dern auch bei den Erörterungen über die Einzel-
vorschriften des Gesetzentwurfs ein Gegensatz 
zwischen Koalitions- und Oppositionsparteien nie-
mals bestanden hat und daß dort, wo Meinungs-
verschiedenheiten auftraten, es sich stets nur um 
Auseinandersetzungen zwischen Sachverständigen 
handelte. Es bestand insbesondere auch in jeder 
Phase der Beratungen Einverständnis darüber, daß 
bei der Ausgestaltung des Entschädigungsrechts 
für die Opfer der nationalsozialistischen Verfol-
gung bis zur äußersten Grenze des für Bund und 
Länder finanziell Tragbaren gegangen werden 
müsse, daß aber auf der andern Seite dieser Rah-
men unter allen Umständen auch einzuhalten sei. 

Ich darf in diesem Zusammenhang daran er-
innern, daß der Aufwand für das Entschädigungs-
gesetz geltender Fassung zunächst auf rund 4 Mil-
liarden DM geschätzt war, während er nach neue-
ren Schätzungen voraussichtlich 4,5 Milliarden DM 
erreichen wird. Der Mehraufwand für diese No-
velle — unter Zugrundelegung der vom Arbeits-
kreis erarbeiteten und sodann als Regierungsent-
wurf eingebrachten Fassung — war auf 2 bis 2,3 
Milliarden DM geschätzt, während er nach der Fas-
sung, die der Wiedergutmachungsausschuß der Re-
gierungsvorlage nun gegeben hat, sich voraussicht-
lich einem Betrag von rund 3 Milliarden DM 
nähern wird. Das bedeutet, daß nunmehr der Ge-
samtaufwand im Rahmen des Bundesentschädi-
gungsgesetzes rund 7,5 Milliarden DM betragen 
wird. 
Es ist bereits anläßlich der ersten Lesung des 

Gesetzentwurfs über die zahlreichen materiell

-

rechtlichen Verbesserungen gesprochen worden, 
die die Novelle für die Verfolgten bringt. Der 

Schriftliche und der mündliche Bericht des Herrn 
Berichterstatters haben klargemacht, wieviel an 
weiteren Verbesserungen durch die Arbeit des 
Wiedergutmachungsausschusses des Hohen Hauses 
noch vorgesehen worden ist. Alle an der Gesetz-
gebung Beteiligten wissen sehr wohl, daß auch die 
nun vorgesehene Entschädigung keineswegs eine 
Wiedergutmachung geschehenen Unrechts in vol-
lem Umfang darstellen kann, weil dies überhaupt 
nicht im Rahmen des Menschenmöglichen liegt. 
Aber ich darf doch wohl feststellen, daß die nun 
vorgesehenen Milliardenleistungen von Bund und 
Ländern auf dem Gebiet des Entschädigungsrechts, 
zu denen bekanntlich noch die Verbindlichkeiten 
rückerstattungsrechtlicher Art und die Lieferungen 
und Leistungen im Rahmen des Israel-Abkommens 
treten, einen so gewaltigen Aufwand zu Lasten des 
deutschen Steuerzahlers darstellen, daß gelegent-
lich im In- und Ausland immer noch sich er-
hebende kritische Stimmen, es geschehe nichts oder 
zuwenig auf dem Gebiet der Wiedergutmachung, 
nun endlich verstummen sollten. Bundesregierung 
und gesetzgebende Körperschaften sollten sich 
demgemäß darin einig sein, daß mit der vorliegen-
den Neufassung des Gesetzes die abschließende 
bundesgesetzliche Regelung des Rechts der Ent-
schädigung für Opfer der nationalsozialistischen 
Verfolgung getroffen ist. Das liegt nicht zuletzt 
auch im Interesse der Verfolgten selbst, die wissen 
müssen, was ihnen endgültig an entschädigungs-
rechtlichen Ansprüchen zusteht. Auch die unbe-
dingt notwendige rasche Abwicklung der Entschä-
digungsverfahren sollte durch weitere Gesetzes-
änderungen nicht mehr gestört werden. 

Ich darf abschließend der Hoffnung Ausdruck 
geben, daß der Geist, in dem dieses Werk entstan

-

den ist, an dem alle Beteiligten mitgearbeitet 
haben, sich auch auf die Behörden und Gerichte 
auswirken möge, die zur Rechtsanwendung be-
rufen sind. Möge auch in den Verfolgten die Über-
zeugung geweckt und wachgehalten werden, daß 
unsere Bundesrepublik sich der Pflichten bewußt 
ist, die ihr als Rechtsstaat obliegen, und in diesem 
Bewußtsein für geraume Zeit Lasten auf sich ge-
nommen hat, die sich auf die Haushalte von Bund 
und Ländern in den kommenden Jahren in stei-
gendem Maße auswirken werden. Ich bin über-
zeugt, daß die Erwartungen, die sich an die Neu-
gestaltung des Entschädigungsrechtes knüpfen, sich 
erfüllen werden, wenn alle mit der Durchführung 
des Gesetzes befaßten Stellen mit demselben Wil-
len zur Wiedergutmachung ans Werk gehen, von 
dem ebensowohl die Bundesregierung wie der Ge-
setzgeber erfüllt ist. 

Ich spreche nicht nur für die Bundesregierung, 
sondern, wie ich annehme, auch für das Hohe Haus, 
wenn ich an den Bundesrat die dringende Bitte 
richte, den Gesetzentwurf im sogenannten zweiten 
Durchgang in demselben Geist zu behandeln, wie 
dies heute hier geschieht. 

(Beifall auf allen Seiten des Hauses.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich danke auch 
dem Herrn Bundesfinanzminister für seine Aus-
führungen. 

Wir kommen damit zur Beratung der Einzelbe-
stimmungen in zweiter Lesung. Ich rufe zunächst 
auf Artikel I. Änderungsanträge liegen nicht vor. 
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Ich eröffne die Aussprache. Wird dazu das Wort 
gewünscht? — Das Wort wird nicht gewünscht. 

(Bundesjustizminister Neumayer meldet 
sich zum Wort.) 

— Verzeihen Sie, Herr Bundesjustizminister, ich 
hatte nicht bemerkt, daß Sie sich gemeldet haben. 
Sobald ich diesen Artikel abgeschlossen habe, werde 
ich Ihnen das Wort geben. 

Wird zu Artikel I das Wort gewünscht? — Das 
Wort wird nicht gewünscht. Ich schließe die Be-
ratung zu Artikel I. 

Ich komme zur Abstimmung über Artikel I. Wer 
zustimmen will, den bitte ich um ein Handzeichen. 
— Gegenprobe! — Artikel I ist angenommen. 

Nun hat das Wort der Herr Bundesminister der 
Justiz. 

Neumayer, Bundesminister der Justiz: Herr Prä-
sident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Nur einige wenige Worte! Ich möchte meiner be-
sonderen Freude darüber Ausdruck geben, daß ich 
den Worten des Herrn Kollegen Greve entnehmen 
durfte, daß die sehr scharfe Kritik, die er an den 
Gerichten und Richtern in Entschädigungsfragen 
in seinem Schriftlichen Bericht geübt hat, sich nur 
auf einzelne Fälle bezieht und nicht eine generelle 
Ausdehnung erfahren soll. 

(Zuruf von der SPD: Sehr viele Einzel

-

fälle! — Abg. Albers: Z. B. Köln!) 

— Ich sage: auf einzelne Fälle, Herr Kollege 
Albers. Ich weiß, daß Urteile vorgekommen sind, 
die zu einer Kritik berechtigten Anlaß gegeben 
haben. 

(Zuruf von der SPD: Sehr viele!) 

Aber ich möchte doch nicht verfehlen, mit Nach-
druck darauf hinzuweisen, daß die ungefähr 250 
Richter, die für Entschädigungsfragen eingesetzt 
waren und diese behandelt haben, nach bestem 
Wissen und nach dem Gesetz geurteilt haben. 

(Unruhe bei der SPD.) 

Ich möchte nicht schließen, ohne der Hoffnung 
Ausdruck zu geben, daß dieses Gesetz dazu beitra-
gen möge, die schwere Sorge, die uns alle wegen 
der Verfolgten des Nazi-Regimes bedrückt, zu lin-
dern, zu lindern im Rahmen der Möglichkeiten, 
über die die Bundesrepublik verfügt. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abgeord-
neter Dr. Greve! 

Dr. Greve (SPD): Meine Damen und Herren! Ich 
stimme dem Herrn Bundesminister der Justiz in-
soweit zu, als ich meine Ausführungen im Schrift-
lichen Bericht nicht generalisierend aufgefaßt wis-
sen wollte. Der Herr Bundesminister der Justiz 
hat auch recht, wenn er sagt, daß die von mir ge-
übte Kritik auf Grund von Einzelfällen veran-
laßt worden ist. Aber der Einzelfälle waren so 
viele, daß sie überhaupt nicht mehr zu zählen 
waren, und hier kommt meine Kritik an Einzel-
fällen schon einer generellen Kritik nahe. 

Ich bin auch nicht der Auffassung — dies bitte 
ich allerdings nicht als Berichterstatter sagen zu 
dürfen —, daß alle von dem Herrn Bundesmini-
ster der Justiz erwähnten Richter nach bestem 
Wissen und Gewissen Recht gesprochen haben. 
Wenn sie aber nach ihrem besten Wissen und Ge

-

wissen in allen Fällen Recht gesprochen haben 
sollten, dann war eben ihr Wissen nicht aus-
reichend und ihr Gewissen nicht gut genug, um 
die Aufgabe zu erfüllen, die erfüllt werden mußte. 

(Beifall bei der SPD und in der Mitte.) 

Wir haben den Wunsch, daß sich die Herren 
Landesjustizminister zumindest einmal Gedanken 
darüber machen, wie dafür Sorge getragen werden 
kann, daß die zwar durch die Präsidien der Ge-
richte vorzunehmende Besetzung der Kammern 
und Senate unserer Gerichte so erfolgt, daß diese 
mit Richtern besetzt sind, die den Geist des Wie-
dergutmachungsgesetzes verstehen und in der 
Lage sind, sich auch bei ihren Entscheidungen ent-
sprechend zu verhalten. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Meine Damen 
und Herren, damit ist diese Klarstellung von bei-
den Seiten erfolgt, und wir fahren in der zweiten 
Beratung fort. Ich darf bitten, zunächst einmal die 
Seite 24 der Drucksache 2382 aufzuschlagen; denn 
wir treten jetzt in die Beratung der Anlage zu 
Artikel I ein. Dieser Gesetzentwurf gliedert sich 
ja in einen Mantel und in den Kern des Gesetzes. 

Ich rufe jetzt also die eigentlichen gesetzlichen 
Bestimmungen auf der Seite 24 auf, zunächst die 
Präambel und sämtliche Paragraphen des Ersten 
Titels, §§ 1 bis 12. Hierzu liegen keine Ände-
rungsanträge vor. 

Wird zu diesen aufgerufenen Paragraphen das 
Wort gewünscht? — Das Wort wird nicht ge-
wünscht; ich schließe die Beratung zu diesen Para-
graphen im Ersten Titel. Wer ihnen zustimmen 
will, den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegen

-

probe! — Enthaltungen? — Die §§ 1 bis 12 sind 
einstimmig angenommen. 

Ich rufe den Zweiten Titel mit den §§ 13 und 14 
auf. 

Ich eröffne die Beratung. Wird dazu das Wort 
gewünscht? — Das Wort wird nicht gewünscht; ich 
schließe die Beratung. Wer den §§ 13 und 14 zu-
stimmen will, den bitte ich um ein Handzeichen. 
— Gegenprobe! — Enthaltungen? — Einstimmig 
angenommen. 

Wir kommen zum Zweiten Abschnitt. Ich rufe 
die §§ 15, 16, 17, 18, 19, 20 und 21 auf. Dazu liegen 
Änderungsanträge nicht vor. Ich eröffne die Be-
ratung. Wird das Wort gewünscht? — Das Wort 
wird nicht gewünscht; ich schließe die Beratung. 

Wer den aufgerufenen §§ 15 bis 21 zustimmen 
will, den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Einstimmig ange-
nommen. 

Nun kommen wir zu dem § 22. Hier liegt ein 
Änderungsantrag der Abgeordneten Dr. Greve, Dr. 
Böhm (Frankfurt), Dr. Reif, Dr. Strosche, Witten-
burg und Genossen auf Umdruck 611*) vor. Zur 
Begründung dieses Änderungsantrags hat das 
Wort der Herr Abgeordnete Dr. Greve. 

Dr. Greve (SPD): Meine Damen und Herren, die 
Vorschrift des § 22 in gegenwärtiger Fassung 
führt zu einer ungleichen Behandlung von ent-
schädigungsberechtigten Hinterbliebenen. Beispiels-
weise müßte sich nach der vorliegenden Fassung 

*) Siehe Anlage 3. 
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die Witwe eines Briefträgers, der im Beamten-
verhältnis beschäftigt war, ihre vollen Versor-
gungsbezüge auf die Hinterbliebenenrente anrech-
nen lassen, während die Witwe eines Briefträgers, 
der nicht im Beamten-, sondern im Angestellten-
oder im Lohnverhältnis beschäftigt war, die also 
Ruhegeld aus der gesetzlichen Rentenversicherung 
bezieht, die Hinterbliebenenrente sich nicht an-
rechnen lassen muß. Das führt zu einer ungleichen 
Behandlung, die wir beseitigen wollen. Die Mit-
glieder des Ausschusses für Fragen der Wieder-
gutmachung haben in diesem Fall im Einverneh-
men mit den zuständigen Organen des Bundesrates 
es für richtig gehalten, hier bereits einen Ände-
rungsantrag zu stellen, damit nicht aus dem ge-
nannten Grunde der Vermittlungsausschuß ange-
rufen werden muß. Wir halten es für zweckmäßig, 
eine Freigrenze einzuführen, bis zu der Versor-
gungsbezüge usw. aus öffentlichen Mitteln nicht 
angerechnet werden. Wir halten diese Grenze mit 
200 DM für gegeben und bitten Sie, der Fassung 
des § 22, wie sie Ihnen in Umdruck 611 vorliegt, 
Ihre Zustimmung zu geben. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Wird dazu weiter 
das Wort gewünscht? — Das Wort wird nicht ge-
wünscht. Wir kommen zur Abstimmung über den 
Änderungsantrag der Herren Abgeordneten Dr. 
Greve und Genossen*). Wer diesem Änderungs-
antrag zustimmen will, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Der 
Änderungsantrag ist einstimmig angenommen. 
Ich lasse nunmehr abstimmen über den § 22 in 

der durch die Annahme des Änderungsantrages 
geänderten Fassung. Der ganze Text ist entspre-
chend geändert. — § 22 ist in der neuen Fassung 
angenommen. 
Ich rufe auf die §§ 23, — 24, — 25, — 26, — 27, — 

womit der Erste Titel des Zweiten Abschnittes auf-
gerufen ist. Wer diesen §§ 23 bis 27 zustimmen 
will, den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegen-
probe! — Einstimmig angenommen. 
Damit kommen wir zum Zweiten Titel. Ich rufe 

auf die §§ 28 bis 42. Änderungsanträge dazu liegen 
nicht vor. Wird zu diesen §§ 28 bis 42 das Wort 
gewünscht? — Das Wort wird nicht gewünscht. 
Ich schließe die Beratung. Wer den §§ 28 bis 42 
zustimmen will, den bitte ich um ein Handzeichen. 
— Gegenprobe! — Einstimmig angenommen. 

Ich komme zum Dritten Titel und rufe auf die 
§§ 43 bis 50. Auch hier liegen Änderungsanträge 
nicht vor. Wird zu diesen §§ 43 bis 50 das Wort ge-
wünscht? — Das Wort wird nicht gewünscht. Ich 
schließe die Beratung. Wer diesen Paragraphen 
zustimmen will, den bitte ich um ein Handzeichen. 
— Gegenprobe! — Einstimmig angenommen. 

Ich komme zum Vierten Titel, zu den §§ 51 bis 
55. Dazu liegen Änderungsanträge nicht vor. Ich 
eröffne die Beratung. Wird das Wort gewünscht? 
— Das Wort wird nicht gewünscht. Ich schließe die 
Beratung. Wer den Paragraphen dieses Vierten 
Titels zustimmen will, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Einstimmig ange-
nommen. 
Ich komme zum Fünften Titel. 

(Abg. Dr. Reif: Ich bitte ums Wort!) 
— Zu welchem Paragraphen? 

(Abg. Dr. Reif: § 56!) 

*) Siehe Anlage 3. 

— Also ich rufe auf den Fünften Titel. Zu § 56 
hat das Wort der Herr Abgeordnete Dr. Reif. 

Dr. Reif (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich möchte mir, ehe wir über diesen 
Fünften Titel abstimmen, erlauben, eine Frage an 
die Bundesregierung zu richten, und zwar deshalb, 
weil ich in diesen letzten Tagen aus Kreisen in 
Deutschland und im Ausland nachdrücklich darauf 
aufmerksam gemacht worden bin, daß man die 
Schädigung von Verfolgten an ihrem Vermögen, 
wenn sie außerhalb der Reichsgrenzen stattgefun-
den hat, nach diesem Gesetz nicht wiedergutmacht. 
Es ist uns im Ausschuß gesagt worden, daß diese 
Wiedergutmachung in unseren Nachbarländern von 
den Regierungen dieser Länder geleistet werde. 

(Vizepräsident D r. Jaeger übernimmt 
den Vorsitz.) 

Zum Teil geschehe das auf Grund von Gesetzen, 
zum Teil ohne Gesetze. Der Film, der vor einigen 
Tagen — ich glaube, es war in der Fernsehsendung 
des Süddeutschen Rundfunks — unter dem Titel 
„Die Vergessenen" gezeigt wurde, und die Diskus-
sion, die in der deutschen Fernsehsendung von 
einigen Mitgliedern und dem Herrn Präsidenten 
dieses Hauses geführt wurde, lassen vermuten, daß 
Tausende unglücklich Verfolgter sich trotz dieser 
Regelung im größten Elend befinden. Ich würde es 
deshalb gern sehen, wenn die Bundesregierung 
dem Hause, das hier eine schwerwiegende Entschei-
dung fällt, die Versicherung geben könnte, daß in 
dem uns umgebenden Ausland auf Grund von Ge-
setzen oder irgendwelchen Vereinbarungen tatsäch-
lich eine Wiedergutmachung stattfindet, deren Ko-
sten später einmal über Reparationsforderungen 
mit uns verrechnet werden. Wenn die Wiedergut-
machung nicht stattfindet, so gibt das doch min-
destens, wenn wir die Verabschiedung des Gesetz-
entwurfs nicht aufhalten wollen, Veranlassung, uns 
zu überlegen, ob nicht in dieser Beziehung sehr 
bald eine Ergänzung auch dieses Gesetzes notwen-
dig wird. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Herr Bundesminister der Finanzen. 

Schäffer, Bundesminister der Finanzen: Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Grundsätzlich 
läßt sich zu der Frage, die der Herr Vorredner auf-
geworfen hat, nur folgendes erklären. Ist der Scha-
den im Inland erfolgt und verursacht worden, so 
richtet sich die Regelung des Schadens und die 
Wiedergutmachung nach inländischem Recht und 
nach der inländischen Gesetzgebung. Ist der Scha-
den im Ausland eingetreten, so liegt eine Frage des 
Reparationsrechts vor. In sehr vielen Fällen ist auf 
diesem Wege bereits eine Schadensregelung erfolgt. 
Die Bundesregierung ist bereit, diesen Weg auch 
weiter zu beschreiten. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wird noch das Wort 
gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dem § 56 
zuzustimmen wünschen, um das Handzeichen. — 
Es  ist so beschlossen. 

Ich rufe auf die §§ 57 und 58. Wird das Wort ge-
wünscht? — Das ist nicht der Fall. Ich bitte die 
Damen und Herren, die den beiden aufgerufenen 
Paragraphen zuzustimmen wünschen, um das 
Handzeichen. — Es ist so beschlossen. 
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Ich rufe auf die §§ 59, - 60, - 61, - 62 und 63. 

Wird das Wort gewünscht? - Das ist nicht der Fall. 
Ich bitte diejenigen, die den aufgerufenen Paragra-
phen zuzustimmen wünschen, um das Handzeichen. 
- Es ist so beschlossen. 

Ich rufe auf die §§ 64, - 65, - 66, - 67, - 68, 
- 69, - 70, - 71, - 72, - 73, - 74, - 75, -
76,-77,-78,-79,-80,-81,-82,-83,-
84, - 85, - 86. Wird das Wort hierzu gewünscht? 
- Das ist nicht der Fall. Ich bitte die Damen und 
Herren, die den aufgerufenen Paragraphen zuzu-
stimmen wünschen, um das Handzeichen. - Es ist 
so beschlossen. 

Ich rufe auf die §§ 87, - 88, - 89, - 90, - 91, 
- 92, - 93, - 94, - 95, - 96, - 97, - 98. Wird 
das Wort gewünscht? -- Das ist nicht der Fall. Ich 
bitte diejenigen, die zustimmen wollen, um das 
Handzeichen. - Es ist so beschlossen. 

Ich rufe auf die §§ 99, - 100, - 101, - 102, - 
103, - 104, - 105, - 106, - 107, - 108, - 109, 
- 110, - 111, - 112, - 113, - 114, - 115, - 
116, - 117, - 118, - 119, - 120, - 121, - 122, 
- 123, - 124, - 125. Wünscht jemand das Wort? 
- Das ist nicht der Fall. Wer den aufgerufenen Be-
stimmungen zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen. - Es ist so beschlossen. 

Ich rufe auf die §§ 126, - 127, - 128, - 129, - 
130, - 131, - 132, - 133, - 134, - 135, - 136, 
- 137, - 138, - 139. Wird das Wort gewünscht? 
- Das ist nicht der Fall. Dann darf ich diejenigen, 
die zustimmen wollen, um das Handzeichen bitten. 
- Es ist so beschlossen. 

Ich rufe auf § 140. Wird das Wort gewünscht? - 
Das ist nicht der Fall. Wer dem § 140 zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. - Es 
ist so beschlossen. 

Ich rufe den § 141 auf und erteile das Wort 
Herrn Abgeordneten Frenzel. 

Frenzel (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Gestatten Sie mir zunächst einige kurze 
Bemerkungen zum Gesetz überhaupt. Seit elf Jah-
ren schon ist der 2. Weltkrieg zu Ende, und end-
lich heute haben wir im Bundestag die zweite und 
dritte Lesung der Novelle zum Bundesergänzungs-
gesetz zur Entschädigung für Opfer der national-
sozialistischen Verfolgung. 

Wer von Ihnen in der letzten Zeit im Bundes-
gebiet herumgekommen oder im Ausland gewesen 
ist, wird festgestellt haben, daß überall immer 
wieder gerade die Frage der Wiedergutmachung 
diskutiert wurde und daß wir aufgefordert wur-
den, dieses Gesetz endlich einmal zu verabschieden, 
und zwar so, daß möglichst allen Wünschen, die an 
uns herangetragen wurden, Rechnung getragen 
wird. Nach monatelangen Bemühungen ist es end-
lich so weit, daß wir heute diese Beratung haben. 
Es gibt - das soll anerkannt werden - sicherlich 
eine Reihe von Verbesserungen in diesem Gesetz. 
Ich denke gerade an Fälle, die erst wieder vor kur-
zem aufgetaucht sind, wo die Schäden vor dem 
30. Januar 1933 eingetreten sind. Diese Fälle fin-
den jetzt eine Berücksichtigung; eine Wiedergut-
machung ist also jetzt möglich. Das ist sicherlich 
ein Fortschritt. 
Wir stellen weiter fest, daß jetzt sämtliche An-

sprüche vererblich sind. Auch das ist ein bedeuten-
der Fortschritt gegenüber früher. 

Wir haben ferner die einfache Globalregelung. 
 Ich bin der bescheidenen Meinung, daß mit dieser 

die Möglichkeit zur schnellen Entscheidung der 
draußen bei den Landesentschädigungsämtern zu 
Hunderten liegenden Fälle gegeben wird. Daß bei 
Gehaltserhöhungen - beispielsweise bei Beamten 
- automatisch die Erhöhung der Renten Platz 
greift, ist sicherlich ebenfalls ein Fortschritt. 

Ich erwähne eine weitere Frage, die in einzel-
nen Ländern eine Rolle gespielt hat; es ist die 
Frage der Straf- und Bewährungseinheiten. Ich 
erinnere an die Einheit 999. Solche Einheiten um-
faßten immerhin eine Reihe von politisch Verfolg-
ten. Nach der alten gesetzlichen Regelung sind sie 
leider nicht zum Zuge gekommen. In das neue Ge-
setz ist die Wiedergutmachung in diesen Fällen 
aufgenommen. 

Es darf auch nicht übersehen werden, daß ein 
weiterer Fortschritt in diesem Gesetz die Nichtan-
rechnung der Arbeitslosenfürsorge oder überhaupt 
der Fürsorgeleistungen darstellt. Gerade wir, die 
wir im praktischen Leben stehen, haben hundert-
und tausendfach feststellen müssen, zu welchen 
Unzulänglichkeiten, Schwierigkeiten und Ungerech-
tigkeiten die bisherige Regelung oftmals draußen 
geführt hat.  
Daß die Fälligkeit aller Renten in diesem Gesetz 

festgelegt ist, kann ebenfalls als Fortschritt be-
zeichnet werden, genauso wie die Regelung, daß 
der Berechnung nicht mehr zwei Drittel, sondern 
nunmehr drei Viertel eines vergleichbaren Beam-
tengehalts zugrunde gelegt werden sollen. 

Auch die Frage des Stichtages erwähne ich. Ob-
wohl mir die jetzige Lösung noch nicht als genü-
gend erscheint, muß ich doch sagen, daß der 31. De

-

zember 1952 zweifelsohne ein Erfolg gegenüber 
dem früheren Stichtag ist. 

Daß nunmehr auch elternlose Enkel und Adop-
tiveltern, wenn ich auf diese zwei Gruppen zu-
rückkommen darf, ebenfalls als Erben in Betracht 
kommen, sei nur nebenbei erwähnt. 

Da für die Stellung von Anträgen eine neue Frist 
festgelegt ist, werden nun alle diejenigen, die aus 
irgendwelchen Gründen bisher keine Möglichkeit 
gehabt haben, den Antrag zu stellen, dies jetzt tun 
können. 

Es gibt noch eine Reihe von anderen Dingen, die 
zu erwähnen wären - leider können sie infolge 
der Kürze der Zeit nicht alle angeführt werden -, 
in denen sich dieses Gesetz dank der gründlichen 
Beratung zum Segen jener auswirken wird, die 
wiedergutmachungsberechtigt sind. 

Ich darf aber heute bereits an die Exekutive die 
Bitte weitergeben, daß man nicht versäumen möge, 
sobald dieses Gesetz vom Bundestag und, wie ich 
hoffe, auch vom Bundesrat verabschiedet ist, nicht 
nur die einzelnen Stellen des Inlandes mit dem 
notwendigen Material und den notwendigen 
Rechtsverordnungen zu versorgen, sondern auch 
dafür Sorge zu tragen, daß draußen jene, die noch 
im Ausland, ganz gleich ob im Norden oder viel-
leicht in England oder Kanada oder sonstwo, leben, 
wissen, welche Ansprüche sie nach diesem Gesetz 
zu stellen haben, und Ihnen über die diplomatischen 
Vertretungen die Möglichkeit zu geben, diese An-
sprüche zu stellen. Ich will nur hoffen, daß der 
Bürokratismus bei diesem Gesetz überwunden 
wird; denn sonst würde nicht das erreicht werden, 
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was wir im Ausschuß glaubten unter allen Um-
ständen erreichen zu müssen. 

Es gibt natürlich eine Reihe von Dingen, bei 
denen wir bemängeln müssen, daß es nicht möglich 
gewesen ist, sie in dieses Gesetz einzubauen. Wir 
haben vorhin über die Präambel abgestimmt. Wir 
hätten gern gesehen, daß diese Präambel ein Teil 
des Gesetzes geworden wäre. Wir alle, die wir 
draußen in der Praxis stehen, wissen doch, wie die 
Rechtsprechung in den letzten Jahren in den ein-
zelnen Ländern gewesen ist. Wir alle wissen doch, 
daß die Richter nur nach dem Buchstaben des 
Gesetzes handeln und daß infolgedessen das, was 
als Paragraph in das Gesetz eingebaut ist, für den 
Richter etwas anderes darstellt als das, was er in 
der Präambel als Gesichtspunkte liest, nach wel-
chen er Recht sprechen soll. Wir hoffen, daß in der 
späteren Folge von den einzelnen Gerichten jene 
Klagen nicht mehr auftreten, wie wir sie in der 
Vergangenheit leider des öfteren immer wieder 
feststellen mußten. 

Leider ist es nicht möglich gewesen, die Herab-
setzung der Altersgrenze bei den Männern auf 60 
und bei den Frauen auf 55 Jahre zu erreichen. Man 
darf doch nicht verkennen, daß gerade an den 
politisch Verfolgten, sei es nun bei den Männern 
oder bei den Frauen, die Zeit nicht spurlos vor-
übergegangen ist. Wir hoffen aber, daß bezüglich 
der Herabsetzung der Altersgrenze vielleicht in 
späterer Folge noch einmal etwas nachgeholfen 
werden kann. 

Des weiteren bedauern wir, daß es nicht möglich 
gewesen ist, die Mindestrente von 250 DM zu 
erreichen. Nach unserer Meinung wäre dieser Be-
trag als Mindestrente für die politisch Verfolgten 
das Richtige gewesen. Hier steht allerdings immer 
noch eine Reihe von Fragen offen, mit denen man 
sich, auch wenn dieses Gesetz heute verabschiedet 
worden ist, später wird auseinandersetzen müssen. 

Gestatten Sie mir nun, zu dem Paragraphen, zu 
dem ich eigentlich sprechen will — § 141 —, ein 
Wort zu sagen. Wir haben es begrüßt, daß wir die 
Soforthilfe für Rückwanderer in dieses Gesetz ein-
bauen konnten. Wir gingen von dem Standpunkt 
aus, daß auch jene, die durch die unglückseligen 
Umstände der Machtergreifung Hitlers gezwungen 
waren — sei es nun kurz vorher, um diese Zeit 
oder nachher —, ins Ausland zu gehen, und die nun 
wieder aus dem Ausland zurückkehren, zumindest 
das gleiche zum neuen Start haben sollten wie 
andere, die Schuld oder zum Teil Schuld daran 
tragen, daß so grenzenloses Unglück über das 
deutsche Volk hereingebrochen ist. Deshalb sind 
wir froh darüber, daß dieser § 141 in dieses Gesetz 
gekommen ist. 

Aber wir sind auf der anderen Seite sehr bitter 
enttäuscht, daß dieser Paragraph zum Unterschied 
von allen übrigen Bestimmungen dieses Gesetzes 
leider ungleiches und zweierlei Recht schafft. In 
diesem Paragraphen ist angeführt, daß diese Be-
träge nur für jene in Frage kommen, die innerhalb 
der ehemaligen Reichsgrenzen vom 31. Dezember 
1937 gelebt haben. Glauben Sie mir, meine sehr 
verehrten Damen und Herren, wir haben eine 
Unmenge von politisch Verfolgten aus den Vertrei-
bungsgebieten, die auch sehr, sehr viel mitgemacht 
haben. Ich darf Ihnen das an einem Beispiel ver-
deutlichen, damit Sie sehen, daß in diesem Para

-

graphen tatsächlich zweierlei Recht geschaffen 
worden ist. 

Nehmen wir einmal an, daß irgendein politisch 
oder sonst irgendwie Tätiger aus dem Raum von 
Breslau politisch verfolgt wurde. Er mußte nach 
der Machtergreifung Hitlers irgendwo ins Ausland 
gehen. Der nächste Weg über die Grenze war für 
ihn der in die Tschechoslowakei. Er fand mit 
Hunderten und Tausenden — es ist ja nur ein 
einzelner Fall — dort Unterkunft, man hat für ihn 
gesorgt, und er war dabei auch politisch tätig, um 
so viel wie möglich auch illegal das Material nach 
Deutschland zu liefern, das auch während der Nazi-
zeit notwendigerweise in dieses Land geliefert 
werden mußte. Wir hatten ja heute ein sehr prak-
tisches Beispiel in einem Ausschuß, wo einer un-
serer Kollegen berichtete, was er während jener 
Zeit alles von der kirchlichen Seite getan hat; und 
ich darf Ihnen sagen, daß auch von unserer, von 
der politischen Seite während jener Jahre Un-
geheures geleistet worden ist. Als dann 1938 der 
Zusammenbruch der Tschechoslowakei kam — um 
bei dem Beispiel zu bleiben —, ereignete sich fol-
gendes. Der, der den anderen Verfolgten auf-
genommen hatte, mußte mit ihm gemeinsam 
irgendwo über die Grenze gehen, weil auch er 
seines Lebens nicht mehr sicher war. Er hat mit 
ihm die Jahre in Not und Elend in irgendeinem 
Lande verbracht und kam nun nach Jahren, im 
Jahre 1945 oder nachher, weil es sich früher gar 
nicht tun ließ, zurück; mancher lebt in einer so 
großen Notlage, daß er bis heute noch nicht zurück-
kommen konnte, weil er ja den Betrag für die 
Wohnung, den er aufbringen muß, einfach nicht 
aufbringen kann. Die beiden, die jahrelang zu-
sammen diese politische Arbeit, zum Teil unter den 
schwierigsten Umständen der Emigration, getan 
haben, kommen also nun zurück, und der eine 
erhält die Rückwandererhilfe, der andere erhält sie 
nicht. 

Hier muß also eine Ungerechtigkeit gutgemacht 
werden; und wir sind der Meinung, daß sie gut-
gemacht werden kann. Es betrifft nicht nur ein 
Gebiet, sondern die gesamten Vertreibungsgebiete; 
der Kreis derer aber, die dafür in Frage kommen, 
ist sehr gering und sicherlich nur auf einige Dut-
zend zu schätzen. 

Wir wollen heute zu dem § 141 keinen Ände-
rungsantrag stellen, weil wir der Meinung sind, 
daß das Gesetz heute so, wie es vorliegt, über die 
Bühne gehen sollte; die politisch Verfolgten im 
In- und Ausland, die schon mit Schmerzen darauf 
warten, daß dieses Gesetz Wirklichkeit wird, sollen 
nicht länger warten. Wir sind aber der Meinung, 
daß man sich doch Gedanken über den § 141 machen 
kann und machen muß; denn er schafft eine Un-
gleichheit vor dem Gesetz und zweierlei Recht. 
Dieses zweierlei Recht aus der Welt zu schaffen, 
wird und muß unsere Aufgabe in den nächsten 
Wochen und Monaten sein. Deshalb glaube ich, 
heute an den Herrn Bundesfinanzminister ap-
pellieren zu können und zu müssen, sich darüber 
Gedanken zu machen. Ich muß sagen, daß er uns in 
vielen dieser Dinge entgegengekommen ist, und ich 
glaube, nicht vergeblich an ihn die Bitte zu richten, 
auch hier mit uns gemeinsam den Weg zu suchen, 
auf dem man diese Ungerechtigkeit aus der Welt 
schaffen kann. 
Herr Präsident, darf ich gleich unseren Antrag 

zu § 183 mit begründen? 
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Vizepräsident Dr. Jaeger: Das würde ich nicht 
vorschlagen. 

(Abg. Dr. Menzel: Es war vereinbart!) 

— Wenn es vereinbart ist, bitte sehr! 

Frenzel (SPD): Die sozialdemokratische Fraktion 
hat Ihnen in Umdruck 612*) zwei Änderungs-
anträge vorgelegt. Ich darf von vornherein darauf 
hinweisen, daß es keine materiellen Anträge sind; 
wir haben uns an die Vereinbarung gehalten — 
das habe ich auch vorhin gesagt —, materielle 
Änderungsanträge nicht zu stellen. Wir sind aber 
der Meinung, daß wir hier in § 183 Abs. 2 nach 
den Worten „bei den Entschädigungsbehörden" die 
Worte „und bei den Landgerichten" einfügen soll-
ten. Lassen Sie mich dazu folgendes sagen. Wenn 
Sie die Regierungsvorlage zur Hand haben und 
dort den alten § 87 aufschlagen, werden Sie finden, 
daß die Regierungsvorlage das bereits vorgesehen 
hat. Vom Standpunkt der Verfolgtenverbände aus 
müßte ich sagen, daß die Regierungsvorlage viel 
besser ist als das, was im Ausschuß erarbeitet wor-
den ist. Aber wir wollen das, was im Ausschuß 
erarbeitet worden ist, hinnehmen und glauben, daß 
es ebenso gut ist, wenn diese Änderung vorge-
nommen wird. 

Wie sieht denn die Wirklichkeit draußen aus? 
Wir haben eine große Anzahl Verfolgtenorgani-
sationen. Wir dürfen nicht verkennen, daß gerade 
diese Organisationen in den letzten Jahren eine 
sehr gute Arbeit geleistet haben. Ihre Vertreter 
haben versucht, den politisch Verfolgten, der oft 
schon überaltert ist und sich vielfach keinen Rechts-
anwalt leisten kann, zu vertreten. Sie haben nicht 
nur bei den Entschädigungsbehörden, sondern auch 
bei den Landgerichten die Vertretung dieser Per-
sonengruppe übernommen. In dieser Zeit haben sie 
sich auch bei den Landgerichten eine derartige 
Sachkenntnis angeeignet, daß den Verfolgten-
organisationen und ihren Vertretern von diesen 
Stellen große Anerkennung gezollt worden ist. Ich 
glaube, wir dürfen das heute nicht übersehen. An-
gesichts dessen, was hier an Arbeit geleistet wor-
den ist und auf Grund des vorliegenden Gesetzes 
an Arbeit geleistet werden wird, bin ich der Mei-
nung, daß wir dem Antrag, der Ihnen auf Um-
druck 612 unter Ziffer 1 a vorliegt, die Zustim-
mung geben sollten. 

Zweitens haben wir auf Umdruck 612 unter 
Ziffer 1 b den Antrag gestellt, in § 183 Abs. 2 
Satz 2 die Worte „wenn ein wichtiger Grund vor-
liegt, insbesondere" zu streichen. Das ist auch eine 
Notwendigkeit, die sich aus der Praxis ergibt; denn 
wenn wir diesen Satz stehenlassen, kann damit 
natürlich allerhand gemacht werden. Wir sind aber 
der Meinung, daß das, was der Gesetzgeber will, 
bei Streichung ohne weiteres möglich ist. 

Wenn wir dem Antrag, in § 183 Abs. 2 Satz 1 
die Worte „und bei den Landgerichten" einzufügen, 
zustimmen, dann ist es natürlich notwendig, das 
Mantelgesetz in Art. III Nr. 16 entsprechend zu 
ändern. Auch dort müssen dann hinter den Wor-
ten „bei den Entschädigungsbehörden" die Worte 
„und bei den Landgerichten" hinzugefügt werden. 
Da es sich hierbei, wie ich vorhin bereits gesagt 
habe, um keine materielle Änderung handelt, 
sondern um etwas, was sich bereits in den Kreisen 
der politisch Verfolgten eingebürgert hat, darf ich 
Sie bitten, dieser Änderung Ihre Zustimmung zu 

*) Siehe Anlage 4.  

geben. Ich bin der Meinung, daß sich dies nur 
günstig auswirken könnte. 

Ich darf noch darauf hinweisen, daß in Art. III 
Nr. 16 das Wort „Office" in „Organization" geän-
dert werden muß; das „Office" besteht nicht mehr; 
der richtige Name ist „Organization". 

Ich bitte Sie, den Änderungsanträgen, die ich 
im Namen der SPD begründet habe, Ihre Zustim-
mung zu geben. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Herr Bundesminister der Justiz. 

Neumayer, Bundesminister der Justiz: Herr Prä-
sident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Es ist richtig: in der Regierungsvorlage war ur-
sprünglich vorgesehen, daß auch die Verfolgten

-

verbände vor den Landgerichten, also vor den Ent-
schädigungsgerichten erster Instanz, auftreten 
können. Der Ausschuß des Bundestages hat sich 
nach eingehenden Beratungen aus wohlerwogenen 
Gründen entschlossen, hier eine Änderung eintre-
ten zu lassen. Danach können die Verfolgtenver-
bände nicht mehr vor den Landgerichten auftreten. 
Wir haben uns dieser Auffassung angeschlossen, 
da uns die angeführten Gründe überzeugt haben. 
Ich bitte Sie deshalb, den soeben gestellten Antrag 
abzulehnen und die Ausschußfassung des § 183 an-
zunehmen. 
Zur Begründung kurz folgendes. Es ist darauf 

hingewiesen worden, daß ein Verfolgter, wenn er 
sich einen Rechtsanwalt nimmt und er obsiegt, 
unter Umständen trotzdem die Kosten tragen 
müsse. Durch die Ausschußberatungen ist aber der 
§ 227 Abs. 1 derart geändert worden, daß diese 
Kosten nunmehr erstattungsfähig sind. Es liegt 
also heute dasselbe Recht wie im Zivilprozeß bei 
der Vertretung durch Anwälte vor. 

Ein weiterer Grund ist folgender. Vorschriften, 
die eine unentgeltliche Vertretung durch Verbände 
gestatten, haben oft die Auswirkung gehabt, daß 
die Gerichte die Beiordnung eines Armenanwalts 
unter Verweisung auf die Möglichkeit der Vertre-
tung durch Verbände abgelehnt haben. Die Ver-
tretungsbefugnis der Verbände hat sich dann dahin 
ausgewirkt, daß eine Partei nicht in der Lage 
war, den Anwalt ihres Vertrauens zuzuziehen und 
mit ihrer Vertretung zu betrauen. 

Schließlich ist sowohl in § 95 Abs. 1 des Bundes-
vertriebenengesetzes den Flüchtlingsverbänden wie 
auch in der Verordnung über die Vertretung vor 
den Ausgleichs- und Feststellungsbehörden den 
Geschädigtenverbänden nur das Recht zur Rechts-
beratung und zur Vertretung bei Behörden, nicht 
aber das Recht zur Vertretung vor den Gerichten 
gewährt worden. 
Alle diese Gründe veranlassen mich, Sie zu bit-

ten, den § 183 in der Ausschußfassung anzunehmen 
und den gestellten Änderungsantrag abzulehnen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wird das Wort ge-
wünscht? — Das ist nicht der Fall. 

Dann komme ich zur Abstimmung über den 
§ 141, zu dem ein Änderungsantrag nicht vorliegt. 
Wer ihm zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Es ist so beschlossen. 

Ich rufe auf die §§ 142, — 143, — 144, — 145, 
— 146, — 147 und 148. — Wird das Wort ge-
wünscht? — Das ist nicht der Fall. 
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Wer den aufgerufenen Paragraphen zuzustim-

men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. - 
Es  ist so beschlossen. 
Ich rufe auf §§ 149, - 150, - 151, - 152, -

153, - 154, - 155, - 156, - 157, - 158, - 159, 
- 160, - 161, - 162, - 163, - 164, - 165 und 166. - 
Wird das Wort gewünscht? - Das ist nicht der 
Fall. 
Wer den aufgerufenen Paragraphen zuzustim-

men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. - 
Es  ist so beschlossen. 

Ich rufe auf §§ 167, - 168, - 169 und 170. - 
Wird das Wort gewünscht? - Das ist nicht der 
Fall. 
Wer den aufgerufenen Paragraphen zuzustim-

men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. - 
Es  ist so beschlossen. 
Ich rufe auf § 171 und dazu den Antrag Um-

druck 611 Ziffer 2. - Wird das Wort gewünscht? - 
Das ist nicht der Fall. Wer dem Antrag auf Um-
druck 611 Ziffer 2, nach dem der Abs. 5 des § 171 
gestrichen werden soll, zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. - 

(Unruhe.) 

Also: Wer für den Änderungsantrag der Abgeord-
neten Dr. Greve, Dr. Böhm (Frankfurt), Dr. Reif, 
Dr. Strosche, Wittenburg und Genossen auf Strei-
chung des Abs. 5 im § 171 ist, den bitte ich um das 
Handzeichen. - Ich bitte um die Gegenprobe. - 
Das erste war eindeutig die große Mehrheit. Der 
Streichungsantrag ist angenommen. 

Dann lasse ich abstimmen über § 171 in der 
neuen Form, also ohne den Abs. 5. Wer zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. - 
Es  ist so beschlossen. 
Ich rufe auf die §§ 172, - 173, - 174, - 175, - 

176, - 177, - 178, - 179, - 180, - 181 und 182. - 
Wird hierzu das Wort gewünscht? - Das ist nicht 
der Fall. Wer den aufgerufenen Paragraphen zu-
zustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand-
zeichen. - Es ist so beschlossen. 
Ich rufe auf § 183 und dazu den Änderungs-

antrag auf Umdruck 612 Ziffer 1. Hierüber wurde 
vorhin gesprochen. Wird des weiteren das Wort 
gewünscht? - Bitte, Herr Abgeordneter Platner. 

Platner (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Wir schließen uns 
der Bitte des Herrn Bundesjustizministers an - 
und zwar aus den von ihm vorgeschlagenen Grün-
den -, den Änderungsantrag abzulehnen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wird das Wort ge-
wünscht? - Das ist nicht der Fall. 

Ich lasse nunmehr abstimmen über den Antrag 
der Fraktion der SPD auf Umdruck 612 Ziffer 1. 
Wer diesem Antrag zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. - Ich bitte um die 
Gegenprobe. - Das letztere war die Mehrheit; der 
Antrag ist abgelehnt. 

Ich lasse abstimmen über § 183 in der Ausschuß-
fassung. Wer ihm zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. - Es ist so beschlossen. 

Ich rufe auf die §§ 184, - 185, - 186, - 187, -
188, - 189, - 190, - 191, - 192, - 193, - 194, 
- 195, - 196, - 197, - 198, - 199, - 200, -
201, - 202, - 203, - 204, - 205, - 206, - 207. - 
Wird hierzu das Wort gewünscht? - Das ist nicht  

der  Fall.  Wer den aufgerufenen Paragraphen zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Handzei-
chen. - Es ist so beschlossen. 
Ich rufe auf §§ 208, - 209, - 210, - 211, - 212, 

- 213, - 214, - 215, - 216, - 217, - 218, -
219, - 220, - 221, - 222, - 223, - 224, - 225, 
226 und 227. - Wird hierzu das Wort gewünscht? 
- Das ist nicht der Fall. Wer den aufgerufenen 
Paragraphen zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen. - Es ist so beschlossen. 

Ich rufe auf die §§ 228, - 229, - 230, - 231, -
232, - 233, - 234, - 235, - 236 und 237. - Wird 
hierzu das Wort gewünscht? - Das ist nicht der 
Fall. Wer den aufgerufenen Paragraphen zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. 
- Es ist so beschlossen. 

Ich rufe auf § 238. Dazu liegt noch kein Ände-
rungsantrag vor. Das Wort wird nicht gewünscht. 
Wer dem § 238 in der Ausschußfassung zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. - 
Es  ist so beschlossen. 

Ich rufe nunmehr auf den Antrag auf Um-
druck 611 Ziffer 3 auf Einfügung eines § 238 a. Das 
Wort hat der Abgeordnete Dr. Greve. 

Dr. Greve (SPD): Meine Damen und Herren! 
Durch Ihren Beschluß, in § 171 den Abs. 5 zu 
streichen, ist es notwendig, den § 238 a in der 
Fassung des Ihnen vorliegenden Umdrucks einzu-
fügen. Diese Fassung bringt gegenüber dem bis-
herigen Verfahren eine sich aus der Sache er-
gebende Änderung. Der letzte Satz des § 238 a in 
der Fassung des Umdrucks 611 lautet: „Der Achte 
und der Neunte Abschnitt dieses Gesetzes finden 
keine Anwendung". Wenn Sie sich den Inhalt des 
Achten und Neunten Abschnitts ansehen, dann 
finden Sie, daß es sich dabei um die Verteilung 
der Entschädigungslasten und um das Verfahren 
und die Entschädigungsorgane handelt. Mit dem 
§ 238 a soll der Bundesregierung die Ermächtigung 
gegeben werden, nach ihrem Ermessen mit Per-
sonengruppen, die sich aus Menschen zusammen-
setzen, die wir für entschädigungsberechtigt hal-
ten, denen wir aber nach dem Wortlaut des gel-
tenden Gesetzes keine Entschädigung gewähren 
können, Vereinbarungen über Entschädigungen 
zu treffen. Es ist selbstverständlich, daß die Bun-
desregierung insoweit freie Hand haben muß, ent-
sprechende Vereinbarungen ohne Beschränkung 
auf die Lastenverteilung abzuschließen, und zwar 
ohne irgendwelche Rücksichtnahme auf Verfah-
rensvorschriften. 

Der Herr Bundesfinanzminister hat sich bereit 
erklärt, die durch § 238 a entstehenden Kosten auf 
den Bund zu übernehmen, so daß aus diesem 
Grunde die Anwendung des Achten Abschnitts 
wegfallen muß. Es ist auch selbstverständlich, daß, 
wenn eine solche Vereinbarung mit ganz bestimm-
ten, wahrscheinlich nur wenigen, zum Teil be-
kannten Gruppen getroffen wird, gegen eine 
solche Entscheidung nicht etwa das Landgericht 
und die weiteren Gerichtsinstanzen angerufen 
werden können. Aus diesem Grunde war es auch 
notwendig, hier die Anwendung des Neunten Ab-
schnitts dieses Gesetzes auszuschließen. 

Die Mitglieder des Ausschusses bitten Sie, der 
Fassung des § 238 a, wie sie Ihnen im Umdruck 
vorliegt, Ihre Zustimmung zu geben. Ich möchte 
in diesem Zusammenhang noch sagen, daß es 
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selbstverständlich ist, daß schon durch den § 171 
Abs. 5 und jetzt durch den § 238 a in das Repara-
tionsrecht und auch in Rechtsverhältnisse, die sich 
aus etwaiger Staatensukzession ergeben, nicht ein-
gegriffen werden soll. Das ist der ausdrücklich be-
kundete Wille des Ausschusses bei der Fassung 
dieses Paragraphen gewesen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wird das Wort weiter 
gewünscht? — Das ist nicht der Fall. Dann lasse 
ich über Ziffer 3 des Umdrucks 611*) — Ände-
rungsantrag der Abgeordneten Dr. Greve, Dr. 
Böhm (Frankfurt), Dr. Reif, Dr. Strosche, Witten-
burg und Genossen auf Einfügung eines § 238 a —
abstimmen. Wer diesem Antrag zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Es 
ist so beschlossen. 

Ich rufe auf §§ 239, — 240, — Einleitung und 
Überschrift. — Das Wort wird nicht gewünscht. 
Wer den aufgerufenen Bestimmungen zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Es  ist so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, ich bitte Sie nun, vor-
zublättern auf Seite 18 der Drucksache. Ich lasse 
nunmehr noch formell über den Artikel I abstim-
men. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Es ist so beschlossen. 

Ich rufe den Artikel II auf. — Das Wort wird 
nicht gewünscht. Wer dem Artikel II zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Es 
ist so beschlossen. 
Ich rufe den Artikel III auf, und zwar zugleich 

mit dem Umdruck 612 Ziffer 2**). Wird das Wort 
hierzu gewünscht? 

(Abg. Frenzel: Habe ich schon begründet!) 

— Ist bereits begründet. Das Wort wird nicht ge-
wünscht. Dann komme ich zur Abstimmung über 
den Änderungsantrag der Fraktion der SPD auf 
Umdruck 612 Ziffer 2. Wer ihm zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. Das erste war die 
Mehrheit; der Antrag ist angenommen. 

Ich lasse nunmehr über Artikel III in der ver-
änderten Form abstimmen. Wer ihm zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Das erste war die 
Mehrheit; es ist so beschlossen. 

Ich darf formell noch feststellen, daß es in der 
Ziffer 16 statt „das United Restitution Office" „die 
United Restitution Organization" heißen muß. Dar-
über besteht Einverständnis. 

Ich rufe die Artikel IV und V, — Einleitung und 
Überschrift auf. — Wird das Wort gewünscht? — 
Das ist nicht der Fall. Wer den aufgerufenen Be-
stimmungen zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Das ist so beschlossen. 
Wir kommen damit zur 

dritten Beratung. 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Herr Ab-
geordneter Dr. Böhm hat das Wort. 

Dr. Böhm (Frankfurt) (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Bevor ich zu der 
allgemeinen Frage spreche, die mich am heutigen 

*) Siehe Anlage 3. 
**) Siehe Anlage 4. 

Tage besonders berührt, nämlich zu der Frage, wie 
dieses Gesetz, das uns vorliegt und das wir be-
schließen werden, ausgeführt wird, möchte ich er-
läuternd noch ein paar Worte zu einigen Punkten 
des uns erstatteten Berichts des Wiedergutma-
chungsausschusses sagen. Sie wissen, daß es mit die 
Aufgabe eines Ausschußberichtes ist, zu einem Ge-
setz, das so außerordentlich schwierige Rechtsfra-
gen regelt, Ausführungen zu machen, die auch den 
Richtern und den Behörden bei der Anwendung 
Anhaltspunkte dafür geben, was sich die Gesetzes-
verfasser bei den oft schwerverständlichen Bestim-
mungen des Gesetzes gedacht haben. 

Der uns vorgelegte Bericht ist mit so großer 
Sorgfalt abgefaßt worden und enthält so abgewo-
gene Formulierungen, daß dazu wenig zu sagen ist. 
Aber bei einigen Paragraphen ist der Bericht doch 
mit einer gewissen lakonischen Kürze abgefaßt. 
Ich halte mich deshalb für veranlaßt und verpflich-
tet, in Erläuterung der Ausführungen des Be-
richts zu dem, was sich die Mitglieder des Wieder-
gutmachungsausschusses gedacht haben, noch eini-
ges zu sagen. 

Zunächst ist die Frage zu erwähnen — die uns 
bei § 6 sehr große Mühe gemacht hat —, wie es 
mit denjenigen Verfolgten gehalten werden solle, 
die, bevor sie verfolgt wurden, im Lager der Ver-
folger gestanden haben, also Nationalsozialisten 
waren. Das alte Gesetz hat im § 1 Abs. 4 Ziffer 1 
bestimmt, daß keinen Anspruch auf Entschädigung 
haben soll, wer der nationalsozialistischen Gewalt-
herrschaft Vorschub geleistet hat. Die Gerichte 
standen vor der Frage, ob die bloße Zugehörigkeit 
zur NSDAP oder zu einer ihrer Gliederungen schon 
als eine Vorschubleistung im Sinne des Gesetzes 
anzusehen sei, etwa auch dann, wenn das betref-
fende Mitglied nichts weiter getan hat, als Mit-
gliedsbeiträge zu bezahlen. im übrigen aber viel-
leicht aus seiner Gleichgültigkeit oder gar Abnei-
gung gegen die Partei gar kein Hehl gemacht hat 
oder ein völlig harmloser, sogenannter unpoliti-
scher Privatmensch war, der im übrigen seinem 
Privatleben und seinem Beruf nachging. 

Die Gerichte haben im allgemeinen auch schon in 
der bloßen Zugehörigkeit zur Partei und ihren 
Gliederungen ein Vorschubleisten gesehen. Der 
Regierungsentwurf wollte in dieser Hinsicht 
Rechtssicherheit schaffen und die Frage klar ent-
scheiden. Er fügte deshalb dem Ausschließungs-
grund des Vorschubleistens ausdrücklich noch den 
weiteren Ausschließungsgrund der bloßen Mitglied-
schaft bei der NSDAP oder einer ihrer Gliederun-
gen hinzu, bestimmte aber gleichzeitig, daß die 
bloß nominelle Mitgliedschaft den Anspruch auf 
Entschädigung dann nicht ausschließen soll, wenn 
der Verfolgte unter Einsatz von Leib und Leben 
den Nationalsozialismus aus Gründen, die den Ver-
folgungsgründen des Gesetzes entsprechen, be-
kämpft hat und deshalb verfolgt worden ist. Der 
Wiedergutmachungsausschuß hat diese Ausnahme 
noch etwas erweitert, indem er auch den Einsatz 
von Freiheit — also nicht nur den Einsatz von Leib 
und Leben — ausreichen ließ. 
Natürlich wird nun die Frage entstehen, was das 

Gesetz unter dem Begriff nominelle Mitgliedschaft 
versteht. Bei dem jetzigen Wortlaut der Bestim-
mung dürfte dieser Begriff am besten dahin defi-
niert werden: Ein nominelles Mitglied ist ein sol-
ches Mitglied der NSDAP oder ihrer Gliederungen, 
das der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft 
über die bloße Mitgliedschaft hinaus keinen Vor- 
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schub geleistet hat. Eine solche Auslegung würde 
also den neuen Wortlaut dahin verstehen, daß der 
Gesetzgeber die bloße Mitgliedschaft zur NSDAP 
oder einer ihrer Gliederungen für sich allein noch 
nicht als ein Vorschubleisten angesehen wissen will. 
Es würde dann auf das gesamte Verhalten der Per-
sönlichkeit ankommen. Wer zu irgendeiner Zeit 
den wilden Mann gespielt und seine Mitbürger ein-
geschüchtert oder gar mit Denunziationen bedroht 
hat, der hat dem Nationalsozialismus Vorschub ge-
leistet, ganz gleichgültig, ob er Mitglied der NSD-
AP war oder nicht. 
Es ist zuzugeben, daß den Gerichten und den 

Entschädigungsbehörden eine schwierige Aufgabe 
zugemutet wird, wenn sie dergestalt in eine Prü-
fung des Gesamtverhaltens des einzelnen Antrag-
stellers eintreten sollen. Es liegt infolgedessen 
nahe, daß die Entschädigungsbehörden und die Ge-
richte versuchen werden, sich diese Prüfung da-
durch zu erleichtern, daß sie sich an formale An-
haltspunkte anklammern, also z. B. an den Zeit-
punkt, in dem die Mitgliedschaft erworben wor-
den ist, oder aber an die Tatsache, daß das betref-
fende Mitglied irgendwelche Ämter oder Ränge in 
der Partei oder in der betreffenden Gliederung be-
kleidet hat. Solche Tatsachen und Umstände lassen 
in der Tat gewisse Rückschlüsse zu. Es ist deshalb 
auch nichts dagegen einzuwenden, wenn sie bei der 
Beweiswürdigung als Anhaltspunkte berücksichtigt 
werden, etwa in der Weise, daß die Behörden und 
Gerichte beim Vorliegen solcher Tatsachen dem 
Antragsteller zumuten, nun seinerseits darzutun, 
daß er trotzdem der nationalsozialistischen Gewalt-
herrschaft keinen Vorschub geleistet hat. 

Dagegen würde es nicht im Sinne des Gesetzes 
sein und auch nicht der Auffassung des Wiedergut-
machungsausschusses entsprechen, wenn im Vor-
liegen solcher Tatsachen ein unwiderleglicher Be-
weis des Vorschubleistens erblickt und wenn dem 
Antragsteller jede Entkräftung des ungünstigen 
Anscheins abgeschnitten würde. Es ist gar nicht 
anders möglich, als daß bei dieser Frage die Grund-
sätze des sogenannten Prima-facie-Beweises ange-
wendet werden, so wie sie von unserer Rechtspre-
chung und Rechtslehre ausgebildet worden sind. 
Bekanntlich ist aber bei der Entnazifizierung an-
ders verfahren worden, und zwar nicht nur von 
den Alliierten, sondern auch von unseren Spruch-
kammern. In diesen Verfahren haben die rein for-
malen Gesichtspunkte eine schlechthin entschei-
dende Rolle gespielt. Das hat, wie wir alle wissen, 
in vielen Fällen zu recht unbilligen und ungerech-
ten Einklassierungen geführt. Daß die Besatzungs-
mächte so verfahren sind, kann man ihnen nicht 
übelnehmen, denn sie haben die nationalsozialisti-
sche Wirklichkeit in unserem Lande nicht miter-
lebt und mußten nach ihrem Einmarsch zu ihrem 
Erstaunen feststellen, daß es im ganzen Deutsch-
land keinen einzigen Nationalsozialisten gab. Sie 
konnten gar nicht anders als so verfahren. Wir 
Deutsche aber haben die Dinge miterlebt und wis-
sen, daß die Verhältnisse viel differenzierter sind. 
Wir sind deshalb nicht nur berechtigt, sondern um 
der Gerechtigkeit willen auch verpflichtet, in eine 
individuelle Prüfung einzutreten. Wir dürfen uns 
diese Prüfung mit gutem Gewissen dadurch er-
leichtern, daß wir die Grundsätze des Prima-facie

-

Beweises anwenden. 

Aber die Auffassung unseres Ausschusses ging 
dahin, daß nationalsozialistische Verfolger, wenn 
sie später selbst verfolgt worden sind, keinen Ent-
schädigungsanspruch haben sollen. Sie sollen die 

Verfolgung, die sie dann selbst erlitten haben, als 
eine Sühne und als eine Buße dafür ansehen, daß 
sie eine Zeitlang der Verfolgung Vorschub gelei-
stet haben, daß sie sie gebilligt, sich vielleicht 
aktiv an ihr beteiligt haben. 

Man macht gelegentlich geltend, daß man mit 
verlorenen Söhnen Nachsicht üben soll, wenn sie 
später ihr Unrecht einsehen und sich tapfer an der 
Bekämpfung des Übels beteiligen. Aber hierzu 
wäre zu sagen, daß solche Fälle, in denen sich ein 
christenverfolgender Saulus, weil er ein echtes Da-
maskus erlebt hat, nachher in einen christlichen 
Apostel verwandelt hat, doch viel seltener vorge-
kommen sind, als man es heute darstellen will. 

(Sehr richtig! in der Mitte und links.) 

Außerdem sind solche wirklich echte Umkehrer in 
der Regel auch bereit, Buße zu tun, und haben Ver-
ständnis dafür, wenn man ihnen zumutet, auf eine 
Entschädigung zu verzichten und zu bedenken, daß 
unsere Entschädigungsgesetze bei einigen Verfol-
gungsschäden überhaupt nicht und bei anderen nur 
unzulänglich entschädigen. Wir haben wegen unse-
rer begrenzten Leistungsfähigkeit vielen berech-
tigten Wünschen nicht Rechnung tragen können. 
Wir können es einfach nicht verantworten, wenn 
wir uns ausgerechnet in solchen Fällen freigebig 
erweisen, in denen Verfolgte ihrerseits Verschul-
den an der Verfolgung auf sich geladen haben. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Wir müssen bedenken, daß, wenn wir hier die Aus-
nahmen weiter bemessen hätten, unsere Entschä-
digungsbehörden nach Inkrafttreten des Gesetzes 
mit Anträgen geradezu überschüttet worden wären 
und daß die so überaus schwierigen Beweiswürdi-
gungen in all diesen Fällen die Abwicklung unserer 
Wiedergutmachung in nicht zu verantwortender 
Weise blockiert hätten. 

Etwas anderes muß aber in den Fällen gelten, in 
denen die Verfolgten zwar der Partei angehört 
haben und sich vielleicht auch als fleißige Sammler 
bei der Winterhilfe und der NSV oder im Luft-
schutz oder in anderen vergleichsweise unschuldi-
gen, sogar nützlichen Tätigkeiten hervorgetan ha-
ben, im übrigen aber namentlich in solchen Fragen, 
in denen es sich um die Menschlichkeit handelte, 
immer eine tadelsfreie und anständige Haltung be-
wahrt haben. Eben an diese Personen denkt der 
Gesetzgeber, wenn er von nominellen Mitgliedern 
spricht. Diesen Personen soll dann auch eine Ent-
schädigung gewährt werden, wenn sie später den 
Nationalsozialismus bekämpft haben, bei dieser Be-
kämpfung nicht alltägliche Wagnisse auf sich ge-
nommen, also mindestens bewußt ihre Freiheit ris-
kiert haben und infolge solchen Tuns verfolgt 
worden sind und Schaden erlitten haben. Wir ha-
ben geglaubt, damit eine Regelung gefunden zu ha-
ben, die sich verantworten läßt, auch wenn der 
eine oder andere Fall übrigbleiben sollte, bei dem 
sich etwa das Gesetz als sehr hart erweist. 

Leider haben wir auch im übrigen Härten in 
Kauf nehmen müssen, und zwar Härten zuungun-
sten von Verfolgten, die niemals das mindeste mit 
dem Nationalsozialismus zu tun gehabt und auch 
der Partei nicht angehört haben. Ich möchte glau-
ben, daß Parteimitglieder, die von einer solchen 
Härte betroffen werden, bei dem Gedanken an 
diese anderen Härten im Gesetz und an die Ver-
folgten, die ohne jede Schuld von solchen Härten 
getroffen worden sind, die bitteren Gefühle über-
winden, die sie vielleicht empfinden mögen. 
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Nun noch eine andere Frage, die uns auch er-

hebliche Schwierigkeiten bereitet hat und die eine 
Personengruppe betrifft, für die ich hier doch des-
wegen sprechen will, weil sie im allgemeinen nicht 
vertreten ist. Mitglieder dieser Personengruppe 
leben heute in Deutschland kaum mehr. Sie sind 
keine Wähler. Die Gruppe, von der ich eben ge-
sprochen habe, die alten Parteimitglieder, die 
nachher verfolgt worden sind, stellen erhebliche 
Wählermassen. Aber diejenigen, von denen ich 
jetzt sprechen will, stellen überhaupt keine. Das 
ist eine Sondergruppe von Menschen, die nicht zu 
den allgemein Verfolgten gehören, nämlich die 
wegen ihrer Nationalität Verfolgten. Ich habe den 
Eindruck, daß auch diese Frage in unserem Bericht 
zu lakonisch behandelt und etwas kurz gefaßt wor-
den ist. Deshalb will ich einige Worte hierzu sagen. 
Der bisherige § 76 des BEG gewährt auch Per-

sonen, die unter der nationalsozialistischen Ge-
waltherrschaft aus Gründen ihrer Nationalität 
unter Mißachtung der Menschenrechte verfolgt 
wurden und Flüchtlinge im Sinne der Genfer Kon-
vention sind, einen beschränkten Anspruch auf 
Entschädigung für Körper- und Gesundheitsschä-
den. Die Verpflichtung, solche Personen in die 
Wiedergutmachung einzubeziehen, hat die Bundes-
regierung im Deutschlandvertrag übernommen. 
Nach Inkrafttreten des BEG sind nun eine Reihe 
von Gerichtsurteilen ergangen, die den Antrag auf 
Entschädigung abgewiesen haben mit der Begrün-
dung, der Antragsteller sei nicht deshalb verfolgt 
und unter Mißachtung der Menschenrechte an 
Körper und Gesundheit geschädigt worden, weil 
er einer bestimmten Nationalität angehört habe, 
sondern deshalb, weil man ihn, sei es zu Recht, sei 
es zu Unrecht, für den Angehörigen einer Wider-
standsgruppe gehalten habe und weil man Anlaß 
gehabt habe, zu glauben, er gefährde die Sicher-
heit unserer einmarschierenden Truppen; die In-
haftierung sei also damals nicht im Zuge etwa 
einer antipolnischen Verfolgungspolitik, sondern 
zur Sicherung unserer Truppen erfolgt. In dieser 
Weise ist z. B. in einzelnen Fällen auch dann ent-
schieden worden, wenn der Betroffene festgestell-
termaßen einer Widerstandsgruppe nicht angehört 
hat und auch nicht das mindeste gegen unsere 
Truppen unternommen hat, trotzdem aber vom 
Jahre 1939 bis zum Jahre 1945 in Gefängnissen 
und in Konzentrationslagern festgehalten wurde 
und heute ein vollständig ruinierter, tuberkulose-
kranker, arbeitsloser Mensch ist. Das hat nun wirk-
lich mit dem Schutz unserer Truppen nicht das 
mindeste mehr zu tun. 
Diese Urteile haben im Ausland eine ungewöhn-

liche Verstimmung und Verbitterung hervorge-
rufen. Es ist der Eindruck entstanden, wir wollten 
uns mit Hilfe solcher Begründungen unseren im 
Deutschlandvertrag übernommenen vertraglichen 
Verpflichtungen entziehen. Es hat sich freilich her-
ausgestellt, daß einige dieser Urteile von unzu-
ständigen Gerichten ergangen sind. Aber immer-
hin hat auch ein führender Kommentar die Rechts-
auffassung vertreten, daß wirkliche und angenom-
mene Zugehörigkeit zu einer Widerstandsgruppe 
die Gewährung einer Entschädigung wegen Ver-
folgung aus Gründen der Nationalität ausschließe. 

Aus diesen Gründen hat der Arbeitskreis schon 
vor der Einbringung des Regierungsentwurfs eine 
Bestimmung eingefügt, die auch die Anhänger 
einer nationalen Widerstandsbewegung in die Ent-
schädigung einbezieht. Der Regierungsentwurf hat 

sich diesen Vorschlag des Arbeitskreises zu eigen 
gemacht. Der Wiedergutmachungsausschuß war 
aber nun der Meinung, daß diese Bestimmung 
wieder über das Ziel hinausschieße. Es verhält sich 
natürlich keineswegs so, daß jeder Anhänger einer 
nationalen Widerstandsbewegung, der inhaftiert 
worden ist und einen dauernden Körperschaden 
erlitten hat, aus Gründen seiner Nationalität ge-
schädigt worden wäre. Auf der anderen Seite aber 
war der Wiedergutmachungsausschuß auch der 
Meinung, daß — und das geht aus der Begründung 
nicht ganz einwandfrei hervor — die Zugehörig-
keit zu einer Widerstandsbewegung die Verfolgung 
aus nationalen Gründen keineswegs ausschließen 
soll. In vielen Fällen, namentlich in Polen, lagen 
die Dinge doch so, daß zahllose Menschen bloß des-
halb grausam verfolgt worden sind, weil sie Polen 
waren und weil eine Dezimierung und Unterdrük-
kung von Polen von der Hitlerregierung und der 
NSDAP bewußt beabsichtigt war und betrieben 
worden ist. Ich erinnere daran, daß vor Ausbruch 
des Krieges Hitler in einer Ansprache an die 
Generalität auf dem Obersalzberg seinen Willen, 
die Polen auszurotten, ausgesprochen und damit 
unter einem Teil der anwesenden Generäle Ent-
setzen erregt hat. Ich erinnere ferner daran, daß 
eine stattliche Reihe von Verordnungen und Vor-
schriften erlassen worden ist, die bestimmten, daß 
Polen schlechter zu behandeln seien als andere 
Kriegs- und Zivilgefangene, z. B. auch als Land-
arbeiter. Das radikale Vernichtungsprogramm, das 
Hitler angekündigt hatte, ist dann allerdings nicht 
ausgeführt worden. Aber es ist doch sehr, sehr viel 
Schändliches in dieser Beziehung geschehen. 
Natürlich haben die Nationalsozialisten, die Re-

gierungs-, die SS- und Polizeistellen ihre Maßnah-
men vielfach getarnt, d. h. sie haben namentlich in 
der Zeit des Polenkrieges kurzerhand beliebige 
Polen ohne jeden Anlaß von der Straße weg oder 
in ihren Häusern verhaftet und hinterher irgend-
welche Beschuldigungen erhoben und diese Maß-
nahmen mit anderen Gründen gerechtfertigt, so 
z. B. mit der Behauptung, der betreffende Pole ge-
höre einer Widerstandsbewegung an. Das hat bei 
einer Anzahl von Fällen vielleicht gestimmt; bei 
einer anderen hat es nicht gestimmt. Aber nur bei 
einem sehr kleinen Teil der Fälle war dieser 
Grund der wirkliche Anlaß der Verhaftung und 
Mißhandlung. 
Wenn nun heute ein Opfer solcher Maßnahmen 

auf Grund der Bestimmungen über Nationalver-
folgte Entschädigung verlangt und die Wiedergut-
machungsbehörde Beweise erhebt, indem sie z. B. 
Polizeioffiziere, SS-Leute oder sonstige Funktio-
näre vernimmt, die damals die Verhaftungsaktio-
nen geleitet oder angeordnet haben, dann wird 
natürlich in vielen Fällen von diesen Leuten er-
klärt werden, die Verhaftung sei zum Schutze der 
einmarschierenden Truppen oder deshalb erfolgt, 
weil der Verdacht der Zugehörigkeit zu einer 
Widerstandsgruppe vorgelegen habe. Dem Antrag-
steller wird dann zugemutet, daß er seinerseits 
schlüssig nachweist, daß das nicht der wahre 
Grund der Verfolgung gewesen sei, sondern daß 
man ihn, wie zahllose andere ebenfalls, einfach als 
Polen verfolgt hat. Dieser Nachweis wird einem 
Antragsteller heute nach 16 Jahren schwerlich ge-
lingen können. 

Wenn man aber so verfährt, dann legitimiert 
man sozusagen noch hinterher die nationalsozia-
listische Tarnung einer nationalen Verfolgungs- 
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politik. Ich bin überzeugt davon, daß eine solche 
Behandlung von Anträgen in den seltensten Fällen 
ihren Grund etwa darin gehabt hat, daß die be-
treffenden Beamten der Entschädigungsbehörden 
oder die Richter mit der Verfolgungspolitik des 
Nationalsozialismus sympathisiert hätten oder gar 
der Ansicht sind, den Polen sei nur recht ge-
schehen. Es wird vielmehr ganz stur nach den her-
kömmlichen Regeln der Beweiserhebung und Be-
weiswürdigung verfahren, d. h. es wird einfach 
unterstellt, wir hätten damals eine normale Regie-
rung, einen soliden Rechtsstaat gehabt und einen 
ganz normalen Krieg geführt. Die geschichtliche 
Wirklichkeit wird einfach ignoriert. So kommt es, 
daß Behörden und Gerichte unserer Tage den Na-
tionalsozialisten noch heute ihre arglistigen und 
vorgeschützten Gründe abkaufen und, ohne es zu 
wollen und sich dessen bewußt zu sein, die natio-
nalsozialistische Polenverfolgungspolitik noch zu 
Ende führen. 

Wenn nun auch der Wiedergutmachungsausschuß 
die vom Regierungsentwurf vorgesehene Bestim-
mung über die Angehörigen der Widerstandsbe-
wegungen wieder entfernt hat, weil er sie für zu 
weitgehend gehalten hat, so lag es ihm doch durch-
aus fern, damit aussprechen zu wollen, daß die tat-
sächliche oder vermutete Zugehörigkeit zu einer 
Widerstandsbewegung die Entschädigung gemäß 
§ 167 des neuen Gesetzes ausschließen solle. Ich be-
tone das hier deshalb, weil die Formulierung in 
Nr. 59 des Ihnen vorliegenden Schriftlichen Berich-
tes des Ausschusses für die Fragen der Wiedergut-
machung auf Seite 12 in dieser Hinsicht einen Irr-
tum nahelegen könnte. Die Mitglieder des Aus-
schusses waren vielmehr der Meinung, daß die 
Interpretation des § 76 des alten Gesetzes, wie 
sie in dem Kommentar Becker—Huber—Küster 
steht, die damalige Bestimmung, die wir jetzt 
wiederhergestellt haben, richtig auslegt. Dieser 
Kommentar führt aber aus, daß auch Angehörige 
der Résistance nicht ausgenommen sein sollen. 
Entschädigungsberechtigt soll jeder sein, dem 
wegen seiner Zugehörigkeit zu einem oder wegen 
seines Einsatzes für einen fremden Staat Unrecht 
zugefügt worden ist. 

Es kommt darauf an, aus welchen Beweggrün-
den dem Geschädigten damals Unrecht zugefügt 
worden ist, also etwa deshalb, weil er Pole war, 
oder ausschließlich deshalb, weil er damals die 
Sicherheit unserer Truppen gefährdet hat. Die 
Frage, welcher Beweggrund in solchen Fällen vor-
gelegen hat, unterliegt dann der freien Beweis-
würdigung der Entschädigungsbehörde und des 
Entschädigungsgerichts. Die Behörde und das Ge-
richt müssen sich dann aber, wenn sie nicht eine 
Fehlentscheidung treffen wollen, die Verhältnisse, 
die damals bei uns in Wirklichkeit vorgelegen 
haben, mit größter Gewissenhaftigkeit und Ge-
nauigkeit wieder gegenwärtig machen und sich 
z. B. auch in das reichlich vorliegende Urkunden-
material einarbeiten, falls sie es inzwischen wieder 
vergessen haben sollten, welche Menschen, Kräfte 
und Methoden damals bei uns am Ruder waren. 

Dann möchte ich ein Wort zu der Frage sagen, 
die auch der Herr Bundesjustizminister berührt 
hat und die Gegenstand einer Abstimmung ge-
wesen ist. Das Gesetz sieht zugunsten der Verfolg-
ten recht erhebliche Erleichterungen in bezug auf 
den Anwaltszwang vor. So ist, wie bereits früher 
für das Verfahren vor den Landgerichten, der An

-

waltszwang beseitigt. Die Verfolgten können vor 
den Entschädigungsbehörden und vor den Landge-
richten ihre Sache selbst führen oder sich auch 
eines frei gewählten Beistandes bedienen. Soweit 
sich die Verfolgten durch Beistände vertreten las-
sen, müssen sie allerdings die Grenzen beobachten, 
die das Gesetz zur Verhütung von Mißbräuchen 
auf dem Gebiete der Rechtsberatung vom Jahre 
1935 vorsieht. Das heißt, gewerblich tätigen Rechts-
beratern, die nicht zugelassene Rechtsanwälte sind, 
ist das Auftreten vor Behörden und Gerichten 
untersagt, wenn sie sich für ihre Tätigkeit ver-
güten lassen. § 183 gewährt allerdings auch in die-
ser Hinsicht eine Ausnahme, indem nämlich die 
Landesjustizverwaltung Verfolgtenorganisationen 
die Erlaubnis erteilen kann, ihre Mitglieder in 
Wiedergutmachungsangelegenheiten unentgeltlich 
zu beraten und in Verfahren vor den Entschädi-
gungsbehörden unentgeltlich zu vertreten. 

Außerdem läßt diese Bestimmung in Abs. 1 Per-
sonen, die im Ausland ihren Wohnsitz oder dau-
ernden Aufenthalt haben, aber früher bei einem 
deutschen Gericht als Rechtsanwalt zugelassen 
waren und deren Zulassung deshalb erloschen ist, 
weil sie selbst verfolgt worden sind, als Berater 
und Vertreter in Wiedergutmachungsverfahren so-
wohl vor den Entschädigungsbehörden als auch vor 
den Entschädigungsgerichten erster Instanz ohne 
Einschränkung zu. 
Ferner dürfen Anwälte, die einen Verfolgten 

vor dem Landgericht vertreten haben, in der glei-
chen Sache auch vor dem Oberlandesgericht auf-
treten. In der Revisionsinstanz können sich die 
Parteien auch durch einen bei einem Oberlandes-
gericht zugelassenen Rechtsanwalt vertreten 
lassen. 
Alle diese Erleichterungen, meine Damen und 

Herren, sind vorgesehen worden, um den Verfolg-
ten Kosten zu ersparen, vor allem auch, um eine 
möglichst schleunige Abwicklung der Wiedergut-
machung im ganzen zu erleichtern. 

Wir waren uns bei der Beratung dieser Frage 
darüber im klaren, daß solche Einbrüche in die 
allgemein geltende Ordnung unseres Gerichtsver-
fahrens, unserer Gerichtsverfassung und der Ver-
tretung in Rechts- und Prozeßangelegenheiten im-
mer mißlich sind und daß alles vermieden werden 
sollte, was die ohnehin viel zu zahlreichen Ein-
bruchstellen in dieser Ordnung noch erweitert. 
Hätten wir es bei der Wiedergutmachung mit einer 
Angelegenheit zu tun, die in aller Ruhe und ohne 
Rücksicht auf Zeit abgewickelt werden könnte, so 
würden wir uns schwerlich zu so weitgehenden Er-
leichterungen entschlossen haben. Da aber die Wie-
dergutmachung nach unser aller Willen in wenigen 
Jahren durchgeführt sein soll, konnten wir die Er-
leichterungen um so unbesorgter beschließen, weil 
es sich ja hier um eine vorübergehende Organisa-
tion handelt, der Einbruch also befristet ist und 
keine Gefahr besteht, daß er zu einer dauernden 
Einrichtung werden wird. 

Ich habe damit die Zahl der einzelnen Punkte, 
auf die ich eingehen wollte, erschöpft. Ein einziges 
Wort vielleicht noch zu der Regelung, die wir bei 
der Entschädigung für Orden vorgesehen haben. 
Da ist nachträglich zweifelhaft geworden, ob als 
Rechtsträger im Sinne des § 148 Abs. 2 letzter Satz 
die einzelne Ordensniederlassung anzusehen ist 
oder der gesamte Orden. Ich glaube, es war unsere 
Meinung, daß hier natürlich die Niederlassung als 
Rechtsträger anzusehen sein wird. Dagegen waren 
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wir nicht der Meinung, daß ein Orden nun etwa 
für jedes einzelne Objekt, in dem er geschädigt 
worden ist, wenn z. B. gleichzeitig seine Schule und 
seine Bibliothek oder ein Verlag stillgelegt worden 
sind, die Höchstgrenze beantragen könnte. So viel 
zu diesen einzelnen Punkten, die vielleicht noch 
streitig sein könnten. 
Zu dem ganzen Gesetz möchte ich sagen: Der 

Wille, das Bundesentschädigungsgesetz von 1953 zu 
reformieren, wurde vom 1. Deutschen Bundestag 
bereits an dem Tage ausgesprochen, an dem er das 
Gesetz beschloß. Der Bundestag hat damals den 
Regierungsentwurf angenommen, weil er sich in 
Zeitnot befand. Was ihm an diesem Regierungsent-
wurf mißfiel, das waren nicht, wie man heute viel-
fach hört, die mancherlei technischen Mängel und 
Überschneidungen, die bei der Eile der Vorberei-
tung unterlaufen waren, sondern das war in aller-
erster Linie die Tatsache, daß sich der Regierungs-
entwurf allzu ängstlich und allzu genau an die un-
teren Grenzen dessen hielt, was die Bundesregie-
rung im Deutschlandvertrag den westlichen Besat-
zungsmächten und im Luxemburger Protokoll den 
internationalen jüdischen Verfolgtenverbänden zu-
gestanden hatte. Diese Verträge verpflichteten die 
Bundesregierung zu einer Mindestwiedergutma-
chung. Wir durften hinter diesen vertraglich fest-
gelegten Mindestumfang nicht zurückgehen, d. h. 
die Bundesregierung durfte das in den von ihr ein-
zubringenden Gesetzen nicht tun. Bei den Ver-
handlungen über diesen Mindestumfang, die da-
mals sowohl im Haag wie in Mehlem gepflogen 
worden sind, ist natürlich von der Bundesregie-
rung und ihren Vertretern, wie das ihre Pflicht 
war, auf die Tatsache aufmerksam gemacht wor-
den, daß unsere Leistungsfähigkeit begrenzt ist. 
Diese Leistungsfähigkeit mußte von uns mit der 
gebotenen Solidität und Vorsicht geschätzt wer-
den. Der erste Regierungsentwurf von 1953 hat nun 
aber die Tendenz gezeigt, die in den Verträgen 
vorgesehenen Mindestgrenzen zugleich zu Höchst-
grenzen zu machen, und eben dies war nicht der 
Wille des Bundestages. Der Bundestag wollte keine 
karge Wiedergutmachung, sondern der Bundestag 
— schon der 1. Bundestag und genau so der 2. — 
wollte eine Wiedergutmachung des angespannten 
Willens und der vollentfalteten Kraft. Aus diesem 
Grunde haben die Sprecher fast aller Fraktionen 
bei der Annahme des Bundesergänzungsgesetzes 
im Jahre 1953 die Überzeugung ausgesprochen, 
daß das Werk einer Verbesserung dieses Gesetzes 
unverzüglich in Angriff genommen werden sollte. 
Tatsächlich hat damals, nur wenige Tage nach 

dem Inkrafttreten des Gesetzes, der Bundesrat eine 
Kommission eingesetzt, die eine Novelle vorberei-
ten sollte. Der 2. Bundestag sah deshalb nach sei-
nem Zusammentritt zunächst noch keinen Anlaß, 
weil er ja wußte, daß der Bundesrat an der Arbeit 
war und einen Vorsprung von vielen Wochen und 
Monaten hatte. Erst als dann der Bundesrat seine 
Arbeit in dieser Kommission einstellte, nahmen 
die Fraktionen dieses Hohen Hauses das Reform-
anliegen wieder auf, und es kam zu dem bekannten 
Vorschlag des Herrn Bundesfinanzministers, unter 
dem Vorsitz eines seiner Beauftragten einen Ar-
beitskreis zu errichten, in dem alle Fraktionen des 
Hauses durch Vertreter repräsentiert waren und 
der unverzüglich an die Arbeit ging. 

Die Novelle verdankt deshalb ihre Entstehung 
nicht irgendwelchen schlechten Erfahrungen, die 
wir mit dem Gesetz gemacht hätten — solche Er-
fahrungen haben wir gar nicht erst abgewartet —, 

sondern einem freien und aktiven politischen Im

-

puls. Die Absicht ging zu keiner Zeit bloß dahin, 
etwaige Schönheitsreparaturen vorzunehmen, son-
dern von Anfang an dahin, im Rahmen des Mög-
lichen und Vertretbaren bessere Leistungen zu 
bieten. 

Es kann deshalb auch keine Rede davon sein, daß 
vereinzelte Entscheidungen von Entschädigungsbe-
hörden und Entschädigungsgerichten, die von der 
Öffentlichkeit und von Mitgliedern aller Fraktio-
nen des Hauses als fehlerhafte Entscheidungen, als 
Entscheidungen, die dem offenkundigen Willen 
des  Gesetzes entgegenstanden und durch den 
Wortlaut nicht geboten waren, angesehen wurden, 
der eigentliche Anlaß der Gesetzesreform gewesen 
wären. Solche Entscheidungen hat es allerdings zu 
unserem Bedauern gegeben — wir haben uns ja 
schon in früheren Sitzungen dieses Hohen Hauses 
mit ihnen auseinandergesetzt —, und diese Tat-
sache ist auch im Bericht des Herrn Berichterstat-
ters mit Nachdruck festgestellt worden. Aber diese 
Stelle im Bericht würde, wie der Herr Berichter-
statter selbst hervorgehoben hat, zweifellos miß-
verstanden werden, wenn die Auffassung entste-
hen sollte, als ob der Wille, die Absicht des Geset-
zes zu durchkreuzen und jeweils die für die An-
tragsteller ungünstigste Auslegung zu wählen, 
etwa kennzeichnend oder typisch für den Geist der 
mit der Durchführung des Gesetzes betrauten Be-
hörden und Gerichte gewesen wäre. Eine solche 
Annahme würde mit den Tatsachen in Widerspruch 
stehen und zahllosen Richtern sowie Leitern und 
Mitarbeitern der Entschädigungsbehörden unver-
dientes und schweres Unrecht zufügen. Den zu be-
anstandenden Urteilen und Entscheidungen ver-
einzelter Gerichte und Behörden stehen Urteile 
und Entscheidungen gegenüber, die in mustergül-
tiger Weise die für die Auslegung des Gesetzes 
maßgeblichen Grundsätze formuliert und heraus-
gearbeitet haben, und Entscheidungen von Ent-
schädigungsbehörden und -gerichten, die schwie-
rige Einzelwiedergutmachungsfälle in ausgezeich-
neter und dem Willen des Gesetzes genau entspre-
chender Weise entschieden haben. Man kann wahr-
scheinlich sagen, daß die guten Entscheidungen in 
höherem Grade Schule gemacht haben als die be-
klagenswerten Entscheidungen und daß die guten 
Entscheidungen in der Folge und der Tendenz nach 
die Praxis nachhaltiger bestimmt haben als die 
schlechten. Ich glaube, man kann überhaupt sagen, 
daß das Verständnis für die Wiedergutmachung, 
der Wille zur Wiedergutmachung in den letzten 
beiden Jahren ganz allgemein zugenommen haben, 
nicht nur bei den beteiligten Gerichten und Behör-
den, sondern auch in der Öffentlichkeit und in der 
Presse. Man darf auch die ungewöhnlichen Schwie-
rigkeiten nicht unterschätzen, die der Anwendung 
eines so schweren Gesetzes in der Praxis sowohl 
von der rechtlichen als auch von der tatsächlichen 
Seite her — ich denke hier besonders an die Wür-
digung der Beweise — im Wege stehen. 

Ich will hier einmal besonders auf die Beweis-
frage eingehen. Seit der Zufügung des Unrechts 
sind 11 bis 23 Jahre vergangen. Terror, Krieg, 
Zwangsemigration, Niederlage, Flucht haben da-
zu beigetragen, daß viele Beweise vernichtet wor-
den sind oder nur noch sehr unvollkommen und 
sehr schwer beigebracht werden können. Diese Tat-
sache wirkt sich zuungunsten der Verfolgten aus 
und erschwert ihnen die Wahrnehmung ihrer 
Rechte aus dem Gesetz in einem oft kaum vor-
stellbaren Ausmaß. Es können also in der Wieder- 
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gutmachung die normalen Anforderungen an die 
Beweise gar nicht gestellt werden. Schon das Ge-
setz trägt diesem Umstand Rechnung. Viele Ge-
richte und Wiedergutmachungsbehörden haben in 
der Folge der Beweisnot der Antragsteller in vie-
len Fällen bis zur Grenze des Möglichen Rechnung 
getragen. 

Auf der andern Seite — und das muß auch ein-
mal erwähnt werden — stellt dann ein solches Ent-
gegenkommen in der Beweisfrage aber auch eine 
recht erhebliche Versuchung für Antragsteller dar, 
diese Lage auzunützen und zu mißbrauchen. Es ist 
unausbleiblich, daß sich unter der Riesenzahl der 
Verfolgten auch Personen befinden, die aus der 
Not eine Untugend machen, und es ist verständ-
lich, wenn Gerichte und Behörden, die in mehreren 
Fällen getäuscht worden sind oder Täuschungs-
versuche festgestellt haben, zu Mißtrauen neigen 
und dann wieder in solchen Fällen, in denen sie 
es mit redlichen Antragstellern und mit korrekten 
Parteivertretern zu tun haben, übermäßig strenge 
Anforderungen an die Beweise stellen. Solche 
Vorfälle werden dann nicht nur von denen an 
die große Glocke gehängt, die im Grunde ihres 
Herzens Gegner der Wiedergutmachung sind und 
geneigt sind, von den Verfolgten schlecht und 
ungünstig zu denken, sondern sie üben leider auch 
auf durchaus wiedergutmachungswillige und recht-
schaffen gesinnte Persönlichkeiten mitunter eine 
verstimmende Wirkung aus. 

Es sind also sehr hohe Ansprüche, die in bezug 
auf Menschenkenntnis, auf Rechtsbewußtsein, auf 
Gesetzestreue, auf Gewissenhaftigkeit an die Rich-
ter und an die Mitglieder von Entschädigungsbe

-

hörden gestellt werden müssen. So nötig es ist, 
etwaige Mißstände in voller Öffentlichkeit und 
ohne Ansehen der Person hier zu erörtern und zu 
tadeln, und so sehr wir verlangen müssen, daß eine 
solche Kritik, z. B. an Entscheidungen, auch an Ge-
richtsentscheidungen und an einzelnen Entschei-
dungen von Wiedergutmachungsbehörden, und ein 
solcher Tadel auch von der Gesamtheit der Richter 
und der Beamten verstanden und gewürdigt wer-
den, so haben doch die zahllosen vortrefflichen Per-
sönlichkeiten, die hier einer denkbar schweren Auf-
gabe in mühseliger Alltagsarbeit mit voller Kraft 
und Hingabe dienen, einen Anspruch darauf, daß 
auch ihre unzweifelhaften und rühmenswerten 
Verdienste in der Öffentlichkeit ebenfalls aner-
kannt werden und daß durch noch so berechtigte 
und freimütige Kritik nicht etwa der Eindruck er-
zeugt wird, als werde ein gutgemeintes Gesetz 
durch den Apparat, der es auszulegen und anzu-
wenden hat, in der ganzen Breite durchkreuzt. 
Jeder Anwalt, jeder Abgeordnete, jeder Bürger, 
der sich einigermaßen ernsthaft mit dem Vollzug 
und der Praxis der Wiedergutmachung beschäftigt, 
weiß, daß eine solche Annahme unrichtig ist. 

Ich möchte das hier ausdrücklich feststellen, da-
mit die Ausführungen, die ich jetzt über die Auf-
gabe der Durchführung des Gesetzes noch zu 
machen habe — Ausführungen, die es sich notwen-
dig zum Ziel setzen müssen, die schweren Sorgen 
aufzuzeigen, die wir dieserhalb haben müssen —, 
nicht mißverstanden werden. Es handelt sich bei 
diesen meinen Sorgen und den Sorgen von uns 
allen nur zum Teil um die Befürchtung, daß etwa 
der richtige Geist nicht vorhanden sein könnte, in 
der Hauptsache aber um die Befürchtung, daß ob-
jektive Schwierigkeiten und objektive Organisa-
tionsprobleme die Absicht des Gesetzes zunichte  

machen könnten. Mit anderen Worten: es handelt 
sich vor allem um die Befürchtung, daß die zur 
Verfügung stehenden Kräfte und der zur Verfü-
gung stehende Apparat außerstande sind oder 
außerstande sein könnten, die Wiedergutmachung 
bis spätestens zum Jahre 1962 durchzuführen, daß 
wir also Verzögerungen, vielleicht sogar erheb-
lichen Verzögerungen gegenüberstehen könnten. 
Verzögerungen aber bedeuten, daß uns die Opfer 
hinwegsterben, bevor sie den Tag der Wiedergut-
machung erlebt haben. Mir hat vor wenigen Tagen 
ein Anwalt, der eine große Wiedergutmachungs-
praxis hat, gesagt, daß im Laufe der letzten 
Wochen pro Woche drei Mandanten gestorben 
sind. 

(Abg. Mellies: Hört! Hört!) 

Die Zahlen sind natürlich nicht ständig so hoch, 
aber sie geben immerhin ein Bild. 

Es ist sehr schwer, sich ein genaues Bild über 
die Leistungskapazität der Wiedergutmachungs-
ämter in den einzelnen Ländern zu machen. Die 
Zahlen, die mir von den einzelnen Landesministe-
rien zur Verfügung gestellt worden sind, sind 
wahrscheinlich nicht ohne weiteres vergleichbar, so 
daß Rückschlüsse nur mit sehr großer Vorsicht ge-
zogen werden können. Vergleicht man die Zahlen 
der Anträge, die durchschnittlich im Monat von 
den Wiedergutmachungsbehörden entschieden 
werden, mit der Gesamtzahl der überhaupt vorlie-
genden Anträge und versucht man, auf solche 
Weise festzustellen, wie lange das betreffende 
Land brauchen wird, bis sämtliche Anträge ent-
schieden sind, so ergeben sich sehr große Unter-
schiede. So würde z. B. ein Land schon in zwei-
einhalb Jahren fertig sein, ein anderes, allerdings 
kleines, erst in 16 Jahren. Im Durchschnitt ergibt 
sich eine Zeit von 6 1/2 Jahren. Das würde bedeuten, 
daß die Wiedergutmachung in der Tat bis zum 
Jahre 1962 abgewickelt werden könnte. Diese 
Schätzung ist aber sicherlich zu günstig, viel zu 
günstig. Sie ist es selbst dann, wenn man berück-
sichtigt, daß das eine oder andere Land in Erwar-
tung des neuen Gesetzes seinen Personalbestand 
bereits erhöht hat, zum Teil bis zu 20 %, und wenn 
man annimmt, daß auch die anderen Länder die-
sem rühmenswerten Beispiel nacheifern. Denn zu-
nächst muß einmal damit gerechnet werden, daß 
nach dem Inkrafttreten des neuen Gesetzes die 
Zahl der Anträge nicht unwesentlich zunimmt und 
daß eine sehr erhebliche Reihe von bereits abge-
schlossenen Verfahren neu aufgerollt und über-
prüft werden muß. 

Ferner bedeutet die Tatsache, daß ein Land 
sämtliche Anträge entschieden hat, ja keineswegs, 
daß damit die Verfahren abgeschlossen sind. In 
einem Teil der Fälle, in denen der Anspruch ganz 
oder zum Teil abgewiesen wird, erheben die An-
tragsteller Klagen, und von diesen Verfahren, die 
dann sehr lange dauern, geht ein Teil wieder in 
die Berufung. Die Gerichtsverfahren dauern lange 
Zeit. Ein Teil der Verfolgten wird selbst dann, 
wenn die Wiedergutmachungsbehörden alle An-
träge aufgearbeitet haben, noch jahrelang auf die 
endgültige Entscheidung und, wenn die Entschei-
dung ihnen günstig ist, auf die Zahlung der Ent-
schädigung warten müssen. Es ist ferner zu be-
denken, daß normalerweise von allen Wiedergut-
machungsbehörden die einfach gelagerten Fälle zu-
erst erledigt werden, was verwaltungsmäßig ganz 
vernünftig ist, und daß diejenigen Anträge, zu 
deren Bearbeitung umfängliche Beweise erhoben 
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werden müssen oder deren Entscheidung erheb-
liche juristische Schwierigkeiten verursacht, zu-
nächst zurückgestellt werden. Wir würden dann 
also damit rechnen müssen, daß sich mit der Zeit 
das Tempo der Erledigung verlangsamt, dann 
nämlich, wenn die schwierigen Entscheidungen 
drankommen. 

Dazu werden auch noch weitere Momente bei-
tragen. Es besagt nämlich noch keineswegs alles, 
wenn ein Land, sagen wir einmal, 242 oder 641 oder 
gar 752 Personen in Wiedergutmachungsämtern be-
schäftigt. Sehr viel kommt auf die qualitative Eig-
nung der Beschäftigten an, und noch mehr kommt 
es darauf an, daß gute und eingearbeitete Kräfte 
für die ganze Dauer der Abwicklung den Wieder-
gutmachungsämtern auch erhalten bleiben. Aber 
gerade in dieser Beziehung sehen die Dinge viel-
fach sehr, sehr ungünstig aus. Bei dem Versuch, 
geeignete Kräfte für die Wiedergutmachungsämter 
zu gewinnen, befinden sich die Wiedergutma-
chungsbehörden in Konkurrenz mit anderen Zwei-
gen der Staatsverwaltung und mit der gewerb-
lichen Wirtschaft. In dieser Konkurrenz haben die 
Wiedergutmachungsressorts eine sehrungünstige Po-
sition. Die Wiedergutmachung ist eine auslaufende 
Aufgabe; die Beamten und Angestellten müssen damit 
rechnen und sich darauf einrichten, daß sie ihre Stelle 
eines Tages wieder verlieren. Während ihrer Be-
schäftigung bei der Wiedergutmachung verlieren 
sie den Kontakt mit den normalen verwaltungs-
mäßigen Laufbahnaufgaben. Sie geraten gegenüber 
Kollegen, die in den herkömmlichen Ressorts be-
schäftigt sind, ins Hintertreffen und haben nur 
noch recht ungünstige Aussichten, wenn sie sich 
nach ihrem Ausscheiden aus der Wiedergutma-
chung um andere Stellen in Staat und Wirtschaft 
bewerben. Diese ungünstige Lage veranlaßt nun 
aber gerade die fähigeren Kräfte, sich der Wieder-
gutmachung erst gar nicht zur Verfügung zu stel-
len, sondern von vornherein andere Beschäftigun-
gen zu suchen. Aber auch diejenigen, die bereits in 
Wiedergutmachungsämtern tätig sind, sind nahe-
liegenderweise bereit, jede sich bietende Gelegen-
heit wahrzunehmen, um einen lohnenderen Beruf 
zu ergreifen. 
Zur Zeit macht sich z. B. die Anziehungskraft des 

Amtes Blank — verzeihen Sie diesen schon ge-
wohnten, aber überholten Ausdruck; ich meine 
natürlich die  Anziehungskraft der vielen neu er-
richteten Dienststellen für die Bundeswehr — für 
die Wiedergutmachung in einem beinahe bestürzen-
den Ausmaß bemerkbar. So hat z. B. das Wieder-
gutmachungsamt einer großen Stadt binnen kurzer 
Zeit fünf Oberinspektoren an die Wehrmacht ver-
loren. Was das bedeutet, kann nur der richtig be-
urteilen, der weiß, in wie hohem Grade die Lei-
stungsfähigkeit einer Wiedergutmachungsbehörde 
von dem Vorhandensein erfahrener Beamter des 
mittleren und gehobenen Dienstes abhängt. Die 
Oberinspektoren sind in einem gewissen Sinne die 
Säulen jeder Wiedergutmachungsbehörde. Was bis-
her auf dem Gebiete der Wiedergutmachung in or-
ganisatorischer Hinsicht geleistet worden ist, ver-
danken wir zu einem großen Teil diesen vortreff-
lichen Beamten. — In der gleichen Zeit hat die 
Wiedergutmachungsbehörde der gleichen Stadt von 
21 Juristen 11 verloren, allerdings nicht an die 
Bundeswehr, sondern an andere Stellen. 
Die Wiedergutmachungsbehörden müssen also 

dauernd für Ersatz für abwandernde Kräfte sor-
gen. Wenn man nun bedenkt, daß die Einarbei

-

tungszeit für einen fähigen Juristen drei bis sechs 
Monate beträgt, so kann man sich eine Vorstellung 
davon machen, in welchem Ausmaß die Leistungs-
kapazität einer Wiedergutmachungsbehörde durch 
ein häufiges Kommen und Gehen von Sachbearbei-
tern verschlechtert wird. Es ist überhaupt eine der 
am meisten gehörten Klagen der Wiedergutma-
chungsberechtigten und ihrer Anwälte, daß die 
Sachbearbeiter dauernd wechseln. Verfügt sich der 
Antragsteller oder sein Anwalt nach einiger Zeit 
wieder auf die Behörde, so trifft er schon wieder 
einen neuen Beamten an. 

Weitere Ungelegenheiten ergeben sich daraus, 
daß die Organisation von Land zu Land verschie-
den ist. Verwaltungsmäßig und organisatorisch ist 
die Wiedergutmachung ein Massenproblem. Es ist 
daher verständlich und zu begrüßen, daß einzelne 
Länder versucht haben, diesem Problem mit neuen 
Methoden zu begegnen. Es kann natürlich nicht 
ausbleiben, daß bei solchen Versuchen Lehrgeld ge-
zahlt werden muß; es ist ferner verständlich, wenn 
sich ein Land nur schwer dazu entscheidet, die ein-
mal eingeführte Organisation wieder zu ändern, 
wenn sie sich nicht bewährt haben sollte. In dem 
einen oder anderen Lande sind sehr komplizierte 
Wege eingeschlagen worden, etwa derart, daß ganz 
verschiedenartige Behörden in die Bearbeitung ein-
bezogen werden. Man hat den Arbeitsvorgang so-
zusagen zerlegt wie in einem hochtechnisierten Be-
trieb, dergestalt, daß die eine Behörde die Renten-
berechnungen vornimmt, während die Kapitalent-
schädigungen von einer anderen bearbeitet werden 
und wieder eine dritte Gattung von Behörden, z. B. 
die Gemeindeverwaltungen, die Beweisermittlun-
gen anstellen. Die Akten ein- und desselben Falles 
wandern dann ununterbrochen im ganzen Lande 
herum, und da sich Akten trotz aller technischen 
Errungenschaften der Neuzeit immer noch besten-
falls im Postkutschentempo fortzubewegen pflegen 
und sich nach ihrer Ankunft am Bestimmungsort 
jedesmal wieder einige Zeit ausruhen müssen, kann 
man sich denken, wie umständlich ein solches Ver-
fahren arbeitet. 

Alle diese Hemmnisse, die ich hier erwähnt habe, 
haben ihren Grund nicht im Mangel an gutem Wil-
len, nicht in Nachlässigkeit und nicht in Unfähig-
keit der leitenden und ausführenden Kräfte, son-
dern in der außerordentlichen Schwierigkeit des 
Problems selbst. Die sehr schwierige Organisations-
frage ist mit viel gutem Willen und beträchtlicher 
Initiative angepackt worden. Aber man ist eben 
auf unerwartete objektive Schwierigkeiten gesto-
ßen. Es sind objektive Faktoren, die hier die eigent-
liche Ursache der Verzögerung und des schleppen-
den Ganges geworden sind. Aus Kreisen ausländi-
scher Verfolgtenorganisationen ist mir in letzter 
Zeit wiederholt versichert worden, daß nach ihrem 
Eindruck und nach ihren Feststellungen Mißstände, 
die auf mangelndem Wiedergutmachungswillen be-
ruhen, aufs Ganze gesehen keine erhebliche Rolle 
spielen, sondern daß das Problem bei den Organi-
sationsschwierigkeiten liegt. 

Selbstverständlich darf die Einsicht in die 
Schwierigkeit des Gesetzesvollzugs nicht dazu füh-
ren, daß man es bei der bloßen Feststellung dieser 
Tatsache bewenden läßt und sich dabei beruhigt, 
daß wir es hier mit einer Frage zu tun haben., die 
nun eben einmal nicht leicht zu lösen ist. Es wäre 
unredlich, wenn wir uns auf den Umfang der Wie-
dergutmachung, wie ihn unser neues Gesetz vor- 
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s ieht, und auf die Verbesserungen, die der heute 
vorliegende Entwurf im Vergleich zum bisherigen 
Gesetz bringt, etwas zugute tun und behaupten 
wollten, wir hätten nun das Unsere dazu getan, um 
unsere schwere Schuld im Rahmen unserer Kräfte 
abzutragen und den Verpflichtungen zu entspre-
chen, die für uns ein feierliches und vordringliches 
Anliegen sind. Die eigentliche Aufgabe, nämlich die 
Ausführung des Gesetzes, liegt erst noch vor uns. 
Wir können uns auch nicht hinter unsere be-
schränkte Zuständigkeit verkriechen und auf den 
Standpunkt stellen: der Bund hat seine Schuldig-
keit getan, der Bund kann gehen; jetzt sind die 
Länder am Zuge. Bundestag und Bundesregierung 
müssen sich vielmehr auch in der Organisations-
frage dauernd auf dem laufenden halten und das 
Menschenmögliche dazu beitragen, um im Verein 
mit den Ländern ein Höchstmaß an Leistungsfähig-
keit in der Abwicklung zu erreichen und sie zu ge-
währleisten. 

Schon heute lassen sich ganz bestimmte Feststel-
lungen machen und Forderungen formulieren, die 
diesem Ziel dienen. Es scheinen mir in der Haupt-
sache folgende zu sein: 

Erstens muß überall — überall! — eine Vermeh-
rung des Personals angestrebt werden. Davon, daß 
das in ausreichendem Umfang geschieht, hängt ein 
guter Teil des Erfolgs ab. Einige Länder sind hier 
mit gutem Beispiel vorangegangen. 

Zweitens müssen diese Stellen mit möglichst gut 
qualifizierten Kräften besetzt werden, und diese 
gut qualifizierten Kräfte, überhaupt das ganze ein-
gearbeitete Personal müssen den Wiedergut-
machungsämtern erhalten bleiben. Wir müssen uns 
darüber klar sein, daß die Tätigkeit in der Wieder-
gutmachung für die Beschäftigten mit den er-
wähnten Berufs- und Laufbahnschwierigkeiten, mit 
recht erheblichen Zukunftsrisiken verbunden ist, 
die wir nicht wesentlich abschwächen können. Es 
bleibt also kein anderer Weg als der, den Beschäf-
tigten Vorteile zu bieten, vor allem in der Besol-
dung, Vorteile, die die Risiken, die sie eingehen, zu 
einem Teil kompensieren. Das ist eine Geld- und 
Ausgabenfrage. Es darf unter keinen Umständen 
dahin kommen, daß durch den Widerstand, hier 
das Nötige schnell und großzügig zu tun, die Ab-
sicht des Gesetzes und der Wille, die Entschädigung 
schnell, in möglichst wenigen Jahren, zu bewirken, 
durchkreuzt und zunichte gemacht werden. 

Drittens muß die Organisationsfrage gelöst wer-
den. Hierbei scheint mir nicht nur wünschenswert, 
sondern unerläßlich zu sein, daß ein möglichst 
intensiver Erfahrungsaustausch zwischen den Län-
dern unter tätiger Mitwirkung der zuständigen 
Bundesressorts organisiert wird, und zwar mit dem 
Ziel, daß die jeweils beste Methode, die sich be-
währt hat, Schule macht. Es handelt sich nicht 
darum, alte Zuständigkeiten zu verschieben und 
etwa eine Bundeszuständigkeit zu begründen. Eine 
Subordination ist hier nicht am Platze. Wohl aber 
müssen die Ausführungsarbeiten koordiniert wer-
den, und ich möchte schon jetzt bitten, daß diese 
Koordination ins Auge gefaßt wird. 

Nur wenn das alles geschieht und wenn wir 
außerdem noch das Möglichste tun, um die guten 
Kräfte der Wiedergutmachung nachher ins Be-
amtenverhältnis zu überführen und anderweitig 
gut unterzubringen, nur dann können wir hoffen, 
daß wir bis zum Jahre 1962 unsere Wiedergut-
machung im großen und ganzen abgewickelt haben  

werden. Das ist nach dem heutigen Stand der 
Dinge so unwahrscheinlich, daß ich es für meine 
Pflicht halte, schon heute und an dieser Stelle die 
Alarmglocke zu ziehen. Wir müssen uns stets vor 
Augen halten, daß das Durchschnittsalter der Ver-
folgten hoch liegt und daß jedes Jahr, jeden Monat 
Opfer des nationalsozialistischen Terrors sterben. 
Der Gedanke, daß sich die Last unserer Wieder-
gutmachung auf diese Weise für uns fühlbar er-
leichtern könnte, ist unerträglich. Das Unrecht liegt 
jetzt 11 bis 23 Jahre zurück. Wir haben nicht mehr 
viel Zeit zu verlieren. Jeder Tag, der verstreicht, 
belastet unser Gewissen. 

(Beifall auf allen Seiten.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort  hat  der Ab-
geordnete Dr. Reif. 

Dr. Reif (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die allgemeine Aussprache in der 
dritten Lesung eines Gesetzes soll dazu dienen, die 
Motive zu unterstreichen, nach denen die Frak-
tionen sich in der Behandlung der Materie ent-
schieden haben. Wenn der verehrte Herr Kollege 
Böhm in seiner Rede weit über das hinausgegangen 
ist, so hat er ebenso wie der Herr Berichterstatter, 
der seinen Schriftlichen Bericht durch Darlegungen 
von dieser Stelle aus ergänzt hat, die nicht unter-
bleiben durften, etwas getan, was eben aus der 
Situation dieses merkwürdigen Gesetzeswerkes 
heraus notwendig ist. 

Wir haben hier mehr oder weniger deutliche 
Vorwürfe gegen die Verwaltung, gegen die Ge-
richte gehört. Zum Teil wurden sie eingeschränkt, 
zum Teil wurden sie zurückgewiesen. Aber wir 
haben doch alle das Gefühl: Die Unzulänglichkeiten 
in der Erledigung der Wiedergutmachungsfrage, 
die sich der 1. Bundestag zum Vorwurf machen 
lassen muß, haben dazu geführt, daß mit diesem 
unvollständigen Gesetz — zum Teil vielleicht bei 
bestem Willen, zum Teil vielleicht, weil es bösem 
Willen Raum ließ, zum Teil vielleicht aus Angst 
vor dem Rechnungshof — schlecht gearbeitet wurde. 
Selbstverständlich nicht überall, selbstverständlich 
wissen wir alle, daß es — Gott sei Dank! — Ge-
richte gibt, die vorbildliche Entscheidungen gefällt 
haben. Der Herr Kollege Böhm hat gesagt: Es gab 
gute und schlechte. Ja gewiß, man regt sich über 
die schlechten auf; aber daß es überhaupt möglich 
ist, daß Entscheidungen von deutschen Gerichten 
gefällt werden, die so weit voneinander abweichen, 
wie das gerade in der Frage der Wiedergutmachung 
möglich war, das gibt doch zu denken. 

Die Aufgabe des Gesetzgebers lag doch wohl 
darin, in der Novelle das Gesetz so zu verdeut-
lichen, den Willen des Gesetzes so zu präzisieren, 
daß beim besten Willen sich niemand mehr um die 
Ausführung, die von hier aus gewünscht wird, 
herumdrücken kann. Ich sage nicht, daß das jeder 
will; aber daß diejenigen, die  es  wollen, es eben 
nicht mehr können, das war doch die Aufgabe 
dieser Arbeit. Ein Gesetz, dessen Maschen, dessen 
Begriffe, dessen Bestimmungen so lückenhaft oder 
so beweglich waren, hinter dem man sich also ver-
stecken konnte, mußte präzisiert werden. Darauf 
kam es an. 

Wir haben dem Gesetz eine Präambel voraus-
geschickt. In dieser Präambel kommt implizite zum 
Ausdruck, daß wir den Grundsatz „In dubio pro 
reo", der in der Rechtsprechung gilt, auch in der 
Praxis, bei der Anwendung des Gesetzes in der 
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Weise gewahrt wissen wollen, daß im Zweifel 
zugunsten des Antragsberechtigten entschieden 
wird. 

(Beifall bei der FDP, in der Mitte und links.) 

Ich wiederhole das hier mit aller Deutlichkeit, weil 
der Grundsatz „In dubio pro reo" in keinem Gesetz 
steht. Wir können auch einen derartigen Grund-
satz — jedenfalls waren die Herren Juristen der 
Meinung — nicht in den Wortlaut des Gesetzes 
aufnehmen. Aber es muß in diesem Hause, es muß 
nach außen hin, an die ausführenden Behörden, an 
die Gerichte und an die Öffentlichkeit gesagt wer-
den: Dieser Bundestag wünscht, daß die Bestim-
mungen dieses Gesetzes, sofern Zweifel bestehen, 
zugunsten der Verfolgten ausgelegt werden. 

(Erneuter Beifall.) 

Dann wird vielleicht auch bei manchem draußen 
die Sorge aufhören, daß er wegen einer menschlich 
verständlichen und von uns nur zu billigenden 
Entscheidung eines Tages vom Rechnungshof auf-
gehängt wird. 

Ich hatte mir erlaubt, als wir das erste Mal über 
diese Dinge sprachen, drei Forderungen zu stellen, 
von denen ich glaubte, daß ihre Verwirklichung 
notwendig sei, um eine Änderung in der Praxis 
dieses Gesetzes durchzuführen. Eine davon war die 
Einschränkung der Zuständigkeit des Rechnungs-
hofs. Wir wollen uns doch nichts vormachen: Es ist 
nun einmal in Deutschand Sitte, daß ein Beamter, 
der Ansprüche eines Bürgers abwehrt, vielleicht 
dann sogar einen Prozeß riskiert, den der Fiskus 
verliert, deswegen niemals Vorwürfe bekommt; 
denn er hat ja nur seine „Pflicht" getan, er hat 
den Fiskus, er hat die öffentlichen Kassen ver-
teidigt. 

(Vizepräsident Dr. Schneider über

-

nimmt den Vorsitz.) 

Wenn er aber aus menschlicher Großzügigkeit 
etwas tut, was aus dem Wortlaut der ihm gege-
benen Anweisungen nicht haarscharf begründet 
und verteidigt werden kann, dann riskiert er den 
Vorwurf seitens der Kontrolle. Wir wollen dadurch, 
daß wir uns zu dem allgemeinen Grundsatz, den 
ich vorhin ausgesprochen habe, bekennen, dieser 
Sitte in diesem Falle ein Ende machen. 

Ich hatte damals zweitens geglaubt, wir kämen 
aus dem Dilemma heraus, wenn der Bund sich be-
reit erklärte, grundsätzlich die Lasten der Wieder-
gutmachung zu übernehmen. Nun, das ist nicht er-
reicht worden. Ich hatte ebenso geglaubt, damals 
anregen zu sollen, daß man in dieses Gesetz eine 
Forderung aufnimmt, welche die Regierung ver-
pflichtet, nicht erst auf Anfrage, sondern jeweils 
nach einem Jahr dem Hause über die Erfahrungen, 
die bei der Durchführung des Gesetzes gemacht 
werden, Bericht zu erstatten. Auch damit bin ich 
nicht durchgedrungen. Ich bedaure das. Ich hätte 
es nicht nur bei diesem Gesetz, sondern auch bei 
manchem anderen im Interesse der Verwaltungs-
kontrolle, auch im Interesse unserer gesetzes-
schöpferischen Tätigkeit, damit wir aus eigenen Er-
fahrungen lernen, begrüßt, wenn man so etwas 
vorgesehen hätte. 

Ich bin schließlich noch mit einer anderen Anre-
gung im Ausschuß nicht durchgedrungen, die ich 
Ihnen aber auch bei dieser Gelegenheit nennen 
möchte. Das ist die Verzinsung der Ansprüche von 
einem bestimmten Termin ab. Ich habe geglaubt, 
wenn die Verwaltungen sich überlegen, ob es nicht  

vielleicht doch ratsamer ist, den Personalbestand 
zu vermehren und zu qualifizieren und sich diese 
Kosten zu machen, statt Zinsen zu zahlen, so wäre 
das vielleicht auch ein Antrieb für das, was wir 
alle wollen. Aber der Ausschuß hat sich dem nicht 
angeschlossen. 

Ich möchte nicht lange reden. Dieses Gesetz will 
präzisieren, und wir hoffen, daß wir damit der 
Sache der Wiedergutmachung einen Dienst ge-
leistet haben. Wir wissen, daß das nicht vollständig 
gelingen kann. Wir wissen, daß das Leben Kompli-
kationen von Fällen bietet, die kein Gesetzgeber 
vorhersehen kann. Aber dafür kommt eben dann 
der Grundsatz: Im Zweifel für den Verfolgten. 

Das Gesetz bringt einige Erweiterungen, die wir 
begrüßen. Ich habe gerade wegen des einen Punk-
tes, den auch der Herr Kollege Greve schon er-
wähnt hat, in diesen Tagen — auch heute wieder — 
Briefe bekommen von Stellen, wo ich es nicht 
erwartete. Es handelt sich z. B. um die Frage, daß 
wir den Dienst in einer Bewährungseinheit als eine 
Art Freiheitsbeschränkung ansehen. Eines möchte 
ich denen, die jetzt in der Öffentlichkeit darüber 
reden, doch sagen: Es handelt sich nicht darum, 
daß man den Dienst in einer Bewährungseinheit 
als solchen als einen Tatbestand der Verfolgung 
und der Wiedergutmachung anerkennt. Wohl aber 
billigen wir dem Verfolgten, der, weil er zu den 
Deklassierten gehörte, in eine Bewährungseinheit 
geschickt wurde und dem dort etwas zugestoßen 
ist, das Recht auf Wiedergutmachung zu. Die weh-
leidigen Geschichten, die da von der Soldatenfrau, 
deren Mann bei der Truppe, und der Frau des 
Mannes erzählt werden, der als Verfolgter in einer 
Bewährungseinheit gefallen ist, sollte man besser 
unterlassen; denn der Dienst in der Verteidigung 
des Vaterlandes ist eben etwas anderes als ein 
Verfolgungstatbestand. Das wollen wir doch klar 
auseinanderhalten. 

(Sehr richtig bei der SPD.) 
Meine Damen und Herren, wir haben ganz be-

wußt in einzelnen Fällen mehr geleistet. Draußen 
werden Zahlen genannt, die abschrecken sollen. 
Ich glaube, man muß an dieser Stelle auch einmal 
sagen, daß selbst die höchsten Schätzungen der 
Kosten des Gesetzes, die uns bisher vorgelegt wor-
den sind, jedem Bürger der Bundesrepublik die 
Beruhigung geben können, daß er seine Lebens-
haltung nicht einzuschränken braucht, um den 
Bund oder die Länder in die Lage zu versetzen, 
Wiedergutmachung zu leisten. Aber, meine Damen 
und Herren, wäre es wirklich so schlimm, wenn 
wir Heutigen unsere Lebenshaltung etwas ein-
schränken müßten, um wiedergutzumachen? 

(Beifall.) 

Jede Kritik an diesen sogenannten Lasten ist also 
völlig abwegig. Es könnte passieren, daß man ein-
mal eine Gegenrechnung etwa dessen aufmacht, 
was das deutsche Volk vertrinkt und verraucht, 
und dann fragt, wie diese Größen sich zueinander 
verhalten. Dann käme man zu sehr merkwürdigen 
Ergebnissen. Ich sage das ganz bewußt, obwohl ich 
gerne rauche und auch gerne trinke. Ich bitte, das 
nicht falsch zu verstehen. Dieses Gesetz ist also 
keine Zumutung. 

Mit diesem Gesetz erfüllen wir eine moralische 
Pflicht. Es ist so oft davon geredet worden, daß wir 
Deutschen es vielfach heute noch in der Welt sehr 
schwer haben. Ich brauche jetzt nicht einzelne Länder 
und einzelne Zeitungen zu nennen, um zu sagen, 
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wie groß das Mißtrauen gegen das deutsche Volk 
im Grunde genommen noch ist. Wir erwarten viel

-

leicht allzu schnell, daß die Welt vergißt, was wir 
der Welt angetan haben oder was der Welt in un

-

serem Namen angetan wurde. Es ist einmal ein 
sehr schönes Wort gesagt worden: Die Welt kann 
nur vergessen, wenn wir nicht vergessen, was in 
unserem Namen geschehen ist, und wenn wir die

-

jenigen nicht vergessen, denen das angetan wurde. 
(Beifall bei der SPD.) 

Das ist die innere Moral dieses Gesetzes. 

Deshalb begrüße ich auch den Härteparagraphen, 
den wir heute eingefügt haben. Es ist gut, daß die 
Bundesregierung einen Dispositionsfonds in die 
Hände bekommt. Wir können in die Begriffssyste-
matik dieses Gesetzes nicht alle möglichen Fälle 
einbeziehen. Wir müssen der Regierung die Mög-
lichkeit geben, über das Unrecht hinaus, das von 
Deutschen im Namen des deutschen Volkes im 
Ausland begangen wurde, wiedergutzumachen, 
auch wenn es nicht in diesen Paragraphen geregelt 
werden kann. 
Zum Schluß möchte ich noch dem Herrn Bundes-

finanzminister dafür danken, daß er vorhin auf 
meine Anfrage in der zweiten Lesung die Antwort 
gegeben hat, die ich gewünscht habe. Es ist Beun-
ruhigung entstanden über die Frage der Vermö-
gensentschädigung im Ausland, und es war not-
wendig, daß hier von einem Vertreter der Bundes-
regierung in dieser Stunde eine solche Erklärung 
abgegeben wurde, die uns beruhigt und die hof-
fentlich auch draußen beruhigt, innerhalb Deutsch-
lands und außerhalb. 

Das, meine Damen und Herren, war das, was ich 
bei der Verabschiedung dieses Gesetzes in der 
dritten Lesung sagen wollte zur Klärung unserer 
Motive und zur Aufforderung an diejenigen, die 
nun mit dem besseren Gesetz arbeiten sollen, um zu 
zeigen, daß der Geist dieses Gesetzes auch die 
Praxis beherrscht. 

(Beifall.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Strosche. 

Dr. Strosche (GB/BHE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich habe den Auftrag, namens 
der Fraktion des Gesamtdeutschen Blocks/BHE zur 
abschließenden Lesung eines Dritten Gesetzes zur 
Änderung des Bundesergänzungsgesetzes zur Ent-
schädigung für Opfer der nationalsozialistischen 
Verfolgung nachfolgende Erklärung abzugeben: 

Getragen von der Erkenntnis, daß jede befrie-
digende Wiedergutmachung an den Opfern der un-
seligen Zeit vor, während und unmittelbar nach 
dem zweiten Weltkriege nicht nur eine sittliche 
Pflicht, sondern darüber hinaus eine wahrhaft 
menschliche und politisch befriedende Tat ist, und 
erfüllt von dem festen Willen, in dieser Zeitspanne 
erfahrenes Unrecht, menschliches Leid und bittere 
Not möglichst weitgehend vergessen machen zu 
helfen, hat sich die Bundestagsfraktion des Ge-
samtdeutschen Blocks/BHE bereits bei der ersten 
Lesung dieses Gesetzeswerkes in diesem Hohen 
Hause zu der sittlichen Grundlage eines Dritten 
Gesetzes zur Änderung des Bundesergänzungsge-
setzes zur Entschädigung für Opfer der national-
sozialistischen Verfolgung bekannt. 
Sie hat ferner in Übereinstimmung mit allen 

Bundestagsfraktionen bereits damals ihrem Wun-
sche Ausdruck verliehen, daß dieses — übrigens  

erfreulich gut vorbereitete — Gesetz über alle 
fiskalischen Bedenken hinweg eine weitestmögliche 
und in Richtung Verwaltung und Gerichtsbarkeit 
klarstmögliche Handhabe dafür bieten möge, den 
Opfern der nationalsozialistischen Herrschaft eine 
angemessene Wiedergutmachung zuteil werden zu 
lassen. 

Die Bundestagsfraktion des GB/BHE möchte 
auch in der Schlußberatung dieses Gesetzes diese 
ihre Auffassung erneut nachdrücklich unter-
streichen. 

Angesichts der fraglos vorhandenen, aus ge-
schichtlichen Wurzeln unserer Zeit kommenden 
Besonderheit dieses Bundesentschädigungsgesetzes 
ist sie bereit, gewisse offenkundige Mängel, im 
Umfang des erfaßten Personenkreises z. B., und 
auch sich etwa unwillkürlich aufdrängende Paral-
lelen zu anderen von diesem Hause beschlossenen 
Gesetzen in Richtung anderer Opfer unserer Zeit-
läufte hintanzustellen. Gleichwohl hält sie es für 
ihre Pflicht, zu erklären, daß sie, fern jeder un-
wahren und inhumanen These von Kollektivschuld, 
aber auch von Kollektivunschuld, den Grundsatz 
verficht, daß j e des menschliche Leid, das ohne 
individuelles Verschulden aus öffentlichem Unrecht 
entstanden ist und not- und schmerzhaft in unse-
rer Zeit durchlitten wurde, gleich liebe- und hilfe-
voller Milderung und entschädigender Wiedergut-
machung seitens unseres Staates und Volkes bedarf. 

(Beifall beim GB/BHE und bei der SPD.) 

Aus dieser Auffassung heraus und angesichts des 
nun vorliegenden endgültigen Textes des BEG er-
hofft sie somit noch manche Verbesserung anderer 
Gesetze, die das individuell unverschuldete Leid 
unserer Mitbürger und Mitmenschen, welches aus 
der tragischen Entwicklung unserer Geschichte in 
den letzten 20 bis 30 Jahren erwuchs, in ähnlich 
großzügiger und Exekutive wie Justiz verpflichten-
der Weise annähernd wiedergutzumachen ver-
möchten. 

Die Bundestagsfraktion des Gesamtdeutschen 
Blocks / BHE sieht gerade auch in dieser Beziehung 
in diesem Bundesergänzungsgesetz ein nahezu vor-
bildliches, ja richtungweisendes Gesetz und wird 
ihm daher, wohl in Übereinstimmung mit sämt-
lichen Fraktionen des Deutschen Bundestages, in 
Erkenntnis seiner besonderen Notwendigkeit, der 
ihm zugrunde liegenden bindenden moralischen 
Verpflichtung sowie des ihm zukommenden ge-
samtpolitischen Gewichtes zustimmen. 

(Beifall beim GB/BHE und bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Greve. 

Dr. Greve (SPD): Meine Damen und Herren! Ich 
hoffe, daß dieses Haus sich nicht noch sehr oft mit 
Fragen der Wiedergutmachung wird zu befassen 
haben. Denn je weniger in der Zukunft im Deut-
schen Bundestag über die Wiedergutmachung ge-
sprochen werden wird, desto besser wird sie sein. 
Damit will ich nicht zum Ausdruck bringen, daß 
das, was hier gesagt worden ist, etwa überflüssig 
war. Im Gegenteil, diese Tribüne hier ist es gewe-
sen, von der aus manches gesagt worden ist, was 
Anlaß gegeben hat, die Wiedergutmachung in den 
hinter uns liegenden elf Jahren voranzutreiben. 
Wenn nicht von dieser Stelle aus das Gewissen des 
deutschen Volkes immer wieder angesprochen wor- 
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den wäre, dann, glaube ich, wären wir mit der 
Wiedergutmachung noch nicht so weit, wie wir 
heute sind. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich bin allen denen dankbar, die sich im Aus-
schuß und sonst innerhalb und außerhalb dieses 
Hauses mit uns zu gemeinsamer Arbeit zusammen-
gefunden haben, um zu ermöglichen, daß diesem 
Hause ein Werk vorgelegt wird, das, wie ich in 
meinem Bericht bereits ausgeführt habe, auch kein 
vollendetes Werk ist, das aber, wenn man nur 
will, so angewendet werden kann, daß denen, die 
davon betroffen werden, weitestgehend geholfen 
wird. 
Es ist immer wieder davon gesprochen worden, 

daß es auf den Geist ankommt, den derjenige hat, 
der das Gesetz in der Praxis anwenden muß. Es 
kommt aber auch darauf an, in welchem Geist wir 
dieses Gesetz verabschieden, ob wir das unlustig 
und unwillig tun oder ob wir wirklich mit innerer 
Anteilnahme an die Verabschiedung dieses Geset-
zes herangehen. 

(Beifall.) 

Die Öffentlichkeit — nicht nur die deutsche, son-
dern auch die Weltöffentlichkeit — spürt ganz ge-
nau, wie man hier in dieser Stunde sich zu den 
Fragen der Wiedergutmachung und der Wieder-
herstellung des verletzten Rechts stellt. Das sind 
Dinge, die wir nicht übersehen sollten. 

Es ist in diesem Hause nicht nötig, diejenigen 
noch einmal unter Anklage zu stellen, die die Ver-
anlassung dafür gegeben haben, daß es überhaupt 
ein Bundesentschädigungsgesetz für die Wieder-
gutmachung nationalsozialistischen Unrechts geben 
muß. Ich glaube, dieses Haus ist sich in allen sei-
nen Mitgliedern darüber einig — Herr Kollege 
Reif hat es soeben bereits zum Ausdruck ge-
bracht —, daß nur zum Teil wiedergutgemacht 
werden kann. Auch der Präsident dieses Hauses 
hat heute darauf hingewiesen, daß das, was wir 
hier tun, nur Stückwerk sein kann im Verhältnis 
zu dem, was im deutschen Namen an Unrecht ge-
stiftet und an Leid über Menschen gebracht wor-
den ist, die unser Antlitz tragen. Ich glaube, es 
wäre ein Verhängnis, wenn wir uns nicht mit aller 
Deutlichkeit von den Untaten, von den Unrechts-
taten absetzten, die Deutsche begangen haben. 
Nicht das Vergessenwollen, sondern das Nichtver-
gessenwollen ist es, was überhaupt dazu beitragen 
kann, dem deutschen Namen wieder das Ansehen 
von einst zu geben, damit wir wieder aufrecht 
durch alle Länder der Erde schreiten können. Wir 
dürfen nicht vergessen und wollen auch nicht ver-
gessen, solange nur die geringsten Spuren der Bar-
barei in Deutschland und außerhalb Deutschlands 
noch zu sehen sind. 
Ich glaube, wir Deutsche müssen froh und dank-

bar darüber sein, daß man uns nach dem, was wir 
der Welt angetan haben, und, ich sage ganz be-
wußt: nach dem Unmenschlichen, was durch die 
Schuld von Deutschen über Menschen gekommen 
ist, durch die Schuld von Menschen, die eben zu 
unserem Volk gehörten, heute im Kreise der 
Menschheit überhaupt schon wieder anerkennt. 

Wer je in Israel gewesen ist, meine Damen und 
Herren — und es sind einige Kolleginnen und Kol-
legen dieses Hauses in Israel gewesen —, der wird 
es mir bestätigen, daß man beschämt und beglückt 
zu gleicher Zeit sein muß, beschämt darüber, 

welche antisemitischen Exzesse Deutsche in der 
Welt vollbracht haben, und zu gleicher Zeit be-
glückt darüber, daß es Menschen gibt, die oft die 
einzigen Überlebenden ihrer ganzen Familien sind 
- die anderen alle sind in den Konzentrationsla-
gern umgekommen —, die einem die Hand reichen 
in dem Bewußtsein, daß es, wenn man überhaupt 
in Ruhe und Frieden leben will, wieder ein Ne-
beneinander und ein Miteinander geben muß. 

(Beifall bei der SPD.) 

Es muß einmal in dieser Stunde gesagt werden, 
daß wir es eigentlich gar nicht erwarten konnten, 
daß diese Menschen uns mit solchem Nachsehen und 
mit solchem Verzeihen entgegentreten. Ich bin der 
Meinung, daß das auch ein Erfolg dessen ist, was 
wir Deutsche, insbesondere wir im Deutschen Bun-
destag, auf dem Gebiete der Wiedergutmachung 
geleistet haben. 

Mehr als eine Million, wenn nicht gar mehrere 
Millionen Menschen, denen Unrecht geschehen ist, 
warten nun schon, wie Herr Kollege Böhm mit 
Recht sagte, elf bis 21 Jahre darauf, daß die Schä-
den, die an ihnen noch vorhanden sind, wenig-
stens materiell wieder gutgemacht werden — ein 
Teil der Schäden kann überhaupt nicht wieder gut-
gemacht werden — und daß mit der individuellen 
Wiedergutmachung auch ein Teil der Schuld abge-
tragen wird, die noch bergehoch vor uns steht. 

Wir wollen hier nicht noch einmal in eine Un-
tersuchung der Gründe eintreten, die dazu geführt 
haben, daß wir uns heute noch mit Grundfragen 
der Wiedergutmachung beschäftigen müssen, wo 
es doch so sein sollte, daß wir bereits in der End-
phase der Erledigung der Entschädigungssachen 
sind. Ich sage, wir wollen die Gründe dafür nicht 
untersuchen; sie sind vielfältig, und es würde uns 
in dieser Stunde nicht weiterbringen. Eines aber, 
glaube ich, dürfen wir als Gesetzgeber für uns in 
Anspruch nehmen, daß wir mit diesem Gesetz, wie 
es schon mehrfach gesagt worden ist, kein voll-
kommenes Gesetz vorlegen, aber ein Gesetz, mit 
dessen einzelnen Bestimmungen gearbeitet wer-
den kann, wenn man arbeiten will, wenn man den 
guten Willen hat, mit diesem Gesetz zu arbeiten. 

Ich will ganz offen bekennen, daß meine Freunde 
und ich auch nicht mit allem, was in dem Gesetz 
steht, einverstanden sind und daß wir auch man-
ches vermissen, von dem wir gewünscht hätten, daß 
es in dem Gesetz enthalten ist. Wir wissen ganz 
genau, daß die Schäden, die durch den Tod des 
Verfolgten herbeigeführt worden sind, nur unzu-
länglich wiedergutgemacht werden. Ebenso wis-
sen wir ganz genau, daß die Renten — nicht nur 
die Mindestrenten, sondern zum Teil sogar die 
Höchstrenten — nicht ausreichend sind. Auch wis-
sen wir ganz genau, daß es — und es sei hier ge-
klagt — leider nationalsozialistische Verbrecher 
gibt, die hohe Pensionen beziehen oder deren Hin-
terbliebene hohe Hinterbliebenenbezüge erhalten, 
während ihre Opfer heute zum Teil noch mit 
Pfennigen abgespeist werden. Und man komme 
mir nicht immer wieder damit, zu sagen, dann sei 
eine andere Rechtsgrundlage gegeben, auf die wir 
Rücksicht nehmen müßten. Gewiß, das weiß ich 
selbst nur zu genau, daß eine andere Rechtsgrund-
lage dafür vorhanden sein kann — das allerdings 
auch nur zum Teil —, daß man anderen hohe Pen-
sionen und Hinterbliebenenbezüge zahlen muß, oft 
vielleicht auch sehr gern zahlt, und daß keine aus- 

, reichende Rechtsgrundlage dafür vorhanden war 
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und auch heute noch nicht dafür vorhanden ist, 
die Opfer dieser nationalsozialistischen Verbre-
cher entsprechend zu entschädigen. 

An uns ist es, diese Rechtsgrundlage zu schaffen. 
Wenn wir es wollen, können wir die Rechtsgrund-
lage dafür schaffen, daß die Opfer der national-
sozialistischen Verfolgung wenigstens in gleicher 
Weise versorgt werden wie diejenigen, die sie ver-
folgt haben. 

(Beifall bei der SPD und rechts.) 

Es wird die Aufgabe dieses Hauses sein, wenn sich 
in der Zukunft herausstellt, daß hier noch etwas 
getan werden muß, dies auch zu tun. Wenn heute 
schon wieder zur Diskussion steht, für die soge-
nannten 131er 180 oder 200 Millionen DM auszu-
geben, heute, wo dieses Bundesentschädigungs-
gesetz noch nicht verabschiedet ist, dann habe ich 
dafür kein Verständnis. 

Wir wissen nur zu genau, daß ein Betrag von 
150 DM überhaupt keine Entschädigung, überhaupt 
keine Leistung im eigentlichen Sinne für den-
jenigen ist, der dafür einen Monat im Konzentra-
tionslager zubringen mußte. Wir wissen genau, daß 
Schäden, die an Körper und an Gesundheit ein-
getreten sind, teilweise nur unzulänglich ausge-
glichen werden. Wir sind aber andererseits auch 
durchaus bereit, anzuerkennen, daß sehr viele Be-
stimmungen in dem Gesetz jetzt eine positive 
Regelung enthalten, die es den Behörden draußen 
ermöglicht, das zu tun, was wir schon lange getan 
wissen wollten und was auch schon lange hätte 
getan werden können. Wir haben es an Beispielen 
gesehen, daß dann, wenn der entscheidende Mann, 
nämlich der zuständige Minister oder Senator eines 
Landes, nur gewillt ist, entsprechende Anweisun

-

gen zu geben, die Behörden nicht nur in der Lage, 
sondern auch willens sind, entsprechend diesen An-
weisungen auf dem Gebiet der Entschädigung zu 
handeln. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Es wird auch in Zukunft auf den einzelnen Men-
schen ankommen, der anzuordnen hat, beziehungs-
weise auf denjenigen, der als Richter zu entschei-
den hat, wie dieses Gesetz angewendet werden soll. 

Meine Damen und Herren, ich habe die Hoff-
nung, daß die Verwaltung, die so oft von mir von 
dieser Stelle aus wegen ihrer Unzulänglichkeiten 
bei der Anwendung des Bundesentschädigungs-
gesetzes, des bisherigen Bundesergänzungsgesetzes, 
gescholten worden ist, endlich erkennt, daß nur 
dann wiedergutgemacht werden kann, wenn Ge-
setzgebung und Verwaltung hier Hand in Hand 
arbeiten. Ich glaube, wir haben oft genug durch 
Redner aller Fraktionen dieses Hauses zu erken-
nen gegeben, in welchem Geist wir wiedergut-
gemacht wissen wollen. 
Aber es ist auch notwendig, daß wir die Kolle-

gen von uns in den Landtagen bitten, dafür zu sor-
gen, daß die Landesregierungen das tun, was von 
ihnen aus notwendig ist. Wenn man beispielsweise 
die Unzulänglichkeiten technischer Art betrachtet, 
die einem oft begegnen, dann muß man sagen, daß 
eben durch diese Unzulänglichkeiten manches nicht 
geschieht, was sonst geschehen würde; ich will da-
mit nicht sagen, daß man es begreifen kann. Bei-
spielsweise ist mir letzte Woche auf der Entschädi-
gungsbehörde einer Regierung gesagt worden, daß 
zwei Beamte, die noch vor drei Jahren in der 
Hauptstadt dieses Landes waren, in der Entschädi-
gungsbehörde diejenigen Schreibmaschinen wieder 
vorgefunden haben, die in der Landesregierung be

-

reits vor drei Jahren als unbrauchbar aussortiert 
worden waren! An diesem Beispiel können Sie er-
messen, wie zum Teil die Wiedergutmachung be-
wertet wird. An solchen Kleinigkeiten kann man 
erkennen, mit welchem Geist man an die Wieder-
gutmachung herangeht. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Es kommt vor, daß von Sachbearbeitern erledigte 
und abgezeichnete Entscheidungen nur deswegen 
sechs und heute schon zehn Wochen in den Fächern 
unerledigt liegen blieben, weil die notwendigen 
Schreibkräfte fehlen. Wenn ich Ihnen das hier 
sage, hoffe ich, daß Sie mir das abnehmen; aber 
draußen in der Welt bringt doch kein Mensch Ver-
ständnis dafür auf, daß ein vom Sachbearbeiter 
erledigter und unterzeichneter Antrag zehn Wochen 
liegenbleiben muß, bis die Stenotypistin ihn in die 
Hand nimmt, um ihn zu schreiben. Das sind Tat-
sachen, meine Damen und Herren, und jeder von 
Ihnen kann mich fragen, welches diese Entschädi-
gungsbehörde ist, bei der etwas Derartiges passiert 
ist und noch laufend passiert. 

Das sind Aufgaben, die die Länder zu erfüllen 
haben. Aber die Länder und insbesondere die 
Haushaltsreferenten der Länder kümmern sich oft 
um andere Dinge. Sie machen nämlich Politik. Das 
ist erst heute morgen wieder geschehen. Der Haus-
haltsreferent eines Landes hat in der Besprechung, 
die im Bundesrat stattgefunden hat, geglaubt, sich 
mit uns auseinandersetzen zu müssen. Denn er war 
der Auffassung, daß die Soforthilfe, in § 141 des 
Gesetzes, aus dem Gesetz wieder heraus sollte. Er 
ist auch der Auffassung gewesen, daß die persön-
liche und räumliche Ausweitung der Bestimmungen 
dieses Gesetzes auf den Kreis der aus der Sowjet-
zone und aus den ostdeutschen Gebieten stammen-
den Entschädigungsberechtigten wieder rückgängig 
gemacht werden sollte. Er ist auch der Auffassung 
gewesen, daß die Lastenverteilung anders geregelt 
werden sollte, als wir sie vorschlagen. Gut, zu dem 
letzten Punkt konzediere ich dem Haushaltsrefe-
renten eines Landes das Recht, Stellung zu neh-
men, inwieweit die Kosten auf Bund und Länder 
verteilt werden sollten. Ich konzediere aber keinem 
Haushaltsreferenten, Politik zu machen. Dazu ist 
er nicht da, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD.) 

Es ist unser e Aufgabe, zu sagen, ob Soforthilfe 
gezahlt werden soll oder nicht, und wenn wir be-
schließen, dann hat der Haushaltsreferent das hin-
zunehmen. Ich gestehe nur dem zuständigen Mini-
ster dieses Landes das Recht zu, sich mit uns dar-
über auseinanderzusetzen. Ein Haushaltsreferent 
aber soll sich in den Bundestag oder in den Land-
tag seines Landes wählen lassen, wenn er Politik 
machen will. Als Haushaltsreferent hat er nur sei-
nen Minister zu beraten und nicht uns Knüppel 
zwischen die Beine zu werfen. Aber das ist zu-
weilen das System dieser Herren, als verhinderte 
Politiker das zu tun, was sie auf andere Weise 
zu erledigen nicht vermögen, und dagegen müssen 
wir uns mit aller Schärfe wenden. Wir sollten das 
mit aller Deutlichkeit sagen, und ich habe nur 
den Wunsch, daß die Mitglieder des Bundesrates 
selbst, nämlich die Ministerpräsidenten und Mini-
ster, sich ganz deutlich von dieser Methode ab-
setzen und sich nicht zu Werkzeugen ihrer eigenen 
Beamten machen lassen, und zwar bei entscheiden-
den politischen Fragen. Die Beamten sind — wie 
gesagt — dazu da, ihre Minister in sachlichen und 
fachlichen Fragen zu beraten. Sie können ihren 
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Ministern aber nicht die politische Entscheidung 
abnehmen, und wir müssen wünschen, daß auch 
der Teil dieses Parlaments, der sich noch mit die-
ser Angelegenheit zu befassen hat, dieses Gesetz 
politisch sieht und nicht unter dem Aspekt, 
ob eine Million mehr oder eine Million weniger 
von der Gesamtheit der Länder oder vom Bund 
getragen werden soll. Wenn wir das erst zulassen, 
dann begeben wir uns hoffnungs- und rettungslos 
in die Hand der Ministerialbürokratie und werden 
da nie wieder herauskommen; denn was die erst 
in den Fingern haben, das lassen sie nicht mehr 
los, meine Damen und Herren. 

(Heiterkeit.) 

Es ist auch noch auf einen anderen Umstand 
hinzuweisen, der insbesondere den Beamten und 
Angestellten — die Richter der Entschädigungs-
gerichte kommen hier weniger in Frage — das 
Leben außerordentlich sauer macht. Ich glaube, 
Herr Kollege Reif hat das bereits angedeutet. Ich 
meine die Rechnungshöfe. Ich weiß nicht, ob der 
Bundesrechnungshof hier einbezogen werden muß, 
kann es mir im Augenblick aber nicht vorstellen. 
Wahrscheinlich trifft das, was ich jetzt zu sagen 
habe, zunächst die Landesrechnungshöfe. Es han-
delt sich hier darum, daß die Rechnungshöfe in 
einigen Ländern fortgesetzt daran tätig sind, ihr 
eigenes Ermessen an die Stelle des Ermessens der 
Entschädigungsbehörden zu setzen. Die Entschädi-
gungsbehörden haben die Fälle zu bearbeiten und 
zu erledigen, und dann kommen die Rechnungs-
höfe und prüfen den Fall nochmals in genau der-
selben Weise nach, wie der Beamte, der ihn erst 
zu erledigen hatte, verpflichtet war, diesen Fall zu 
prüfen und zur Entscheidung zu bringen. Es kann 
nicht die Aufgabe der Rechnungshöfe sein, auf 
diese Weise den Beamten in den Entschädigungs-
behörden und den Angestellten das Leben uner-
träglich zu machen. Was ist der Erfolg? Der Er-
folg ist, daß die Tätigkeit der Rechnungshöfe hier 
eine außerordentlich bremsende Wirkung hat, daß 
die Beamten unlustig werden und daß auf diese 
Weise ein Zustand eintritt, in dem kein Beamter 
und Angestellter mehr in der Lage ist, in der Frei-
heit und mit der Beherztheit zu arbeiten, und —
wie es von meinem Freund A rndt immer wieder 
gesagt wird — auch mit der Großherzigkeit zu 
arbeiten, mit der gerade auf dem Gebiet der Wie-
dergutmachung gearbeitet werden muß. 

Meine Damen und Herren, ich möchte noch einen 
Appell an den Bundesrat, der sich ja in einer 
seiner nächsten Sitzungen mit dem Bundesentschä-
digungsgesetz zu befassen haben wird, richten. Ich 
möchte den dringenden Appell an den Bundesrat 
richten, nicht kleinliche Gesichtspunkte der Kosten-
verteilung grundlegend dafür zu machen, ob die 
Verkündung dieses Gesetzes und damit sein In-
krafttreten eine Verzögerung erleiden soll oder 
nicht. Es versteht draußen in der Welt keiner. daß 
solche Gesichtspunkte überhaupt noch diskutiert 
werden. Es versteht draußen in der  Welt  kein 
Mensch, daß wir hier bei der Verabschiedung des 
Bundesentschädigungsgesetzes Dinge zur Erörte-
rung zulassen, über die, wie der Herr Bundes-
finanzminister oder sein Herr Staatssekretär bei 
der ersten Beratung dieses Gesetzentwurfs zum 
Ausdruck gebracht hat, bereits eine Einigung zwi-
schen dem Bundesfinanzminister und den Länder-
finanzministern bestand. Es wäre. glaube ich, poli-
tisch nicht nur nicht zu begrüßen. sondern uner-
träglich für uns, wenn sich der Bundesrat etwa  

anschicken sollte, wegen der nach unserer Auffas-
sung wirklich sehr vernünftigen Lastenverteilung 
den Vermittlungsausschuß anzurufen. Ich will da-
mit keine Drohung aussprechen. Ich will damit 
auch kein Mitglied des Bundesrates politisch er-
pressen. Die Herren Mitglieder des Bundesrates 
haben selbstverständlich nach ihrer eigenen Kennt-
nis und nach ihrer eigenen Fähigkeit, solche Ent-
scheidungen politisch zu treffen, sich zu entschei-
den. Ich will nur hoffen, daß sie sich nicht nach 
den Einflüsterungen ihrer Referenten, sondern 
nach dem richten, was sie politisch als unsere 
Aufgabe zu begreifen imstande sind. Wenn sie 
dies zur Grundlage ihrer Entscheidung machen, bin 
ich dessen sicher, daß eine gute Entscheidung auch 
im Bundesrat herauskommen wird. 

Meine Damen und Herren! Ich sagte bereits: In 
dieser Stunde, in der die Weltöffentlichkeit auf 
den Deutschen Bundestag blickt, ist es unsere Auf-
gabe, zu bekunden, daß die Bundesrepublik das 
verletzte Recht wiederherstellen und gegenüber 
den Opfern des Nationalsozialismus zum Ausdruck 
bringen will, daß wir bei der Verabschiedung des 
Bundesentschädigungsgesetzes nicht nur hoffen, 
daß entschädigt wird, sondern daß wir wünschen, 
daß Deutschland langsam wieder die menschlichen 
Beziehungen herzustellen hilft, ohne die wir an-
gesichts der heute noch vorhandenen Not bei Mil-
lionen von politisch Verfolgten nicht in Ruhe und 
nicht in Frieden leben können. Ich glaube, wir 
sollten am Schluß dieser Debatte wünschen, daß 
in dem Geist, der heute die Beratung des Bundes-
tages beseelt hat, alle diejenigen an die Arbeit 
nach dem neuen Bundesentschädigungsgesetz 
gehen, die mit ihm zu tun haben. Die sozialdemo-
kratische Bundestagsfraktion stimmt diesem Ge-
setz trotz Bedenken, die sie hat, freudig und gern 
zu. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Weitere Wortmel-
dungen zur allgemeinen Aussprache in der dritten 
Lesung liegen mir nicht vor; ich schließe die allge-
meine Aussprache. 

Ich trete in die Einzelberatung der dritten 
Lesung ein und rufe auf Artikel III Nr. 16. Dazu 
liegt ein Änderungsantrag auf Umdruck 616*) vor. 

Ich erteile dem Abgeordneten Dr. Kopf das Wort 
zur Begründung. 

Dr. Kopf (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Das Hohe Haus hat in der zwei-
ten Lesung den von der Fraktion der SPD gestell-
ten Antrag Umdruck 612 Ziffer 1 abgelehnt, da-
gegen den Antrag Ziffer 2 desselben Umdrucks an-
genommen. Es bedarf eines kurzen Hinweises dar-
auf, um welche Frage es sich hierbei gehandelt hat. 

§ 183 des Gesetzentwurfs sieht vor, daß die Lan-
desjustizverwaltung Organisationen, deren Auf-
gabe in der Wahrnehmung der Interessen von Ver-
folgten besteht, die Erlaubnis erteilen kann, ihre 
Mitglieder in Rechtsangelegenheiten unentgeltlich 
zu beraten und im Verfahren bei den Entschädi-
gungsbehörden unentgeltlich zu vertreten. Hier-
über besteht und bestand allgemeines Einverständ-
nis. Der Antrag der SPD auf Umdruck 612 hat dar-
über hinaus gewünscht, daß diese Organisationen 
ihre Mitglieder nicht nur bei den Entschädigungs- 

*) Siehe Anlage 6. 
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behörden, sondern auch bei den Entschädigungs-
gerichten vertreten dürfen. Ziffer 2 desselben An-
trags hat weiterhin verlangt, daß eine Organisa-
tion, die United Restitution Organization, in glei-
cher Weise die Entschädigungsberechtigten im Ver-
fahren nicht nur bei den Entschädigungsbehörden, 
sondern auch bei den Entschädigungsgerichten ver-
treten darf, ohne aber den Beschränkungen des 
§ 183 Abs. 2, die für andere Organisationen gelten, 
zu unterliegen. 
Nun ist in zweiter Lesung der erste Antrag der 

SPD abgelehnt, der zweite dagegen angenommen 
worden. Diese eigenartige Entscheidung, den einen, 
umfassenden Antrag abzulehnen und den anderen, 
speziellen Antrag anzunehmen, entbehrt einer ge-
wissen Logik; denn wenn allein die United Resti-
tution Organization das Recht bekommt, die Ver-
folgten vor den Entschädigungsgerichten zu ver-
treten, würde sie gegenüber den anderen Organi-
sationen begünstigt, die sich auch zur Aufgabe ge-
macht haben, die Interessen der Verfolgten wahr-
zunehmen, und dieses Recht einer Interessenver-
tretung vor den Gerichten nicht besitzen. 
Der Bundesminister der Justiz hat vorhin in sei-

nen Ausführungen, denen ich mich in vollem Um-
fang anschließen möchte, dargelegt, aus welchen 
Gründen er den beiden Wünschen der SPD im 
Umdruck 612 nicht beipflichten kann. Er hat mit 
Recht darauf hingewiesen, daß ein Bedürfnis, die-
sen Organisationen die Vertretungsbefugnis auch 
bei den Entschädigungsgerichten zu gewähren, 
nicht besteht. Das Bedürfnis besteht in der Tat 
deshalb nicht, weil wir die Einrichtung des Armen-
rechts haben und weil jeder Verfolgte, der bedürf-
tig ist, die Möglichkeit hat, um das Armenrecht 
nachzusuchen, und dann auch einen Vertreter zu-

) gewiesen bekommt. Er ist auch in der Lage, sich 
bei einfacheren Fällen selbst zu vertreten. 
Darüber hinaus würde die Annahme des SPD-

Antrags eine Rechtslage schaffen, die von unseren 
allgemeinen prozessualen Rechtsbestimmungen 
völlig abweicht. Denn wir haben in unserem gan-
zen Prozeßverfahren zwar die sogenannte Postula-
tionsfähigkeit von natürlichen Personen, aber nicht 
von juristischen Personen, und eben diese Postula-
tionsfähigkeit juristischer Personen sollte erstmals 
hier eingeführt werden. 
Es erscheint mir auch nicht richtig, sich auf das 

Arbeitsgerichtsverfahren beziehen zu wollen; denn 
auch beim Arbeitsgerichtsverfahren sind es ganz 
bestimmte natürliche Personen, nämlich Vertreter 
von Gewerkschaften, die auftreten können, es sind 
aber nicht juristische Personen als solche, denen 
die Postulationsfähigkeit erteilt worden ist. 
Aus diesem Grunde möchte ich die Bitte aus-

sprechen, dem Antrag Umdruck 616*), der sich die 
Wiederherstellung der Ausschußvorlage zum Ziel 
gesetzt hat, stattzugeben. Gleichzeitig möchte ich 
beantragen, den von der SPD gestellten Antrag 
Umdruck 615**), der die Aufhebung des in zweiter 
Lesung gefaßten Beschlusses vorsieht, abzulehnen. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Ich eröffne die 
Aussprache. Wird das Wort zu diesem Antrag ge-
wünscht? — Herr Abgeordneter Frenzel! 

Frenzel (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Es handelt sich hier um eine ausländische 
Organisation, und zwar um die United Restitution 

*) Siehe Anlage 6. 
**) Siehe Anlage 5. 

Organization, eine Organisation, die sehr viel für 
die politisch Verfolgten innerhalb Deutschlands ge-
tan hat, eine Organisation, die nicht nur Rechts-
anwälte beschäftigt, die hier die Interessen der po-
litisch Verfolgten wahrzunehmen haben, sondern 
deren Funktionäre, da sie jahrelang mit der Ma-
terie vertraut sind, genau wissen, was sie auf der 
Grundlage der Gesetzgebung zum Nutzen der po-
litisch Verfolgten tun können. Infolgedessen bin 
ich der Meinung, daß der Antrag auf Umdruck 616, 
der nun gestellt wurde, abgelehnt werden sollte. 
Vielleicht darf ich, Herr Präsident, auch gleich 

den Antrag auf Umdruck 615 noch einmal begrün-
den. Wir haben die Anträge, die wir in der zwei-
ten Lesung gestellt hatten, wiederholt, weil uns 
das, was der Herr Bundesminister für Justiz als 
Begründung gegen diese Anträge gesagt hat, nicht 
überzeugt hat. Wir sind der Meinung, daß sich die 
Regierung doch etwas dabei gedacht haben muß, 
wenn sie in ihrer Vorlage weiter gegangen ist, als 
wir das mit unserem Antrag wünschen. Es ist nun 
einmal so — alle, die draußen im praktischen Le-
ben stehen, können das doch bezeugen —, daß eben 
nicht jeder politisch Verfolgte zu einem Rechtsan-
walt gehen will und gehen kann. Wenn wir in dem 
gesamten Gesetz keinen Anwaltszwang haben — 
und wir haben keinen Anwaltszwang darin —, 
dann verstehe ich nicht, warum man ausgerechnet 
hier diesen Anwaltszwang festlegen soll. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Wenn Sie einmal die alte Drucksache hernehmen 
und sehen, was die Bundesregierung dort als Be-
gründung angeführt hat, dann müssen Sie sagen, 
daß das, was sie heute will und heute sagt, das 
Entgegengesetzte von dem ist, was sie damals ge-
sagt hat. Die Bundesregierung ist damals zu der 
Überzeugung gekommen, daß wegen der prakti-
schen Tätigkeit der Verfolgtenverbände draußen 
eine solche Lösung notwendig ist. In der ersten 
Lesung im Ausschuß ist das auch so angenommen 
worden. Wenn die Dinge nun von Rechtsanwalts-
seite anders vorgeschlagen werden, dann sollte das 
für uns doch kein Grund sein, dem alten Entwurf 
zuzustimmen. Infolgedessen bin ich der Meinung, 
daß Sie den Antrag auf Umdruck 616 ablehnen 
sollten, hingegen die Anträge, die von der sozial-
demokratischen Fraktion auf Umdruck 615 erneut 
gestellt werden, annehmen sollten. Ich bitte also 
das Hohe Haus. den Antrag auf Umdruck 616 ab-
zulehnen, dagegen den Antrag auf Umdruck 615 
anzunehmen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Abgeordnete Böhm. 

Dr. Böhm (Frankfurt) (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Wir haben ja vor-
hin über einen Antrag der SPD wegen der Vertre-
tung in erster Instanz abgestimmt. Da ist der eine 
Antrag zugunsten der allgemeinen Verfolgtenor-
ganisationen abgelehnt und der andere Antrag, der 
die United Restitution Organization betrifft, ist an-
genommen worden. Ich will gar nicht auf die Frage 
eingehen, ob das nun Zufallsmehrheiten waren 
oder ob eine Absicht dahintergesteckt hat. Aber der 
Zufall hat es so gewollt, daß der Antrag hinsicht-
lich der einen Organisation angenommen worden 
ist. Die Annahme des Antrages ist sowieso keine 
Angelegenheit der Parteibekenntnisse. Über diese 
Frage haben wir ja auch im Wiedergutmachungs- 
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ausschuß sehr lange verhandelt, und einige waren 
dafür, einige waren dagegen. Ich habe an  und  für 
sich mit dem Antrag der SPD im ganzen sympathi-
siert. Aber bei der Frage, in der der Antrag der 
SPD angenommen worden ist, handelt es sich um 
das Recht der URO — also der ausländischen Ver-
folgtenorganisation —, auch vor den Gerichten zu 
vertreten. 

Nun handelt es sich bei dieser Organisation in 
der Tat um eine ganz ausgezeichnet organisierte, 
mit hochspezialisierten Juristen ausgestattete Ein-
richtung. Sie vertritt ja in allererster Linie solche 
Verfolgte, die im Ausland wohnen, und Verfolgte, 
die — das müssen wir ihnen nachfühlen können — 
gewisse berechtigte Hemmungen haben, sich von 
deutschen Anwälten vertreten zu lassen. Sie woh-
nen im Ausland, wissen hier nicht Bescheid, wäh-
rend diese United Restitution Organization ihr Ver-
trauen genießt und ganz zweifellos mit Recht. Diese 
Büros haben sich auch das Vertrauen unserer Ent-
schädigungsbehörden — auch der Länderinstanzen 
— erworben. Ich möchte doch glauben, daß wir es 
bei der Abstimmung, wie sie nun einmal erfolgt 
ist, belassen sollten. 

(Beifall bei Abgeordneten der Regierungs -
parteien und der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Abgeordneter Dr. 
Kopf! 

Dr. Kopf (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich bin voll überzeugt von all 
dem, was Herr Kollege Böhm über die Qualifi-
kation der United Restitution Organization gesagt 
hat, und ich bin auch überzeugt davon, daß sich 
diese Organisation um die Wahrnehmung der 
Rechte der Verfolgten sehr verdient gemacht hat. 
Ich bin aber dagegen, daß wir in einem Punkte, in 
dem es nicht notwendig erscheint, an der Fort-
setzung der Zersplitterung unseres Rechts teil-
nehmen und sie aktiv fördern. Wir sollten danach 
streben — und maßgebende Organisationen haben 
das auf ihren Tagungen immer und immer wieder 
zum Ausdruck gebracht —, daß wir bestimmte 
Prinzipien sowohl des materiellen Rechts als auch 
des Prozeßrechts einheitlich durchführen. Von 
diesen Prinzipien sollten wir nur dann abweichen, 
wenn eine zwingende Notwendigkeit hierfür be-
steht. 

Eines dieser Prinzipien ist aber — und dieses 
Prinzip durchzieht unser gesamtes prozessuales 
Recht —, daß nur die natürliche Person und 
nicht die juristische Person berechtigt ist, vor Ge-
richt Rechte geltend zu machen. Es müßten schon 
sehr schwerwiegende Momente sein — im Arbeits-
gerichtsverfahren haben wir bestimmte Variationen 
vorgenommen —, die uns berechtigen und er-
mutigen könnten, von diesen Rechtsprinzipien ab-
zuweichen. Wenn wir den Versuch machen, in jedem 
einzelnen Verfahren abweichend von den allge-
meinen Prinzipien des Prozeßrechts bestimmte 
spezielle Modifikationen vorzunehmen, dann er-
weisen wir meines Erachtens im Endergebnis un-
serem Recht als einer Einheit einen sehr schlechten 
Dienst. Wir dürfen unser Recht nicht zerreißen. 
Wir müssen versuchen, die allgemeinen Maximen 
aufrechtzuerhalten. Das ist der wesentliche rechts-
politische Gesichtspunkt. Auf die anderen Gesichts-
punkte, die der Herr Bundesiustizminister vorhin 
dargelegt hat, möchte ich nicht nochmals zurück-
kommen. 

(Beifall in der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Wird weiter das 
Wort gewünscht? — Das ist nicht der Fall. Dann 
schließe ich die Beratung. 

Ich rufe noch die Anlage zu Artikel I, und zwar 
den § 183, auf. Der Änderungsantrag Umdruck 615, 
der dazu vorliegt, ist schon mit begründet worden. 
Da ich nach der Logik vorgehen möchte, lasse ich 
zuerst über den Umdruck 615 *) abstimmen, und 
zwar über den Antrag, in § 183 Abs. 2 — ich lasse 
über a und b abstimmen, weil ihr Inhalt innerlich, 
materiell verschieden ist — Satz 1 nach den Worten 
„bei den Entschädigungsbehörden" die Worte „und 
bei den Landgerichten" einzufügen. Das ist Buch-
stabe a des Antrags. Wer diesem Änderungsantrag 
auf Umdruck 615 zuzustimmen wünscht, gebe das 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Das zweite war die Mehrheit; der Antrag ist ab-
gelehnt. 

Ich komme zur Abstimmung über den Antrag 
Umdruck 615 Buchstabe b, im Satz 2 des § 183 
Abs. 2 die Worte „wenn ein wichtiger Grund vor-
liegt, insbesondere," zu streichen. Wer diesem 
Änderungsantrag zuzustimmen wünscht, gebe das 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Mit der gleichen Mehrheit abgelehnt. 

Ich komme nunmehr zur Abstimmung über den 
Antrag Umdruck 616**), der da lautet: „Zu Ar-
tikel III — In Nr. 16 ist die Fassung der Beschlüsse 
des 37. Ausschusses — Drucksache 2382 — wieder-
herzustellen." Wer diesem Änderungsantrag zuzu-
stimmen wünscht, gebe das Handzeichen. — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Mit der gleichen 
Mehrheit wie vorhin angenommen. 

Damit komme ich zur Schlußabstimmung. Wer 
dem Gesetz in der Form, die es soeben noch er-
halten hat, im übrigen in der Fassung der zweiten 
Beratung und der Anlage zu Artikel I des Gesetzes 
im ganzen zuzustimmen wünscht, möge sich vom 
Platz erheben. — Ich stelle einstimmige Annahme 
fest. 
Ich rufe noch die Ausschußanträge unter den 

Ziffern 2 und 3 auf Seite 17 der Drucksache 2382 
auf. Wer diesen Ausschußanträgen zuzustimmen 
wünscht, gebe das Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Mit Mehrheit angenommen. 
Ich rufe Punkt 4 der heutigen Tagesordnung auf: 

a) Erste Beratung des von der Fraktion der 
FDP eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung der Straßenverkehrs-Zulas-
sungs-Ordnung und der Straßenverkehrs

-

Ordnung (Abmessung und Gewichte) (Druck-
sachen 2360, zu 2360); 

b) Beratung des Antrags der Fraktion der FDP 
betreffend Lastkraftwagenverkehr (Druck-
sache 2367); 

c) Beratung des Antrags der Abgeordneten Dr. 
Bleiß und Genossen betreffend Straßenver-
kehrs-Zulassungs-Ordnung — StVZO — 
(Drucksache 2420). 

Wird der Antrag unter Punkt 4 a begründet? — 
Abgeordneter Rademacher! 

Rademacher (FDP), Antragsteller: Meine Damen 
und Herren! Unter Hinweis auf die schriftliche 
Begründung möchte ich auf eine weitere mündliche 
Begründung verzichten. Der Sinn des Antrags ist, 

*) Siehe Anlage 5. 
**) Siehe Anlage 6. 
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letzten Endes eine verkehrspolitisch wichtige Ent-
scheidung durch dieses Haus treffen zu lassen. Ich 
darf Ihnen empfehlen, den Antrag ohne Debatte an 
die vorgesehenen Ausschüsse zu überweisen. 

(Beifall bei der FDP und in der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Sie haben die Aus-
führungen der antragstellenden Fraktion gehört. 
Ich muß geschäftsordnungsmäßig die Aussprache 
eröffnen. Wird das Wort gewünscht? — Das ist 
nicht der Fall. Dann schließe ich die Beratung in 
der ersten Lesung. Es ist beantragt: Überweisung 
des Gesetzentwurfs an den Ausschuß für Verkehrs-
wesen — federführend —, an den Ausschuß für 
Wirtschaftspolitik und an den Ausschuß für Kom-
munalpolitik zur Mitberatung. Ist das Haus mit 
dieser Art des Verfahrens einverstanden? - Ich 
höre keinen Widerspruch; es ist so beschlossen. 

Dann erteile ich das Wort zur Begründung des 
Antrags Drucksache 2367 dem Abgeordneten Rade-
macher. 

Rademacher (FDP), Antragsteller: Meine Damen 
und Herren! Angesichts der vorgeschrittenen Stunde 
will ich mich genauso kurz fassen. Dieser Antrag 
der FDP soll dazu dienen, die Sicherheit auf den 
Straßen weiterhin zu erhöhen. Ich schlage Ihnen 
vor, daß auch dieser Antrag ohne Debatte dem 
Verkehrsausschuß überwiesen wird. 

(Beifall bei der FDP und in der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Meine Damen und 
Herren, Sie haben die Begründung gehört. Wird 
das Wort gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 
Dann schließe ich die Beratung in erster Lesung. 

Es ist beantragt, den Antrag Drucksache 2367 an 
den Ausschuß für Verkehrswesen zu überweisen. 
Ist das Haus damit einverstanden? — Das ist der 
Fall; dann ist so beschlossen. 

Nunmehr erteile ich das Wort dem Abgeord-
neten Dr. Bleiß zur Begründung des Antrags 
Drucksache 2420. 

Dr. Bleiß (SPD), Antragsteller: Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich bitte 
Sie angesichts der vorgeschrittenen Zeit um Ent-
schuldigung, wenn ich ein paar Sätze zur Begrün-
dung unseres Antrages sage. 

Wir sind der Auffassung, daß es vermeidbar ge-
wesen wäre, das Hohe Haus im gegenwärtigen 
Zeitpunkt mit den Maßen und Gewichten für Lkws 
zu befassen, wenn sich der Herr Bundesverkehrs-
minister ernsthaft darum bemüht hätte, die Be-
schlüsse des Verkehrsausschusses des Bundestages 
zu berücksichtigen. Wir haben zu unserem Be-
dauern feststellen müssen, daß sich der Herr Bun-
desverkehrsminister über die Beratungsergebnisse 
des Ausschusses hinweggesetzt und dadurch eine 
erhebliche Unruhe in das Gewerbe getragen hat. 
Wir haben seinerzeit das Verhalten des Herrn 
Bundesverkehrsministers kritisiert und zum Aus-
druck gebracht, daß wir darin einen mangelnden 
Respekt vor den Beschlüssen eines parlamentari-
schen Ausschusses erblicken. 

Ich muß heute diese Kritik auf einen weiteren 
Tatbestand ausdehnen: auf die Tatsache, daß sei-
tens des Bundesverkehrsministeriums, Abteilung 
Straßenverkehr, versucht worden ist, bei der Be-
ratung über die Rechtsverordnung einzelne Abge-

ordnete durch eine intensive Bearbeitung in ihrer 
Meinungsbildung zu beeinflussen. Ich möchte Sie, 
Herr Minister, sehr darum bitten, dafür zu sorgen, 
daß sich derart unmögliche Praktiken in Zukunft 
nicht wiederholen. 

Aus dem Gesamtkomplex der Maße und Ge-
wichte haben wir mit unserem in der Drucksache 
2420 vorliegenden Antrag eine Sonderfrage her-
ausgegriffen: die der Übergangszeiten, die aber für 
das Güterkraftverkehrsgewerbe eine besonders 
schwere und drückende Belastung bedeutet. 

Der Verkehrsausschuß und auch andere Aus-
schüsse des Bundestages waren sich bei ihren Be-
ratungen darüber einig, daß die Änderung von 
Maßen und Gewichten an Fahrzeugen erst nach 
einer wirtschaftlich vernünftigen Übergangszeit 
erfolgen könne, um den Verkehrsbetrieben die 
Möglichkeit einer Amortisation im Wege ver-
brauchsbedingter Abschreibungen zu geben. Die-
sem Tatbestand wurde auch Rechnung getragen 
durch die Festlegung einer Übergangszeit von vier 
Jahren. 

In die Rechtsverordnung, Herr Bundesverkehrs-
minister, ist nachträglich eine Bestimmung hinein-
manövriert worden, die die beabsichtigte normale 
Abschreibungsmöglichkeit für Lastzüge dadurch 
aushöhlt, daß schon ab 1. Mai 1957 die volle Aus-
nutzung der Ladekapazität beschränkt werden soll. 
Ich möchte dazu nur zwei Sätze sagen. Nach der 
Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung in der neuen 
Fassung darf ab 1. Mai 1957 das Gesamtgewicht 
des Anhängers das Gewicht des ziehenden Fahr-
zeugs nicht übersteigen. Das bedeutet, daß der Ma-
schinenwagen und der Anhänger das gleiche Ge

-

samtgewicht haben müssen. Bisher war es üblich, 
und zwar mit Genehmigung des Verkehrs-
ministeriums und der zulassenden Stellen, daß das 
Anhängergewicht etwa 50 % höher sein durfte als 
das des ziehenden Fahrzeuges. Der Vertreter der 
Bundesregierung hat kürzlich vor dem Hohen 
Haus zugegeben, daß man sich damals geirrt habe. 
Nun, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
wenn die Beschränkung des Anhängergewichtes ab 
1. Mai des nächsten Jahres in Kraft treten sollte, 
dann bedeutet das für viele Fahrzeuge die Verrin-
gerung des zulässigen Ladegewichtes um etwa ein 
Drittel und damit die Verminderung der Fracht-
einnahmen ebenfalls um ein Drittel bei nahezu 
gleichbleibenden Kosten. 

Diese schon für den 1. Mai des nächsten Jahres 
in Aussicht genommene Kürzung des Ladegewich-
tes bedeutet besonders für den gewerblichen 
Güterkraftverkehr eine unzumutbare wirtschaft-
liche Härte; denn es wird auch dem Herrn Bundes-
verkehrsminister bekannt sein, daß der überwie-
gende Teil der Lastzüge nicht mit Eigenkapital, 
sondern mit  Akzepten finanziert worden ist, die 
bei der Fälligkeit aus den laufenden Frachteinnah-
men eingelöst werden müssen. 

Die Finanzierung mit Akzepten ist zweifellos 
eine ungesunde Finanzierungsmethode. Aber der 
Herr Bundesverkehrsminister ist an dieser Finan-
zierungsmethode nicht ganz unschuldig; denn ich 
glaube, daß durch seine Ausführungen vor dem 
Bundestag im Jahre 1952 im Zusammenhang mit 
dem Rechenberg-Antrag der Bau von Schwerlast-
fahrzeugen geradezu provoziert worden ist. 

Bei einer Verminderung der Frachteinnahmen 
ab Mai des nächsten Jahres wird die ordnungs- 
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gemäße Amortisation des investierten Kapitals 
nicht mehr möglich sein. Ich habe die Befürchtung, 
daß dann die Gefahr besteht, daß Akzepte in gro-
ßer Zahl zu Protest gehen und die Existenz vieler 
mittelständischer Betriebe, die vielleicht schon seit 
Generationen im Gewerbe tätig sind, bedroht wird. 

Deswegen glaube ich, Herr Minister, daß es drin-
gend notwendig ist, die unzumutbare wirtschaft-
liche Härte, die ja nicht allein das Gewerbe zu 
treffen braucht, sondern bei finanziellen Zusam-
menbrüchen noch weitere volkswirtschaftliche 
Folgewirkungen haben kann, zu beseitigen. Das ist 
der Sinn des Antrages, den ich zu begründen hatte. 

Ich bitte um Überweisung des Antrags Druck-
sache 2420 an den Verkehrsausschuß. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Herr Bundesverkehrsminister. 

Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Zu 
den Ausführungen des Herrn Kollegen Dr. Bleiß 
möchte ich folgendes bemerken. Die Bestimmung, 
die er in seinem Antrag angreift, hatte bekanntlich 
in der Regierungsvorlage keine Aufnahme gefun-
den. Es ist auch dem Herrn Kollegen Dr. Bleiß 
bekannt, daß die Frage verschiedener Gewichte 
bei dem ziehenden und bei dem gezogenen Fahr-
zeug bei den langwierigen Verhandlungen im Aus-
schuß für Verkehrswesen eine besondere Rolle ge-
spielt hat und daß es die Auffassung der Sachver-
ständigen war, daß man zur Vermeidung von 
dringend zu beseitigenden, polizeiwidrigen Zustän-
den auf den Straßen, nämlich einer schweren Ge-
fährdung des Straßenverkehrs durch dieses Ge-
wichtsverhältnis, sobald das möglich sei, zu einer 
Änderung kommen sollte. Auch der Ausschuß für 
Verkehrswesen hat mit großer Mehrheit beschlos-
sen, daß es in Zukunft bei dem Verhältnis 1 : 1 sein 
Bewenden haben soll und daß das Verhältnis 1 : 1,5 
oder ein zwischen 1 : 1 und 1 : 1,5 liegendes Ver-
hältnis nicht beibehalten werden kann. Dies ist 
auch die Auffassung weiter Kreise der Automo-
bilindustrie. Die Auffassung von weiten Kreisen 
der Automobilindustrie hat sich gegenüber den 
früheren Jahren geändert. Als wir seinerzeit — 
es  war 1950/51 — diese Frage mit den Sachver-
ständigen der Automobilindustrie besprachen, wa-
ren die Herren der Auffassung, es sei möglich, 
durch entsprechende Bremseinrichtungen dafür zu 
sorgen, daß auch bei einem Verhältnis von 1 :1,5 
der Lastzug stets sicher in der Hand des Fahrers 
sei. Es hat sich gezeigt, daß die damaligen Auf

-

fassungen der Sachverständigen der Kraftfahrzeug-
industrie nicht zutrafen. Die Möglichkeiten des 
Ausbaus der Bremsen haben sich als nicht zu-
reichend erwiesen. Es ist leider sehr oft der Fall, 
daß sich die Schubkräfte dieser überschweren An-
hänger. insbesondere wenn sie, wie das vielfach 
der Fall ist, überladen sind. vor allen Dingen auf 
Gefällestrecken, außerordentlich gefährlich auswir-
ken und daß die Bremsen dann oftmals versagen. 
Wir kennen eine ganze Fülle schwerer Unfälle, 
in denen Menschen zu Dauerschäden oder gar zu 
Tode gekommen sind. 
Ich darf wiederholen, daß diese Bestimmung in 

den Verordnungsentwurf der Bundesregierung, der 
aus dem Juli vorigen Jahres stammt, nicht aufge-
nommen worden ist, weil sich diese Erkenntnisse erst 
aus den Sachverständigengutachten im Verkehrs

-

ausschuß herausgestellt haben. Es hat sich damals 
auch herausgestellt, daß der Versuch, dem durch 
eine weitere, eine dritte Anhängerbremse Rech-
nung zu tragen, offenbar für die Sicherheit im 
Verkehr nicht genügt hat. 
Der Bundesrat hat deshalb diese Ergebnisse auf-

genommen. Der Bundesrat war ja über die Ver-
handlungen im Ausschuß für Verkehrswesen sehr 
eingehend unterrichtet, nicht nur mündlich, son-
dern auch durch Übermittlung aller Unterlagen 
und aller Sachverständigengutachten. Aus der 
Mitte des Bundesrates ist deswegen der Wunsch 
gekommen, den Verordnungsentwurf der Bundes-
regierung zu ergänzen und in ihn diese Bestim-
mung des Verhältnisses zwischen ziehendem und 
gezogenem Fahrzeug 1 : 1 aufzunehmen. Aus der 
Mitte des Bundesrates ist außerdem der Wunsch 
gekommen, aus Gründen der Verkehrssicherheit — 
unter klarer Erkenntnis, daß sich dies nicht mit 
den wirtschaftlichen Erwägungen decken könne, 
wie das bei der Verminderung der Maße und Ge-
wichte mit Bezug auf die Termine, wie sie in der 
Verordnung vorgesehen waren, der Fall ist — den 
jetzt erkannten polizeiwidrigen Zustand so bald als 
möglich zu beseitigen. Dies ist also eine Frage, 
die maßgeblich vom Gesichtspunkt der Unfallver-
hütung aus betrachtet und behandelt werden muß. 

Aus meinen Ausführungen geht wohl hervor — 
und ich werde darüber auch noch eine Veröffent-
lichung herausbringen —, in welcher Weise der 
Bundesminister für Verkehr die entsprechenden 
Beschlüsse des Bundestagsausschusses für Ver-
kehrswesen sowohl im Bundeskabinett wie im 
Bundesrat vertreten hat und daß es nicht richtig 
ist, die Vorwürfe zu erheben, die Herr Kollege 
Dr. Bleiß erhoben hat. Sie finden in den tatsäch-
lichen Vorgängen keine Stütze, mag es vielleicht 
auch so sein, daß es ihm von seinem Standpunkt 
aus so erschienen ist. 

Ich darf weiter bemerken, daß Sie mir wohl 
kaum eine Äußerung nachweisen können, mit der 
ich etwa aufgefordert hätte, irgendwelche Fahr-
zeuge auf Kredit oder gar auf Akzepte zu kaufen. 
Im Gegenteil, ich bin wiederholt öffentlich gegen 
diese Methoden des Kaufs von Lastkraftfahrzeu-
gen aufgetreten und habe der Automobilindustrie 
auch wiederholt, schon in früheren Jahren, gesagt, 
daß ich diesen Weg für absolut schädlich und ab-
wegig halte, und zwar deshalb, weil der Mann, der 
einen Lastkraftwagen per Akzept gekauft hat, ge-
zwungen ist, um seine Raten hereinzufahren, Tag 
und Nacht durchzufahren und insbesondere, wenn 
er selber auf dem Bock sitzt, gerade dadurch in 
einen Übermüdungszustand kommt, der ihn selbst, 
seinen Wagen und die übrigen Straßenverkehrs-
teilnehmer gefährdet. Wir kennen auch einige 
Fälle, in denen solche Verhältnisse zu schweren 
Unfällen geführt haben. Dann aber ist in Wahr-
heit die Vernichtung eines mittelständischen Be-
triebes eingetreten, weil eben der Mann, um nur 
seine Raten hereinfahren zu können, in unange-
messener Weise seine Gesundheit und seine Kräfte 
strapaziert hat. Das möchte ich hier doch noch ein-
mal deutlich gesagt haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Abgeordnete Rademacher. 

Rademacher (FDP): Meine Damen und Herren! 
Nach diesen Ausführungen ist eine kurze Debatte 
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leider nicht ganz zu vermeiden. Es geht im Augen-
blick ja gar nicht um die Frage: Was ist das rich-
tige Verhältnis, 1 : 1,5, 1 :1 oder, wie wir es in 
unserem Antrag 2360 meinen, unterstützt von 
einem großen Teil der Automobilindustrie, 1 : 1,2, 
durch das uns die Sicherheit genügend gewähr-
leistet erscheint. Hier geht es um folgendes: daß 
nach dem Willen der Bundesregierung eine ver-
nünftige Auslauffrist für eine neue Regelung ge-
funden wurde. Durch diese Verordnung, der sich 
der Herr Bundesverkehrsminister bei der Behand-
lung im Bundesrat offenbar nicht entsprechend 
entgegengestellt hat, wird durch eine Hintertür 
effektiv die gewollte Auslauffrist mit all ihren 
wirtschaftlichen Schäden von 1960 auf 1957 zurück-
gedreht. Ich darf darauf aufmerksam machen, daß 
es heute wohl kaum ein mittelständisches Gewerbe 
gibt, das in der Lage ist, den Barpreis von 60-, 70-
oder 80 000 DM für ein Fahrzeug auf den Tisch 
zu legen. Das ist eben die Folge einer Mittelstands-
politik, die einen verkehrten Weg gelaufen ist. 
Dazu sind die Leute nicht imstande, und es ist nur 
möglich, derartige Objekte in der genannten Form 
zu finanzieren. Wenn die Auslauffrist nun am 
1. Mai zu laufen beginnt, ergeben sich daraus die 
entsprechenden Konsequenzen. 

Wir haben jetzt nur über die Überweisung an 
den Ausschuß zu beschließen. Wir werden dann 
noch einmal Gelegenheit haben, die Sache einge-
hend zu besprechen. Aber eins darf ich Ihnen 
sagen: aus den vielen Gesprächen, die ich auch mit 
Länderministern und Ländervertretern geführt 
habe, ging ziemlich einwandfrei hervor, daß ein 
Teil der Länder sich bei der Abstimmung im Bun-
desrat nicht ganz klar darüber war, daß der eigent-
liche Auslauftermin von 1960 hiermit vollkommen 

I) auf den Kopf gestellt worden ist. 

(Beifall rechts.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Bleiß. 

Dr. Bleiß  (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Ich habe mich noch ein-
mal gemeldet, damit die Ausführungen des Herrn 
Bundesverkehrsministers nicht unwidersprochen 
bleiben. 

Herr Bundesverkehrsminister, ich habe nicht be-
hauptet, daß Sie zu einer Akzeptfinanzierung an-
geregt oder aufgefordert hätten. Aber ich habe be-
hauptet, daß Sie nicht ganz unschuldig an der star-
ken Verschuldung und Akzeptfinanzierung gewe-
sen seien, weil Sie anläßlich der Rechenberg-De-
batte im Jahre 1952 sich in der nachhaltigsten 
Weise im Hohen Hause nicht etwa für die 15-m-
Linie, die damals vorgeschlagen worden war, son-
dern aus Gründen der internationalen Konkurrenz 
für die 20-m-Linie eingesetzt haben. Das hat na-
türlich damals die einschlägige Industrie veranlaßt, 
sich auf die neuen überschweren, wesentlich teure-
ren Typen einzustellen. Derjenige, der mit seinem 
Betrieb konkurrenzfähig bleiben wollte, war ge-
zwungen, sich den überschweren Lastzug anzu-
schaffen. Er hat deswegen eine starke Wechsel-
finanzierung auf sich nehmen müssen. 

Herr Minister, wenn man sich damals geirrt hat, 
dann ist natürlich heute sehr schwer zu verlangen, 
daß der Güterkraftverkehr von sich aus die wirt-
schaftlichen Konsequenzen aus einer falschen Poli-
tik der Bundesregierung zieht. Mit der Neurege-
lung ist eine so schwere wirtschaftliche Härte ver

-

bunden, daß wir uns darüber im Ausschuß noch 
einmal ausführlich unterhalten müssen. Ich habe 
damals Herrn Staatssekretär Bergemann gefragt, 
ob es eine andere Möglichkeit der Entscheidung 
gibt, wenn man aus Gründen der Sicherheit die 
überschweren Typen abschaffen muß. Damals 
wurde mir geantwortet, daß es dafür keine Rechts-
grundlage gebe. Bitte, wenn Sie in der Lage sind, 
eine andere Möglichkeit der Entschädigung zu dis-
kutieren, wollen wir uns gern an einer solchen 
Diskussion beteiligen. Aber ich bin  der  Meinung, 
daß es bisher nicht üblich war, für irgendwelche 
Fehler in der Politik das Gewerbe die wirtschaft-
lichen Konsequenzen ziehen zu lassen. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Herr Bundesverkehrsminister. 

Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
kann leider die Bemerkungen des Herrn Kollegen 
D r. Bleiß auch nicht ganz unwidersprochen im 
Raum stehen lassen. Tatsache ist folgendes: Wir 
haben im Jahre 1952 den zweiten und dritten An-
hänger untersagt. Die Länge der Lastzüge ist da-
mals von 24 bzw. 22 m auf 20 in verkürzt worden. 
Das war eine Abmachung, die wir mit der Indu-
strie getroffen hatten, um zu verhindern, daß 
weiter mehrere Anhänger bei einem Lastzug Ver-
wendung finden. 
Bei der Entscheidung über das Straßenverkehrs-

sicherheitsgesetz, das darüber Bestimmungen nicht 
enthielt, hat unser Kollege Dr. von Rechen-
berg  seinen Antrag auf Festlegung der Länge auf 
15 m gestellt. Dieser Antrag hatte insofern eine Be-
sonderheit, die der Kollege Dr. Bleiß zu erwähnen 
vergessen hat, als diese Länge von 15 m nach dem 
Willen des Kollegen Dr. von Rechenberg ohne Aus-
lauffrist festgesetzt werden sollte. Deswegen habe 
ich mich gegen den Antrag gewendet und ausge-
führt: wenn diese Bestimmung ohne Auslauffrist 
aufgenommen werde, würde eine entsprechende 
Vernichtung von Anlagevermögen eintreten, und 
diese könnten wir nicht hinnehmen. Versuche, mit 
Herrn Dr. von Rechenberg dahin abzukommen, daß 
er eine genügend lange Auslauffrist einsetzt, sind 
damals gescheitert. Auch in der dritten Lesung hat 
er seinen Antrag — jetzt mit einer zu kurzen Aus-
lauffrist — wiederholt. Das Fehlen einer ausrei-
chenden Auslauffrist hat die Bundesregierung in 
erster Linie veranlaßt, gegen diesen Antrag Stel-
lung zu nehmen. Daß dieser Einspruch natürlich 
entsprechend weiter begründet wurde, ist Ihnen ja 
bekannt. 
Es ist aber nicht richtig, Herr Dr. Bleiß, wenn 

Sie sagen, es sei nun bei dieser Veränderung von 
22 auf 20 m immer notwendig gewesen, einen 
überschweren Anhänger zu kaufen; sonst müßten 
ja alle Lastzüge mit diesen überschweren Anhän-
gern versehen sein. Wir sehen aber, daß diese über-
schweren Anhänger nur einen relativ kleinen Teil 
der gesamten in Betrieb befindlichen Anhänger 
ausmachen, und zwar einen Teil, der unter 20 % 
liegt. Ich habe die genauen Zahlen jetzt nicht 
zur Hand. 

Es ist auch nicht richtig, daß die Leute damals ge-
zwungen gewesen wären, solche Fahrzeuge neu zu 
kaufen. Der Präsident der Vereinigung für den ge-
samten Güterverkehr, Herr Geiger, der Ihnen 
doch gut bekannt ist, hat niemals einen solchen 
überschweren Anhänger in seinem Betrieb einge-
setzt. Er hat mir dazu gesagt, daß ihm der über- 
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schwere Anhänger zu gefährlich sei und daß er 
seine Ladungen und seine Leute dadurch nicht ge-
fährden wolle. Also hier sehen Sie doch, daß ein 
Mann, der weiß Gott Erfahrung hat und weiß Gott 
verantwortungsbewußt einen mittelständischen 
Betrieb leitet, nicht diesen Weg gegangen ist, der 
zwar möglich war,  der  aber nicht gegangen werden 
mußte, wenngleich es in der Freiheit des einzelnen 
lag, ob er ihn ging oder nicht. Hier liegt doch der 
Sachverhalt vor, daß ein sehr erfahrener Mann 
diesen Weg nicht gegangen ist. Das muß ich 
Ihnen auf das, was Sie sagten, entgegenhalten. 

Keineswegs haben wir durch diese Festlegung 
einer Maximallänge das Gewerbe etwa veranlaßt, 
diese Maximallänge auch bis zum Äußersten auszu-
nutzen, und keineswegs haben es alle getan. 

(Abg. Dr. Bleiß: Aber wenn sie im Wett

-

bewerb konkurrenzfähig bleiben wollten, 
mußten sie es tun!) 

— Nein, Sie sehen doch, daß Herr Geiger mit 
seinem Betrieb den Wettbewerb sehr gut besteht, 
auch wenn er keine überschweren Anhänger hat. 
Sie werden keinen Lastzug des Herrn Geiger fin-
den, der einen überschweren Anhänger hat. Ich 
kann Ihnen das nur zum Beweis anführen. Es gibt 
viele andere Firmen, die ich auch nennen könnte, 
die Sie aber vielleicht nicht so gut kennen, während 
Ihnen die Firma des Herrn Geiger bekannt ist. 

Ich möchte noch etwas anderes bemerken. Es 
gibt bekanntlich in dieser Verordnung die  Möglich-
keit zur Erteilung von Ausnahmegenehmigungen, 
zwar nicht generell, aber in Einzelfällen. Ich habe 
darüber mit der Anhängerindustrie schon gespro-
chen. Den Termin vom 1. Mai 1957 haben ja nicht 
w i r vorgeschlagen; aber Sie wissen, daß, wenn 
ein Antrag aus einem Hause kommt, sei es nun 
der Bundesrat, sei es der Bundestag, man diesem 
nicht unbedingt widersprechen kann, insbesondere 
wenn die Entscheidung über die ganze Materie 
wirklich auf des Messers Schneide steht. Sie wür-
den das aus politischen Gründen auch nicht tun. 
Infolgedessen haben wir uns auf die Möglichkeit 
zur Erteilung von Ausnahmegenehmigungen ver-
lassen, und ich habe die Herren von der Anhänger-
industrie gebeten: „Bitte, nennen Sie mir all die 
Fälle, wo irgend jemand durch Akzeptverpflich-
tungen nach dem 1. Mai 1957 noch in Gefahr 
kommt." Diese Fälle werden wir im einzelnen 
überprüfen, und dafür können wir Ausnahmege-
nehmigungen erteilen, so daß die wirtschaftlichen 
Sorgen in dem Ausmaß, wie Sie sie haben, nicht 
begründet sein dürften. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort wird 
weiter nicht gewünscht. Ich schließe die Beratung. 
Vorgeschlagen ist die Überweisung der Drucksache 
2420 an den Ausschuß für Verkehrswesen — feder-
führend — und an den Ausschuß für Kommunal-
politik zur Mitberatung. Ist das Haus damit ein-
verstanden? — Ich höre keinen Widerspruch; dann 
ist so beschlossen. 

Punkt 5: 
Zweite und dritte Beratung des Entwurfs 
eines Gesetzes über die Haftpflichtversiche-
rung für ausländische Kraftfahrzeuge und 
Kraftfahrzeuganhänger (Drucksache 2191); 
Schriftlicher Bericht des Ausschusses für 
Verkehrswesen (30. Ausschuß) (Drucksache 
2383). 
(Erste Beratung: 136. Sitzung.) 

Ich erteile das Wort dem Berichterstatter, dem 
Herrn Abgeordneten Rademacher. 

Rademacher (FDP), Berichterstatter: Meine Da-
men und Herren, ich will auch hier so kurz wie 
möglich sein. Ich darf auf den Schriftlichen Be-
richt*) hinweisen. 

Worum es geht, wird Ihnen allen klar sein. Wir 
führen mit diesem Gesetz die Haftpflichtversiche-
rung für alle Fahrzeuge ein, die vom Ausland in 
die Bundesrepublik einfahren. Ich erinnere Sie an 
die bedauerlichen Unglücksfälle, wo keinerlei Ver-
sicherung vorhanden war und der Material- und 
vor allen Dingen der Personenschaden in keiner 
Weise gedeckt war. Ich brauche nicht auf die Ein-
zelheiten einzugehen. Ich brauche Ihnen nur zu 
sagen, daß die Wünsche des Bundesrates, die auch 
von der Bundesregierung unterstützt wurden, ich 
glaube, ohne Ausnahme akzeptiert worden sind. 
Ich darf auch noch darauf hinweisen, daß die Mög-
lichkeiten der Versicherungen mit dem HUK-Ver-
band abgestimmt sind. Außerdem ist nach meiner 
Information das Ausland, das in einigen Ländern 
ebenfalls schon eine Zwangshaftpflichtversicherung 
kennt, über diese notwendige Maßnahme der deut

-

schen Bundesregierung rechtzeitig informiert wor-
den. 

Ich darf Sie bitten, dem Gesetz in dieser Form 
ohne Änderung in der zweiten und dritten Lesung 
Ihre Zustimmung zu geben. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Ich danke dem 
Herrn Berichterstatter. 

Wir treten in die zweite Lesung des Gesetzes ein. 
Ich rufe auf — alles in der vom Ausschuß vorge-
schlagenen Fassung — § 1, — § 2, — § 3, — § 4, —
§ 5,—§ 6,—§ 7,—§ 8,—§ 9,—§ 10,—§ 11, 
— Einleitung und Überschrift. — Ich eröffne die 
Aussprache. Wird das Wort gewünscht? — Das ist 
nicht der Fall; dann schließe ich die Aussprache. 
Wer den aufgerufenen Paragraphen, der Einlei-
tung und der Überschrift des Gesetzes zuzustim-
men wünscht, gebe das Handzeichen. — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Angenommen. Damit 
ist die zweite Beratung beendet. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein. Wird das Wort zur allgemeinen Aussprache 
gewünscht? — Das ist nicht der Fall; dann 
schließe ich die allgemeine Aussprache und komme 
zur Schlußabstimmung. Wer dem aufgerufenen 
Gesetz als Ganzem zuzustimmen wünscht, erhebe 
sich bitte vom Platz. — Ich stelle einstimmige An-
nahme fest. Das Gesetz ist damit verabschiedet. 

Punkt 6: 
Erste Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 
über das am 16. November 1955 unter-
zeichnete Dritte Zusatzabkommen zum Zoll-
vertrag vom 20. Dezember 1951 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft (Druck-
sache 2368). 

Auf Begründung und Aussprache in der ersten 
Beratung soll verzichtet werden. Ich schlage vor 
Überweisung an den Ausschuß für Außenhandels- 

*) Siehe Anlage 7. 
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fragen. — Das Haus ist damit einverstanden; es 
ist so beschlossen. 

Punkt 7: 

Erste Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 
über die Errichtung, Inbetriebnahme, Ver-
legung und Erweiterung von Mühlen (Müh -
lengesetz) (Drucksache 2376). 

Auch hier soll so verfahren werden. Ich schlage 
vor Überweisung an den Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten als federführenden 
Ausschuß und an den Ausschuß für Wirtschafts-
politik zur Mitberatung. — Ich höre keinen Wider-
spruch; dann ist so beschlossen. 

Punkt 8 der Tagesordnung: 

Erste Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 
über Preise für Getreide inländischer Erzeu-
gung für das Getreidewirtschaftsjahr 1956/57 
sowie über besondere Maßnahmen in der 
Getreide- und Futtermittelwirtschaft (Getrei-
depreisgesetz 1956/57) (Drucksache 2381). 

Auch hier schlage ich Überweisung an den Aus-
schuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
vor. — Ich höre keinen Widerspruch; es ist so be-
schlossen. 

Punkt 9 der Tagesordnung: 

Zweite und dritte Beratung des Entwurfs 
eines Gesetzes über die Liquidation der 
Deutschen Rentenbank und über weitere 
Maßnahmen zur Abwicklung der landwirt-
schaftlichen Entschuldung (Drucksache 1870). 

Schriftlicher Bericht*) des Ausschusses für 
Geld und Kredit (22. Ausschuß) (Druck-
sachen 2361, zu 2361). 

Ich erteile das Wort dem Berichterstatter, dem 
Herrn Abgeordneten Wittenburg. 

(Abg. Wittenburg: Verzichte!) 

— Der Herr Berichterstatter verzichtet auf einen 
mündlichen Bericht. Das Haus ist damit einver-
standen. 

Ich trete in die zweite Lesung des Gesetzes ein 
und rufe auf§ 1,—§2,—§3,—§4,—§5,-
§ 6, — § 7, — Einleitung und Überschrift; alles in 
der Ausschußfassung. Ich frage: Wird das Wort ge-
wünscht? — Das ist nicht der Fall. Dann komme 
ich zur Abstimmung. Wer den aufgerufenen Para-
graphen, der Einleitung und der Überschrift des 
Gesetzes zuzustimmen wünscht, gebe bitte das 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen?—
Einstimmig angenommen. 

*) Siehe Anlage 8.  

Ich trete in die  

dritte Lesung 

ein. Änderungsanträge liegen nicht vor. Ich komme 
zur Schlußabstimmung. Wer dem Gesetz als Gan-
zem zuzustimmen wünscht, erhebe sich bitte vom 
Platz. — Ich stelle einstimmige Annahme fest. 

Damit ist auch dieses Gesetz verabschiedet. 

Ich rufe noch den zusätzlichen Punkt auf: 

Erste Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 
über den Vertrag vom 10. März 1956 zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Föderativen Volksrepublik Jugoslawien 
über wirtschaftliche Zusammenarbeit (Druck-
sache 2399). 

Auch hier soll nicht begründet und in der ersten 
Beratung nicht debattiert werden. Es tritt aber hier 
eine Komplikation auf bezüglich der Frage, welcher 
Ausschuß dieses Gesetz federführend bearbeiten 
soll. Es war zuerst vorgeschlagen: federführend 
Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten, dann: 
federführend Ausschuß für Außenhandelsfragen. 
Nun wird mir hier eine Bemerkung vorgelegt, die 
da lautet: 

Der Ausschuß für Außenhandelsfragen bean-
sprucht die Federführung, sagt hierbei jedoch 
zu, daß er den Gesetzentwurf so rechtzeitig 
beraten wird — voraussichtlich am 20. 6. —, 
daß die zweite und dritte Lesung in der Woche 
vom 25. 6., also noch vor der Sommerpause, 
vorgesehen werden kann. Für diesen Fall er-
hebt der Auswärtige Ausschuß keinen Ein-
spruch 'dagegen, nur mitberatend beteiligt zu 
werden. 

Das ist nun eine Art des Verfahrens, die wir bis 
jetzt noch nicht geübt haben; es ist die Überwei-
sung an einen Ausschuß als federführenden Aus-
schuß unter einer Bedingung; .die kennt unsere 
Geschäftsordnung nicht. Ich frage aber 'das Haus, 
ob es mit diesem Verfahren einverstanden ist; das 
Haus ist souverän. — Ich höre keinen Widerspruch. 
Dann wird also so verfahren, wie ich eben vorge-
schlagen habe: Überweisung an den Außenhan-
delsausschuß — federführend — mit dieser Klau-
sel, wenn ich so sagen darf, und an den Ausschuß 
für auswärtige Angelegenheiten — mitberatend —. 

Damit, meine Damen und Heren, sind wir am 
Schluß der heutigen Tagesordnung. 
Ich darf noch bekanntgeben, daß im Anschluß an 

die Plenarsitzung der Arbeitskreis I der CDU/CSU-
Fraktion im Zimmer 216 Altbau tagt. 

Ich berufe die nächste, die 148. Sitzung des Deut-
schen Bundestages auf Donnerstag, den 7. Juni 
1956, 14 Uhr, und schließe die heutige Sitzung. 

(Schluß der Sitzung: 19 Uhr 28 Minuten.) 
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Anlage 1 

Liste der beurlaubten Abgeordneten 

a) Beurlaubungen 

Abgeordnete(r) 	beurlaubt bis einschließlich 

Dr. Arndt 	 8. 6. 
Dr. Atzenroth 	 16. 6. 
Bettgenhäuser 	 6. 6. 
Fürst von Bismarck 	 8. 6. 
Blachstein 	 30. 6. 
Böhm (Düsseldorf) 	 9. 6. 
Dr. Brühler 	 16. 6. 
Dr. Dittrich 	 30. 6. 
Gedat 	 30. 6. 
Frau Geisendörfer 	 9. 6. 
Gibbert 	 6. 6. 
Dr. Gille 	 16.6. 
Heiland 	 6. 6. 
Dr. Hellwig 	 16. 6. 
Hepp 	 9. 6. 
Hoogen 	 6. 6. 
Jacobs 	 7. 6. 
Dr. Jaeger 	 9. 6. 
Frau Kalinke 	 8. 6. 
Frau Kipp-Kaule 	 6. 6. 
Dr. Köhler 	 16. 6. 
Dr. Königswarter 	 8. 6. 
Frau Korspeter 	 9. 6. 
Kraft 	 16. 6. 
Kramel 	 6. 6. 
Leibfried 	 8. 6. 
Lemmer 	 8. 6. 
Maier (Mannheim) 	 6. 6. 
Maucher 	 6. 6. 
Meitmann 	 15. 7. 
Mensing 	 8. 6. 
Metzger 	 9. 6. 
Moll 	 23. 6. 
Morgenthaler 	 8. 6. 
Dr. Dr. h. c. Müller (Bonn) 	30. 6. 
Müser 	 6. 6. 
Neumann 	 9. 6. 
Oetzel 	 6. 6. 
Peters 	 15. 7. 
Dr. Pferdmenges 	 9. 6. 
Frau Dr. Rehling 	 6. 6. 
Dr. Rinke 	 15. 6. 
Runge 	 16. 6. 
Scheppmann 	 6. 6. 
Schloß 	 6. 6. 
Dr. Schmid (Frankfurt) 	6. 6. 
Frau Dr. Schwarzhaupt 	7. 6. 
Dr. Seffrin 	 30. 6. 
Siebel 	 9. 6. 
Dr. Starke 	 31. 7. 
Frau Dr. Steinbiß 	 7. 6 . 
Stiller 	 7. 6. 
Thieme 	 7. 6. 
Voss 	 7. 6. 
Walz 	 6. 6. 
Dr. Will 	 8. 6. 
Frau Wolff (Berlin) 	 10. 6. 

b) Urlaubsanträge 

Abgeordnete(r) 	 bis einschließlich 

Feldmann 	 30. 6. 
Lulay 	 30. 6. 
Stauch 	 27. 6. 

Anlage 2 	 Drucksache 2382 
(berichtigt) 

(Vgl. S. 7785 D) 

Schriftlicher Bericht 
des Ausschusses für Fragen der Wiedergutmachung 
(37. Ausschuß) über den Entwurf eines Dritten Ge-
setzes zur Änderung des Bundesergänzungsgesetzes 
zur Entschädigung für Opfer der nationalsozia-
listischen Verfolgung (Drucksache 1949) und über 
den von der Fraktion der SPD eingebrachten Ent-
wurf eines Gesetzes zur Änderung des Bundes-
ergänzungsgesetzes zur Entschädigung für Opfer 
der nationalsozialistischen Verfolgung - Druck-
sache 1139 - 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Greve 

I. Allgemeines 

Die Drucksache 1139 wurde dem Ausschuß auf 
Grund eines Beschlusses des Bundestages vom 
23. Februar 1955 überwiesen und am 8 . und 
30. März 1955 beraten. Die Beratung wurde als-
dann unterbrochen und mit der Beratung der 
Drucksache 1949 zusammen fortgesetzt. 

Der Gesetzentwurf in Drucksache 1949 wurde im 
Bundestag am 14. Dezember 1955 in 1. Lesung be-
raten und dem Ausschuß für Fragen der Wieder-
gutmachung federführend und dem Haushaltsaus-
schuß mitberatend überwiesen. Nach einer Verein-
barung im Altestenrat vom 21. Februar 1956 wurde 
der Gesetzentwurf Drucksache 1949 weiterhin dem 
Ausschuß für Beamtenrecht mitberatend überwie-
sen. 

Vom Ausschuß für Beamtenrecht liegt eine Mit-
teilung vom 21. März 1956 und vom Haushaltsaus-
schuß eine solche vom 20. April 1956 vor. Die Be-
schlösse des Ausschusses für Beamtenrecht sind 
- von redaktionellen Abweichungen abgesehen - 
berücksichtigt worden. Zu dem Beschluß des Haus-
haltsausschusses wird bei § 172 Stellung genom-
men. 

Nachdem es nicht mehr möglich gewesen war, 
die Verfolgtenverbände vor Abschluß der Tätig-
keit des Arbeitskreises zu hören, beschloß der Aus-
schuß, die Anhörung vor seinen Mitgliedern erfol-
gen zu lassen. In der eigens zu diesem Zweck an-
beraumten Sitzung vom 11. Januar 1956 fand eine 
eingehende und fruchtbringende Besprechung der 
Regierungsvorlage mit den Vertretern aller Ver-
folgtenverbände statt. Dem Ausschuß waren wei-
ter in einer Vielzahl Schreiben und Anregungen, 
kritische Bemerkungen und Verbesserungs- und 
Vereinfachungswünsche von Einzelpersonen und 
Organisationen aus aller Welt zugegangen, die bei 
den Beratungen hinzugezogen wurden und zum 
Teil berücksichtigt werden konnten. Wenn den-
noch vielen Wünschen nicht Rechnung getragen 
worden ist, so liegt das in der Natur jedes Gesetz-
gebungswerkes, das zwangsläufig unvollkommen 
sein muß. Den Mitgliedern des Ausschusses für 
Fragen der Wiedergutmachung hat es an dem Wil-
len, so weit wie nur irgend möglich jedem Wunsche 
nachzukommen, nicht gefehlt, und gerade unter 
dem Eindruck ungezählter noch unzulänglich oder 
unvollkommen erledigter Schäden hat sich der 
Ausschuß veranlaßt gesehen, sein besonderes 
Augenmerk darauf zu richten, das Gesetz so weit

-

greifend und so klar wie nur möglich zu fassen 
und den Entschädigungsbehörden und -gerichten 
so wenig wie nur möglich Gelegenheit zu lassen, 
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vor dem Willen des Gesetzgebers auszuweichen, 
ihn zu modifizieren oder gar zu verfälschen. Aber 
das beste Gesetz nützt nichts, wenn die Menschen, 
die es anzuwenden haben, nichts von seinem Geiste 
spüren. Gerade die Wiedergutmachung und die 
sich mit ihr befassenden Gesetze nehmen insoweit 
eine Sonderstellung ein, als die Kenntnis der Be-
stimmungen eine zwar wichtige, aber nicht die we-
sentliche Voraussetzung für eine wahrhaftige Ent-
schädigung bedeutet. Wenn nicht zum Hirn das 
Herz kommt, können zwar Zahlungen geleistet 
werden, aber es kann nicht im Geiste des wieder-
herzustellenden Rechts wiedergutgemacht werden. 

Es ist Aufgabe der das Gesetz ausführenden 
Länder, endlich dafür Sorge zu tragen, daß die bis-
lang unzureichenden sachlichen und personellen 
Zustände geändert werden, um die anhängigen 
und noch anhängig werdenden Verfahren mit 
größtmöglicher Beschleunigung und auf die ein-
fachste Art zu erledigen und nicht nur zu bearbei-
ten. 

Der Ausschuß hat mit Erschrecken und Entset-
zen Entscheidungen von Entschädigungsbehörden 
und -gerichten zur Kenntnis genommen, in denen 
eine Art des Denkens zum Ausdruck kommt, die 
zum völligen Versagen, ja zum Teil in das Gegen-
teil der Wiedergutmachung führen muß. Der Aus-
schuß wünscht mit aller Deutlichkeit zum Aus-
druck zu bringen, daß das von ihm vorgelegte Ge-
setz nur dann richtig angewendet werden kann, 
wenn die Menschen, die es handhaben müssen — 
Beamte wie Angestellte und Richter — ein echtes 
inneres Verhältnis zu der ethischen und rechtlichen 
Aufgabe der Wiedergutmachung und der aus die-
ser sich ergebenden Entschädigungspflicht haben. 
Sie alle haben nicht zu fragen, warum und wozu 
wiedergutgemacht wird, sondern nur wiedergutzu-
machen, und zwar in jedem Falle in dem für den 
Berechtigten günstigsten Sinn und Umfang. Wie-
dergutmachung und Entschädigung sind katego-
rische Imperative ohne jede andere als die im Ge-
setz selbst vorgesehene Einschränkung, die allein 
den aus der Verpflichtung zur Wiederherstellung 
des Rechts geborenen Willen des Gesetzgebers rich-
tig wiedergeben. 

Die Erweiterungen des Gesetzes in persönlicher, 
sachlicher und räumlicher Beziehung, die Verbes-
serungen und Vereinfachungen sind in den Bemer-
kungen zu den einzelnen Bestimmungen erwähnt. 
Mit Rücksicht auf die völlige Neugestaltung des 
Gesetzes hielt der Ausschuß es für richtig, das Ge-
setz in neuer Paragraphenfolge vorzulegen. Soweit 
in folgendem nicht ausdrücklich etwas Abweichen-
des zum Ausdruck gebracht wird, schließt sich der 
Ausschuß der dem Regierungsentwurf beigegebe-
nen Begründung an und macht sich den Inhalt der-
selben zu eigen. 

II. Im einzelnen 

Zu dem Entwurf ist im einzelnen folgendes zu 
bemerken: 

1. Das Änderungsgesetz (Mantelgesetz) enthält 
in Artikeln I bis V Vorschriften, die durch die Neu-
fassung des Bundesergänzungsgesetzes (BEG) er-
forderlich geworden sind. 
Artikel II ist neu eingefügt worden und enthält 

aus gesetzestechnischen Gründen einige Begriffs-
bestimmungen, die eine abgekürzte Bezeichnung 
der Gesetze ermöglichen. 

Artikel III der Regierungsvorlage, der die Er

-

mächtigung des Bundesministers der Finanzen zur 
Bekanntmachung des BEG in neuer Paragraphen-
folge enthielt, ist weggefallen, weil das Gesetz be-
reits vom Ausschuß in neuer Paragraphenfolge 
vorgelegt wird. 

Artikel III (neu) enthält die Vorschriften, die die 
Übergangsregelung zwischen dem Bundesergän-
zungsgesetz und dem Bundesentschädigungsgesetz 
darstellen. Die einzelnen Vorschriften sind gegen-
über der Regierungsvorlage erheblich erweitert 
worden. Sie entsprechen zum Teil den Übergangs-
vorschriften des Bundesergänzungsgesetzes. 

2. Zur Präambel 
In Übereinstimmung mit dem Gesetz geltender 

Fassung hat sich der Ausschuß dazu entschlossen, 
auch dem Gesetz in neuer Fassung eine Präambel 
voranzustellen. Er hat sich hierbei von den in der 
Begründung zur Regierungsvorlage niedergelegten 
Gesichtspunkten leiten lassen. Die Frage, ob an die 
Stelle der Präambel eine einleitende Vorschrift 
normativen Charakters mit dem Inhalt der jetzi-
gen Präambel gesetzt werden sollte, ist nach ein-
gehender Erörterung vom Ausschuß abgelehnt 
worden, weil die Schwierigkeit insbesondere darin 
bestand, eine entsprechende Formulierung mit 
Normcharakter zu finden, die Behörden und Ge-
richte bindet. Gleichwohl ist der Ausschuß der Auf-
fassung, daß die Präambel nicht nur die gesetz-
geberische Tendenz ausdrückt, sondern auch Richt-
schnur für die Anwendung des Gesetzes durch Be-
hörden und Gerichte ist. In gleicher Weise soll der 
in der Entscheidung des Bundesgerichtshofs vom 
22. November 1954 (vgl. Rechtsprechung zum Wie-
dergutmachungsrecht, Beilage zur Neuen Juristi-
schen Wochenschrift 1955 Heft 2 S. 57) zum Aus-
druck kommende Grundsatz gewertet werden: 

„Ziel und Zweck der Rückerstattungs- und 
Entschädigungsgesetzgebung ist, das verur-
sachte Unrecht so bald und so weit als irgend 
möglich wiedergutzumachen. Eine Auslegung 
des Gesetzes, die möglich ist und diesem Ziel 
entspricht, verdient daher den Vorzug gegen-
über jeder anderen Auslegung, die die Wieder-
gutmachung erschwert und zunichte macht." 

Mit der in Absatz 2 der Präambel gewählten 
Formulierung, daß der gegen die nationalsoziali-
stische Gewaltherrschaft geleistete Widerstand ein 
Verdienst um das Wohl des deutschen Volkes und 
Staates war, soll insbesondere zum Ausdruck ge-
bracht werden, daß eine Widerstandshandlung nicht 
rechtswidrig war, auch wenn sie eine allgemeine 
Rechtsnorm verletzte. 

3. Zu §1 
Der Ausschuß ist bewußt der Regierungsvorlage 

gefolgt, in welcher der in der Praxis verschiedent-
lich zu eng und falsch ausgelegte Begriff der poli-
tischen Überzeugung aufgegeben und an dessen 
Stelle der Begriff der politischen Gegnerschaft ge-
setzt worden ist. Diese Gesetzesänderung erfolgt 
einmal, um den Willen des Gesetzgebers klar zum 
Ausdruck zu bringen, daß in erster Linie darauf 
abzustellen ist, daß der nationalsozialistische Staat 
den Betroffenen als politischen Gegner verfolgt 
hat, und daß zum anderen jede moralisierende Be-
urteilung des Betroffenen auszuschließen ist. Mit 
der Formulierung „aus Gründen politischer Geg- 
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nerschaft" will der Ausschuß eine so weitgehend 
wie nur mögliche Objektivierung des Tatbestands 
erreichen und damit zugleich in Zukunft gerichtliche 
Entscheidungen unmöglich machen, nach denen 
z. B. die politische Überzeugung als eine „charak-
tervolle, auf sittlichen Grundlagen beruhende und 
während einer bestimmten Zeitdauer bewährte 
Grundeinstellung in den Fragen des Verhältnisses 
zwischen Staat und Einzelpersönlichkeit" gedeutet 
wird (OLG Stuttgart vom 17. Februar 1950). Es 
wird künftig auch nicht mehr zu prüfen sein, ob 
beispielsweise die kommunistische Betätigung als 
achtenswerte politische Haltung angesehen werden 
kann (OLG Neustadt vom 23. September 1953). 
Zwar ist der Bundesgerichtshof mit seiner Ent-
scheidung vom 22. Dezember 1954 von einer zu 
engen Auslegung des Begriffs „politische Überzeu-
gung" abgerückt; der Ausschuß war jedoch der 
Meinung, daß eine dem Willen des Gesetzgebers 
allein entsprechende Auslegung des Gesetzes nur 
durch die Einfügung eines neuen Begriffs sicherge-
stellt werden könne. Achtbarkeit der politischen 
Überzeugung, Würdigkeit des Verfolgten, Bil-
dungsgrad und Reife dürfen künftig nicht mehr 
Voraussetzungen für die Annahme der politischen 
Gegnerschaft sein. 

Entgegen der Begründung der Regierungsvor-
lage ist der Ausschuß der Auffassung, daß auch 
nur gelegentliche Unmutsäußerungen den Tatbe-
stand des § 1 durchaus zu erfüllen in der Lage sind 
und daß nicht Asoziale und solche Personen, die 
jede staatliche Ordnung zu bekämpfen entschlos-
sen sind, schlechthin ausgeschlossen sind, da auch 
bei ihnen eine politische Gegnerschaft gegen den 
Nationalsozialismus vorgelegen haben kann. 

Zu Absatz 2 Nr. 1 war sich der Ausschuß darüber 
einig, daß der Begriff „aktiv" nicht die Entfaltung 
einer besonderen Tätigkeit, insbesondere nicht un-
bedingt einen kämpferischen Einsatz beinhalten 
soll. 

In Absatz 3 hat der Ausschuß eine neue Num-
mer 2 eingefügt, um auch dem Fall gerecht zu wer-
den, daß der Geschädigte eine Handlung begangen 
hat, die zwar eine allgemeine Rechtsnorm verletzte, 
deren Ziel aber die Bekämpfung der national-
sozialistischen Gewaltherrschaft war. Hier hat zwar 
der Verfolger in der Regel den Beweggrund der 
Handlung nicht erkannt, der Geschädigte aber aus 
echten politischen Gründen gehandelt. Es ist hier 
etwa an den Tatbestand zu denken, daß ein 
Gefangenenwärter aus politischer Gegnerschaft ge-
gen den Nationalsozialismus einen Gefangenen hat 
entweichen lassen, diese Tat aber als unpolitische 
Handlung tarnen konnte und daher nur wegen 
fahrlässiger Gefangenenbefreiung bestraft wurde. 

4. Zu §2 

In der Regierungsvorlage war die Verfolgungs-
zeit in den Fällen, in denen es sich um Maßnah-
men der NSDAP und ihrer Gliederungen handelte, 
auf die Zeit vom 30. Januar 1933 bis zum 8. Mai 
1945 beschränkt. Der Ausschuß hat diese Begren-
zung — wie die Regierungsvorlage für die Hand-
lungen staatlicher und kommunaler Stellen — auf-
gegeben, um auch Maßnahmen zu erfassen, die der 
Nationalsozialismus in Anbahnung der späteren 
Gewaltherrschaft schon vor dem 30. Januar 1933 
durchgeführt hat. 

5. Zu § 4 
In Absatz 1 Nr. 1 Buchstaben a bis c ist an Stelle 

des Stichtages vom 31. März 1951 in Angleichung 
an § 3 des Gesetzes zur Regelung der Wiedergut-
machung nationalsozialistischen Unrechts für An-
gehörige des öffentlichen Dienstes (BWGöD) nun-
mehr der 31. Dezember 1952 gesetzt worden. 

Zu Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe c ist anzumerken, 
daß der Auswanderung nicht entgegensteht, daß 
der Verfolgte vorübergehend in seine Heimat zu-
rückgekehrt war, um von dort in das Ausland aus-
zuwandern. 

6. Zu §6 

In Absatz 1 Nr. 1 hat der Ausschuß in Überein-
stimmung mit der Regierungsvorlage daran fest-
gehalten, daß derjenige, der der nationalsozialisti-
schen Gewaltherrschaft Vorschub geleistet hat, un-
ter allen Umständen von der Entschädigung aus-
geschlossen sein soll, d. h. auch dann, wenn er 
nachher den Nationalsozialismus bekämpft hat und 
deshalb verfolgt worden ist. Der Ausschuß hat sich 
auch nicht dazu verstehen können, entsprechend 
vielfach geäußerten Wünschen Mitglieder der 
NSDAP, die nicht nur nominell dieser Partei an-
gehört haben, in den Kreis der Entschädigungsbe-
rechtigten einzubeziehen, wenn sie später unter 
Einsatz von Freiheit, von Leib oder Leben den 
Nationalsozialismus bekämpft haben und deswe-
gen verfolgt worden sind. Der Ausschuß ging da-
bei jedoch von der Erwartung aus, daß der Begriff 
der nominellen Mitgliedschaft nicht zu eng aus-
gelegt werden sollte. 
Absatz 1 Nr. 2 ist § 8 Abs. 1 Nr. 4 BWGöD an-

geglichen worden; damit ist zum Ausdruck ge-
bracht, daß nur eine Bekämpfung der freiheit-
lichen demokratischen Grundordnung nach In-
krafttreten des Grundgesetzes zum Ausschluß der 
Entschädigung führt. 

7. Zu §7 
Die Aufnahme dieser Bestimmung in das Gesetz 

war im Ausschuß sehr umstritten, da nach Auffas-
sung eines Teiles der Mitglieder die Entschädigungs-
behörden sowie die Entschädigungskammern und 
-senate der Gerichte nicht dazu berufen sind, un-
ter Umständen begangene strafbare Handlungen 
durch Entzug der Entschädigung zu bestrafen. 
Wenn dennoch eine Aufnahme dieser Bestimmung 
in das Gesetz erfolgte, so geschah dies, um gewis-
sermaßen vorbeugend zu wirken. Der Ausschuß 
war einstimmig der Auffassung, daß der Anspruch 
auf Entschädigung dann nicht versagt werden 
kann, wenn dem Antragsteller bei richtiger Dar-
stellung bzw. Unterlassung des Gebrauchs unlau-
terer Mittel die Entschädigung hätte zuerkannt 
werden müssen. 

8. Zu §8 
Absatz 1 ist gegenüber der Regierungsvorlage neu 

gefaßt. Er bringt noch stärker, als dies dort ge-
schehen ist, zum Ausdruck, daß das Bundesentschä-
digungsgesetz, soweit es sich um Ansprüche gegen 
das Deutsche Reich, die Bundesrepublik Deutsch-
land und die deutschen Länder handelt, eine ab-
schließende und ausschließliche Regelung darstellt, 
die insoweit das in Vorbereitung befindliche 
Kriegsfolgenschlußgesetz ergänzt. 
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Absatz 2 ist gegenüber der Regierungsvorlage 

unverändert geblieben. In der Begründung ist be-
reits am Beispiel der Gemeinden darauf hingewie-
sen worden, daß der nach Absatz 2 in Anspruch ge-
nommene, nicht unter Absatz 1 fallende Rechtsträ-
ger sich unter Umständen von der Haftung wird 
befreien können, wenn die von ihm getroffene 
Maßnahme eine nationalsozialistische Gewaltmaß-
nahme ist, die auf Veranlassung einer Dienststelle 
oder eines Amtsträgers des Reichs oder eines Lan-
des oder der NSDAP ergriffen worden ist. Es ver-
steht sich von selbst, daß dies erst recht dann gel-
ten muß, wenn der in Anspruch genommene Dritte 
die schädigende Maßnahme nicht von sich aus ge-
troffen, sondern nur an ihrer Durchführung mit-
gewirkt hat. Im Ausschuß ist eingehend erörtert 
worden, ob es angebracht ist, diese Rechtslage 
durch Aufnahme einer ausdrücklichen Vorschrift im 
Gesetz selbst zu verdeutlichen. Eine solche Vorschrift 
sollte etwa besagen, daß die genannten Ansprüche 
sich nach dem allgemeinen Recht bestimmten und 
daß dies insbesondere für den Ausschluß der Haf-
tung infolge einer Zwangslage oder anderer Um-
stände dieser Art gelte, welche die Rechtswidrig-
keit oder das Verschulden ausschließen. Der  Aus-
schuß hat diesen Gedanken nicht weiter verfolgt, 
weil nach seiner Auffassung einmal nur etwas 
Selbstverständliches gesagt würde und zum ande-
ren durch eine solche Einfügung der Eindruck 
hätte entstehen können, als ob hier in bestehende 
Rechte des Verfolgten wie auch in die Unabhän-
gigkeit der Rechtsprechung eingegriffen würde. 
Diese Auffassung ist berechtigt, weil unter Bezug-
nahme auf den Prozeß Wollheim gegen IG Farben 
i. L. zugunsten der beklagten Prozeßpartei bei ver-
schiedenen an der Gesetzgebung mitwirkenden Or-
ganen oder Angehörigen derselben im Sinne einer 
solchen Gesetzgebung interveniert worden ist. Im 
übrigen ergibt sich schon aus der Regelung des Ge-
setzes, wonach Ansprüche der in Rede stehenden 
Art auf das leistende Land übergehen, soweit nach 
dem Bundesentschädigungsgesetz Entschädigung 
geleistet ist, daß es einer weiteren Verdeutlichung 
nicht bedarf. Ein solcher gesetzlicher Übergang der 
hier behandelten Ansprüche rechtfertigt sich näm-
lich nur, wenn in der Person des in Anspruch ge-
nommenen Dritten keine Umstände vorgelegen 
haben, welche die Rechtswidrigkeit oder das Ver-
schulden seines Verhaltens ausschließen. 

9. Zu § 9 
Zu Absatz 2 ist anzumerken, daß ein Einver-

ständnis des Verfolgten mit der schädigenden Maß-
nahme auch dann anzunehmen ist, wenn der Ge-
schädigte einen Antrag auf Entlassung oder Ver-
setzung in den Ruhestand zur Vermeidung einer 
Verfolgung gestellt hat. 

10. Zu § 10 

In Absatz 1 ist der Grundsatz verankert, daß auf 
die Entschädigung Fürsorgeleistungen nicht ange-
rechnet werden. Diese Bestimmung reicht jedoch 
in der Praxis zur Verwirklichung dieses Grund-
satzes nicht aus, da nach der Reichsfürsorge-
pflichtverordnung für den Fürsorgeverband die 
Möglichkeit besteht, seinerseits von den unter-
stützten Verfolgten Ersatz der Fürsorgekosten zu 
verlangen oder durch Mitteilung an die Entschä-
digungsbehörde zu bewirken, daß Entschädigungs-
leistungen in Höhe der Aufwendungen des  für

-

sorgeverbandes unmittelbar auf den Fürsorgever-
band übergeleitet werden. Der Ausschuß hat des-
halb die Einfügung eines neuen Absatzes 2 beschlos-
sen, der ausdrücklich die Anwendbarkeit dieser 
Vorschriften der Reichsfürsorgepflichtverordnung 
ausschließt. Diese Regelung gilt jedoch nur für die 
Zeit vor dem 1. November 1953. Für die Zeit nach 
diesem Stichtag hielt der Ausschuß eine Erstattung 
für gerechtfertigt, da vom 1. November 1953 an 
Renten nach dem BEG gezahlt werden. Eine ent-
sprechende Regelung soll auch für die Erstattung 
der Leistungen aus der Arbeitslosenfürsorge 
gelten. 

11. Zu § 11  

Der Ausschuß hat es bei der vorgesehenen Um-
rechnung 10 : 2 belassen, da dieses Umrechnungs-
verhältnis bereits seit dem Jahre 1949 den Ent-
schädigungsleistungen allgemein zugrunde gelegt 
wird und eine Änderung zur Wiederaufrollung 
sämtlicher erledigter Verfahren führen müßte. 

12. Zu §13 
Bei Absatz 2 und 3 ist der Ausschuß im wesent-

lichen dem Vorschlag des Bundesrate gefolgt. 
Hierbei war für ihn maßgebend, daß für den Erben 
und den Vermächtnisnehmer keine anderen 
Grundsätze zur Anwendung kommen sollen, als 
für den Erblasser selbst. 13. 

Bei den Schadenstatbeständen (§§ 15 bis 141) 
hat sich der Ausschuß nach eingehender Beratung 
dazu entschlossen, an der bisherigen Art der Be-
messung der Entschädigung für Schaden an Leben, 
Körper oder Gesundheit und im beruflichen Fort-
kommen festzuhalten. Schon das Entschädigungs-
gesetz der Länder der früheren amerikanischen 
Besatzungszone hatte eine Berechnungsmethode 
gewählt, die in ihren Grundsätzen dem Beamten-
recht entnommen war; sie wurde dann in dieser 
Form vom Bundesentschädigungsgesetz in gelten-
der Fassung übernommen. Jede neu eingeführte 
andersgeartete Regelung hätte zu einer völligen 
Umstellung der Praxis der Entschädigungsbehör-
den und der Gerichte führen müssen. Dadurch 
wäre eine weitere Komplizierung und Verzöge

-rung in der Erledigung der Entschädigungssachen 
eingetreten. Im übrigen ist die weitverbreitete 
Meinung unzutreffend, daß der Geschädigte in 
bezug auf seine Stellung im gesellschaftlichen und 
beruflichen Leben mit einem Beamten zu ver-
gleichen ist; vielmehr handelt es sich nur darum, 
seine wirtschaftlichen Verhältnisse mit den ent-
sprechenden Verhältnissen der verschiedenen Be-
amtenkategorien in Vergleich zu setzen. Auch ist 
der Vorteil nicht von der Hand zu weisen, der 
darin liegt, daß sich bei einer Erhöhung der Be-
amtengehälter auch die Entschädigungsleistungen 
automatisch erhöhen. 
In Abweichung von der Regierungsvorlage hat 

der Ausschuß bei den Schadenstatbeständen des 
Schadens an Leben, des Schadens an Körper oder 
Gesundheit und des Schadens im beruflichen Fort

-

kommen eine Bestimmung eingefügt, durch die die 
Bundesregierung ermächtigt wird, durch Rechts-
verordnung die Mindestrenten bei Schaden an 
Leben sowie bei Schaden an Körper und Gesund-
heit und die Höchstrenten bei Schaden im beruf-
lichen Fortkommen angemessen zu erhöhen, wenn 
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die Dienst- und Versorgungsbezüge der Bundes-
beamten erhöht werden. Diese Einfügung erschien 
notwendig, um die erwähnten Rentenbeträge bei 
einer Veränderung der Lebenshaltungskosten die-
sen nach Möglichkeit anzupassen. 

14. Zu §§ 15 bis 27 
Gegenüber der Regierungsvorlage hat der Aus-

schuß insbesondere folgende Änderungen be-
schlossen: 
a) In Durchführung des Grundsatzes der Gleich-

berechtigung nach Artikel 3 des Grundgesetzes 
ist der Witwer der Witwe gleichgestellt wor-
den. Da jedoch in der Regel die Frau vom 
Manne unterhalten wird, erschien es ange-
bracht, diese Gleichstellung auf den Fall zu be-
schränken, daß die Frau den Verfolgten unter-
halten hat oder, wenn sie noch lebte, unter-
halten haben würde. 

b) Die elternlosen Enkel sind nunmehr den Kin-
dern gleichgestellt. Dies kommt auch darin zum 
Ausdruck, daß für sie die Mindestrente die 
gleiche ist wie für die Vollwaisen. 

c) Unter Berücksichtigung der Rechtsstellung der 
Adoptiveltern erschien es richtig, die  Adoptiv-
eltern auch hier den Eltern gleichzustellen. 

d) In der Ermächtigung für die Bundesregierung, 
zur Durchführung dieser Vorschriften eine 
Rechtsverordnung zu erlassen, die von den 
durchschnittlichen ruhegehaltfähigen Dienst-
bezügen der Bundesbeamten ausgeht, ist nicht 
mehr die Befugnis enthalten, diese Berechnung 
nach Lebensaltersstufen gegliedert vorzuneh-
men (§ 27). Nach § 18 Abs. 1 werden die Ren-
ten nach Maßgabe der Versorgungsbezüge fest

-

gesetzt, die die Hinterbliebenen eines durch 
Dienstunfall umgekommenen Bundesbeamten 
nach den Vorschriften über die Unfallfürsorge 
der Bundesbeamten erhalten. Das Bundes-
beamtengesetz sieht in diesem Fall vor, daß die 
Versorgungsbezüge so berechnet werden, wie 
wenn der Beamte bis zur Erreichung der 
Altersgrenze im Dienst verblieben wäre. Die 
bisher in § 14 der Regierungsvorlage vorge-
sehene Aufgliederung nach Lebensaltersstufen 
stand hiermit in Widerspruch. 

15. Zu §§ 28 bis 42 
An den Vorschriften über den Schaden an Kör-

per oder Gesundheit sind nur redaktionelle 
Änderungen vorgenommen worden. 
Zu § 31 Abs. 3 ist zur Klarstellung zu bemerken, 

daß bei der Bemessung des Hundertsatzes die für 
einen Berufsschaden zu zahlende Rente nicht be-
rücksichtigt werden, also nicht zu einer Kürzung 
des Hundertsatzes führen kann. Das Zusammen-
treffen dieser Renten wird bereits durch die Rege-
lung des § 121 berücksichtigt. 

16. Zu §§ 43 bis 50 
Bei den Vorschriften über die Entschädigung für 

Schaden an Freiheit ist in Abweichung der Regie-
rungsvorlage nunmehr zwischen Freiheitsentzie-
hung (§§ 43 bis 46) und Freiheitsbeschränkung 
(§§ 47 bis 50) unterschieden. Die Vorschriften über 
Freiheitsentziehung haben auf Grund der An-
regungen des Bundesrates eine Ergänzung dahin-
gehend erfahren, daß nunmehr auch für diejenige 
Freiheitsentziehung eine Entschädigung gewährt 
wird, die ein ausländischer Staat unter Mißach

-

tung rechtsstaatlicher Grundsätze vorgenommen 
hat. Voraussetzung ist, daß die Freiheitsentziehung 
dadurch ermöglicht worden ist, daß der Verfolgte 
die deutsche Staatsangehörigkeit oder den Schutz 
des Deutschen Reichs verloren hat oder daß die 
Regierung des ausländischen Staates von der 
nationalsozialistischen deutschen Regierung zu der 
Freiheitsentziehung veranlaßt worden ist. Es er-
schien notwendig, in den erwähnten Fällen die 
Freiheitsentziehung durch einen ausländischen 
Staat der Freiheitsentziehung durch den national-
sozialistischen Staat gleichzustellen, weil in die-
sen Fällen den nationalsozialistischen Staat eine 
Mitverantwortung trifft. Demnach sind nunmehr 
auch die Fälle von Freiheitsentziehung zu entschä-
digen, die in den. Gebieten der Tschechoslowakei, 
der Slowakei, Ungarns, Jugoslawiens, Italiens, Ru-
mäniens und Bulgariens vorgekommen sind. 
Neu ist gegenüber der Regierungsvorlage auch 

die Entschädigung für eine Zugehörigkeit zu einer 
Wehrmachtsbewährungseinheit, da zwischen den 
Zuständen bei diesen Einheiten und denjenigen 
bei den Wehrmachtsstrafeinheiten keine wesent-
lichen Unterschiede bestanden. In Abweichung von 
der Regierungsvorlage ist ferner der Freiheitsent-
ziehung auch das Leben unter haftähnlichen Be-
dingungen gleichgestellt, was bisher nur bei der 
Zwangsarbeit unter haftähnlichen Bedingungen 
der Fall war. Für das Leben unter haftähnlichen 
Bedingungen können verschiedene Merkmale, und 
zwar sowohl objektiver als auch subjektiver Art 
in Frage kommen. Zu den objektiven Merkmalen 
gehören der Aufenthalt in besonders gekennzeich-
neten Wohnungen, Ausgehverbot, Einweisung in 
bestimmte Wohnungen, verbunden mit Melde-
pflicht oder Zwangsaufenthalt in bestimmten Ge-
bieten (Deportation). Als subjektives Merkmal ist 
beispielsweise anzunehmen, daß jemand freiwillig 
auf seine Bewegungsfreiheit verzichtet hat, weil er 
sich aus Verfolgungsgründen bedroht fühlte. 

Als Tatbestände der Freiheitsbeschränkung wird 
in das Gesetz das Tragen des Judensterns und das 
Leben in der Illegalität unter menschenunwürdi-
gen Bedingungen aufgenommen, und zwar ent-
sprechend der Regelung bei der Freiheitsentzie-
hung ohne örtliche Beschränkung auf das Inland. 
Die Bezeichnung „Judenstern" ist nur wegen der 
Üblichkeit im Sprachgebrauch gewählt worden. Es 
braucht kein Stern zu sein, jedes andere denselben 
Zweck verfolgende Zeichen oder Merkmal (gelber 
Streifen) ist dem im Text des Gesetzes vorkom-
menden Ausdruck gleichzusetzen. 

17. Zu §§ 51 bis 55 
Diese Vorschriften wurden in ihrem sachlichen 

Inhalt unverändert aus der Regierungsvorlage 
übernommen. 

18. Zu § 56 
Bei dem Tatbestand des Schadens an Vermögen 

konnte auf den Begriff der Sondermaßnahmen 
verzichtet werden, weil außer den gegen den Ver-
folgten selbst gerichteten Einzelmaßnahmen als 
Sondermaßnahmen kollektiver Art nur der in Ab-
satz 1 bereits ausdrücklich genannte Boykott in 
Frage kommt. Entgegen der Regierungsvorlage 
sollen Schäden bis zur Höhe von 500 Reichsmark 
(Bagatellschäden) nicht entschädigt werden, weil 
materielle Schäden bis zu dieser Höhe auch dem 
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Verfolgten zumutbar sind und bei anderer Rege-
lung der damit verbundene Verwaltungsaufwand 
in keinem Verhältnis zur Entschädigung stehen 
würde. 

Die Regelung des Absatzes 2 dient der Verein-
fachung und Beschleunigung des Verfahrens. 

Absatz 3 behandelt die Transferschäden. Hat der 
Verfolgte für den zum Transfer aufgewendeten 
Reichsmarkbetrag einen Gegenwert von weniger 
als 80 vom Hundert des aufgewendeten Reichs-
markbetrages erhalten, so besteht sein Schaden in 
der Differenz zwischen dem aufgewendeten Reichs-
markbetrag und dem Reichsmarkbetrag, für den er 
einen Gegenwert erhalten hat. Ein Beispiel mag 
dieses veranschaulichen: Hat der Verfolgte für 
100 000 RM nur einen Gegenwert von 79 000 RM 
erhalten, so beträgt der Schaden 21 000 RM. Hat 
der Verfolgte jedoch einen Gegenwert von 80 000 
RM erhalten, so wird keine Entschädigung gelei-
stet, da ein Schaden in Höhe von 20 vom Hundert 
und weniger des aufgewendeten Betrages unbe-
rücksichtigt bleibt. 

19. Zu § 57 
In Absatz 1 sind die Worte „geflohen" und 

„Flucht" gestrichen. Nach dem Willen des Aus-
schusses bedeutet dies jedoch keine materielle 
Änderung, da der in Absatz 1 verwendete Begriff 
der Auswanderung als Oberbegriff auch die Flucht 
ins Ausland beinhaltet. 

20. Zu §§ 59 bis 63 
Diese Vorschriften sind nunmehr unter einem 

besonderen Titel zusammengefaßt, weil es sich 
einmal um Sondertatbestände handelt und weil 
zum anderen die sonstigen für Vermögensschäden 
geltenden Einschränkungen (z. B. Beschränkung 
auf das Reichsgebiet, Höchstbetrag) hier nicht gel-
ten. 

Bei § 59 ist Absatz 5 gestrichen worden, weil 
diese Vorschrift über die Anrechnung rückständi-
ger Steuern oder öffentlicher Abgaben ohne prak-
tische Bedeutung ist und ihr Wegfall zur Beschleu-
nigung des Verfahrens dient. 

Absatz 1 des § 60 entspricht dem Absatz 4 des 
§ 21 der Regierungsvorlage. Durch die Ergänzung 
des Satz 2 soll klargestellt werden, daß bei dem 
kraft Gesetzes erfolgenden Übergang der  Rück-
erstattungsansprüche nur auf den Annahmewert 
des zur Leistung der Sonderabgabe hingegebenen 
Vermögensgegenstandes abzustellen ist und daß 
der Übergang für jeden einzelnen Vermögensge-
genstand gesondert erfolgt. Daraus folgt, daß Rück-
erstattungsansprüche für Vermögensgegenstände 
mit einem höheren als dem mit 10 : 2 errechneten 
Wert der Entschädigungsleistung (z. B. bei Aktien) 
auch dann nicht über den Betrag von 10 : 2 hinaus 
auf das Land übergehen, wenn gleichzeitig die 
Rückerstattungsansprüche für andere Vermögens-
gegenstände einen unter 10 : 2 liegenden Wert be-
sitzen (z. B. bei Schatzanweisungen) und deshalb 
nur in dieser geringeren Höhe übergehen können. 

Bei Absatz 2 ist der Ausschuß einer Anregung 
des Bundesrates gefolgt und hat für den Fall, daß 
die Sonderabgabe aus dem Erlös eines der Rück-
erstattung unterliegenden Vermögensgegenstandes 
gezahlt ist, eine besondere Regelung getroffen. 
Die Vorschrift zielt darauf ab, die Möglichkeit 

einer Doppelentschädigung auszuschließen, und 
entspricht im wesentlichen der schon bisher ge-
übten Praxis. 

In § 62 ist der bisherige Satz 3 ersatzlos ge-
strichen worden. Der Ausschuß ging dabei von der 
Auffassung aus, daß die Gebühren und Auslagen 
für Rechtsanwälte bereits von dem Begriff der 
notwendigen außergerichtlichen Kosten erfaßt 
werden. Im übrigen ist nunmehr die Möglichkeit 
gegeben, daß auch die Gebühren und Auslagen 
mehrerer Rechtsanwälte erstattet werden, soweit 
diese Kasten notwendig waren. 

Die Einfügung eines neuen § 63 ergibt sich aus 
der Herausnahme der §§ 59 bis 62 aus dem bis-
herigen Titel „Schaden an Vermögen". 

21. Zu §§ 64 bis 140 

Die Vorschriften über die Entschädigung für 
Schaden im beruflichen und im wirtschaftlichen 
Fortkommen sind im Grundsätzlichen aus der Re-
gierungsvorlage übernommen. Im einzelnen hat 
der Ausschuß die aus den Nummern 22 bis 51 er-
sichtlichen Änderungen vorgenommen. 

22. § 67, 

der die Regelung enthält, wie einem früher selb-
ständig gewesenen Verfolgten durch Erteilung der 
erforderlichen Genehmigungen, Zulassungen und 
Bezugsberechtigungen die Wiederaufnahme seiner 
Tätigkeit ermöglicht werden soll, ist, um im Ein-
zelfall Härten zu vermeiden, dahingehend ergänzt 
worden, daß die Voraussetzungen für die Erteilung 
solcher Genehmigungen usw. als erfüllt gelten, 
wenn der Verfolgte sie nur deshalb nicht erfüllen 
kann, weil gegen ihn nationalsozialistische Ge-
waltmaßnahmen gerichtet worden waren. Der 
Ausschuß erwartet im übrigen, daß in der Praxis 
bei der Erteilung von Berufsgenehmigungen nicht 
kleinlich verfahren wird und bei etwaigen Warte-
zeiten die Verfolgungsjahre angerechnet werden. 

Der Ausschuß ist dabei der Auffassung, daß § 67 
eine Sonderbestimmung zugunsten der Verfolgten 
mit dem Ziel ist, daß er eine lex specialis gegen-
über anderen gesetzlichen Vorschriften, die Be-
schränkungen für die Erteilung von Genehmigun-
gen, Zulassungen und Bezugsberechtigungen vor-
sehen, darstellt. 

23. Zu § 75 
Die Änderung .gegenüber der bisherigen Rege-

lung erfolgte aus dem Grunde, daß derjenige Ver-
folgte, der seine frühere Tätigkeit wieder aufge-
nommen hat, nicht schlechter gestellt werden soll, 
als derjenige Verfolgte, der eine andere als seine 
frühere Tätigkeit aufgenommen hat. In beiden 
Fällen soll es in gleicher Weise für die Beendigung 
des Entschädigungszeitraums nur darauf ankom-
men, ob sich dem Betroffenen wieder eine aus-
reichende Lebensgrundlage bietet. 

Es erscheint angebracht, bei der Würdigung der 
Frage, ob eine ausreichende Lebensgrundlage vor-
handen ist, auch die Notwendigkeit einer ange-
messenen Vorsorge für das Alter und die Hinter-
bliebenen zu berücksichtigen. Die Folge dieser 
Bestimmung ist unter Umständen, daß sich bei 
Verfolgten im vorgerückten Lebensalter der Ent-
schädigungszeitraum verlängert. 
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24. Zu § 76 
Die Kapitalentschädigung für die Fälle der Ver-

drängung aus oder der wesentlichen Beschränkung 
in der Ausübung der Erwerbstätigkeit soll nun-
mehr auf der Grundlage von drei Vierteln statt 
wie bisher von zwei Dritteln der Dienstbezüge 
eines vergleichbaren Bundesbeamten festgesetzt 
werden. Diese Änderung ist eine Verbesserung zu-
gunsten der Verfolgten. Sie bedeutet im übrigen 
eine Vereinfachung bei der Berechnung der Kapi-
talentschädigung. 

Absatz 1 bezieht sich auf den Fall, daß der Ver-
folgte aus seiner Erwerbstätigkeit verdrängt wor-
den ist, während Absatz 2 nunmehr den Fall 
regelt, daß der Verfolgte in der Ausübung seiner 
Erwerbstätigkeit wesentlich beschränkt worden 
ist. Durch die für den Fall bei der Beschränkung 
getroffenen Vorschriften soll nach Möglichkeit 
eine Gleichstellung dieses Falles mit dem Fall der 
Verdrängung aus der Erwerbstätigkeit erreicht 
werden. In diesem Zusammenhang war es not-
wendig, die bisher in § 31 Abs. 2 der Regierungs-
vorlage enthaltene Definition des Begriffs der er-
reichbaren Dienstbezüge in die Regelung des § 76 
Abs. 2 einzubeziehen. 

25. Zu § 77 
Die Vorschrift, daß nunmehr das vor dem 1. Juli 

1948 erzielte Einkommen nicht mehr anzurechnen 
ist, dient sowohl der Besserstellung der Berechtig

-

ten  als auch der Vereinfachung des Verfahrens. 
Im übrigen fällt das vor der Währungsreform er-
zielte Einkommen ohnehin kaum ins Gewicht. 

26. Zu § 82 
Im Hinblick auf die Änderung des § 75 war es 

notwendig, auch das Wahlrecht nach § 81 davon 
abhängig zu machen, daß der Verfolgte im Zeit-
punkt der Entscheidung keine Erwerbstätigkeit 
ausübt, die ihm eine ausreichende Lebensgrund-
lage bietet. Der Verfolgte soll das Wahlrecht aber 
auch dann nicht ausüben können, wenn ihm die 
Aufnahme einer solchen Erwerbstätigkeit zuzu-
muten war. Da die Rente ihrer Natur nach der 
Altersversorgung dient, war es angebracht, die 
Vorschrift ferner dahin zu ergänzen, daß der Aus-
übung einer Erwerbstätigkeit auch der Fall gleich-
zustellen ist, daß der Verfolgte aus einer früher 
ausgeübten Erwerbstätigkeit eine Versorgung er-
hält, die ihm eine ausreichende Lebensgrundlage 
bietet. 

27. Zu § 83 
Der monatliche Höchstbetrag der Rente wurde 

von 500 DM auf 600 DM erhöht, weil seit Inkraft-
treten des BEG die Lebenshaltungskosten wesent-
lich gestiegen sind. 

28. Zu § 86 
13m der Witwe nach dem Inkrafttreten des BEG 

dieselbe Rechtsstellung in bezug auf das Wahl-
recht zu geben, die der Verfolgte gehabt haben 
würde, wenn er im Zeitpunkt der Entscheidung 
noch gelebt hätte, ist die Regierungsvorlage ent-
sprechend erweitert worden. Ist der Verfolgte vor 
Beginn der Frist zur Ausübung des Wahlrechts 
verstorben, so bestimmt der neu eingefügte Ab-
satz 2 nunmehr, daß die Witwe, wenn sie die Rente 

wählt, sowie die Kinder eine Rente und für die 
Zeit vor dem Tode des Verfolgten eine Kapitalab-
findung erhalten. Diese Kapitalabfindung soll ein 
Ausgleich dafür sein, daß die Rente nicht wie 
sonst vom 1. November 1953, sondern erst vom 
Zeitpunkt des Todes des Verfolgten an gezahlt 
wird. 

29. Zu § 90 
In Abweichung von der Regierungsvorlage sieht 

diese Vorschrift nunmehr auch die Gewährung von 
Darlehen zum Existenzaufbau für Verfolgte vor, 
die in einer unselbständigen Erwerbstätigkeit ge-
schädigt worden sind. Der Ausschuß war der Auf-
fassung, daß auch diesem Personenkreis die Mög-
lichkeit gegeben werden sollte, sich mit Hilfe eines 
Darlehens eine selbständige Existenz zu schaffen, 
wenn die Aufnahme einer solchen Tätigkeit Erfolg 
verspricht. Damit sollte gleichzeitig eine gewisse 
Angleichung an die Regelung des Lastenausgleichs 
erfolgen. 

30. Zu § 94 

Im Hinblick auf die verschiedene Bedeutung, 
die der Begriff der Erwerbsfähigkeit auf den ein-
zelnen Rechtsgebieten hat, ist hier nunmehr in 
Anlehnung an die Regelung in der gesetzlichen 
Rentenversicherung ausdrücklich bestimmt wor-
den, daß der Verfolgte ein Rentenwahlrecht dann 
hat, wenn er in seinem Beruf nicht mehr als 50 
vom Hundert arbeitsfähig ist. Es kommt also dabei 
auf die Feststellung der konkreten Arbeitsfähig-
keit des Verfolgten an. 

31. Zu § 95 

Die Erhöhung des Höchstbetrages der Rente des 
unselbständig tätig gewesenen Verfolgten auf 
monatlich 600 Deutsche Mark beruht auf den glei-
chen Erwägungen wie die Erhöhung der monat-
lichen Rente des selbständig tätig gewesenen Ver-
folgten (§ 81). Ähnliche Überlegungen waren auch 
maßgebend für die Erhöhung des Betrages von 
200 auf 300 DM, der bei einer Kürzung des mo-
natlichen Mindestbetrages der Rente nicht zu be-
rücksichtigen ist. 

32. Zu § 97 
Dieser Vorschrift ist ein neuer Absatz 2 ange-

fügt worden. Die Anfügung ist im Hinblick auf die 
Regelung des § 95 Abs. 2 und 3 in Verbindung mit 
der Regelung des § 85 Abs. 2 und 3 notwendig ge-
worden. 

33. Zu § 99 

In Absatz 1 ist als Satz 2 eine Vermutung auf-
genommen worden, die im Hinblick auf die Grund-
satzbestimmung des § 9 Abs. 5 über die über-
holende Kausalität eine Beweiserleichterung für 
die Fälle schafft, in denen es zweifelhaft sein 
könnte, ob das Dienst- oder Arbeitsverhältnis 
über den 8. Mai 1945 hinaus fortgedauert hätte. Es 
ist demnach Sache des in Anspruch genommenen 
Landes, im Einzelfalle diese Vermutung zu 
widerlegen. Für die Geltung der Vermutung 
kommt es darauf an, daß nicht der gesamte Dienst-
bereich, in dem der Verfolgte geschädigt worden 
ist, fortgefallen ist. 

Absatz 2 ist an die Neufassung des § 5 Abs. 2 
des BWGöD angeglichen. 
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34. Zu § 100 
Auch diese Vorschrift ist an das BWGöD (§ 8 

Abs. 2 Satz 2) angeglichen worden. 

35. Zu § 101 
In Angleichung an § 16 Nr. 2 BWGöD wird der 

Aufhebung des Urteils die Beseitigung der beam-
ten- und versorgungsrechtlichen Folgen im Gna-
denwege gleichgestellt. 

36. Zu § 102 
Die Regelung des Absatzes 1 ist an die des § 76 

Abs. 1 angeglichen worden. Absatz 4 ist im Hin-
blick auf die Erweiterung des § 99 Abs. 2 ergänzt 
worden. 

37. Zu § 104 
Der versorgungsberechtigte Hinterbliebene im 

Sinne dieser Vorschrift gilt nicht als Verfolgter 
nach § 1 Abs. 3 Nr. 1. Aus diesem Grunde war es 
notwendig, in Absatz 2 klarzustellen, daß die all-
gemeinen Vorschriften des Gesetzes auch auf die-
sen Hinterbliebenen Anwendung finden. 

38. Zu § 107 
Der neu eingefügte Satz 2 des Absatzes 2 ent-

spricht der Regelung des § 77 Satz 3. Auf dieser 
Änderung beruht auch die Einfügung des Ab-
satzes 5 in § 102. 

39. Zu § 110 
Die Änderung des Absatzes 2 beruht auf der Ein-

fügung des § 21 a in das BWGöD. 

40. Zu § 112 
Angleichung an § 31 d BWGöD. 

41. 
Der Unterabschnitt „Dienst in ausländischen 

Verwaltungen" (§ 50 c der Regierungsvorlage) 
konnte gestrichen werden, nachdem der hier in 
Frage stehende Personenkreis nunmehr durch 
§ 1 Abs. 2 BWGöD erfaßt wird und damit unter 
den Personenkreis des § 99 BEG fällt. 

42. Zu § 114 
Zu den Verfolgten, die trotz abgeschlossener Be-

rufsausbildung eine ihrer Ausbildung entspre-
chende Erwerbstätigkeit nicht haben aufnehmen 
können, gehören unter Umständen auch ehemalige 
Berufssoldaten oder Polizeibeamte, die nach Ab-
schluß ihrer Dienstzeit einen Zivilversorgungs-
schein oder Polizeiversorgungsschein erhalten 
haben. 

43. Zu § 115 
Die Frage der Zulassung zur Kassenpraxis war 

in den Fällen eines Ausbildungsschadens bisher 
zweifelhaft. Durch die Einfügung des Absatzes 2 ist 
hier nunmehr eine besondere Regelung getroffen 
worden. 

44. Zu § 116 
Der in der Regierungsvorlage vorgesehene 

Pauschalbetrag von 5000 DM, der als Beihilfe für  

entstandene Ausbildungskosten gewährt wird, er

-

schien dem Ausschuß für die Fälle nicht ausrei-
chend, in denen ein solcher Pauschalbetrag die aus-
gewiesenen Ausbildungskosten nicht deckt. In die-
sen Fällen soll eine Erstattung der den genann-
ten Betrag übersteigenden Kosten bis zum Betrag 
von weiteren 5000 DM erfolgen. Da Satz 2 des Ab-
satzes 1 nur die dem Verfolgten tatsächlich ent-
standenen höheren Ausbildungskosten umfaßt, be-
zieht sich die Anrechnungsvorschrift des Absatzes 2 
praktisch nur auf die Pauschalabgeltung nach Ab-
satz 1 Satz 1. 

Der Ausschuß hat sich im Rahmen der Anrech-
nungsvorschrift des Absatz 2 auch mit der Frage 
befaßt, wie Stipendien zu behandeln seien. Er hat 
dabei der Erwartung Ausdruck gegeben, daß Ab-
satz 2 nicht zu eng ausgelegt werden möge und 
nur Stipendien angerechnet werden sollen, die auf 
Vorschriften beruhen, die in der Form eines 
Gesetzes ergangen sind. 

45. Zu § 118 
Der neu eingefügte Absatz 2 regelt den Fall, daß 

ein Verfolgter mit der Nachholung der Ausbildung 
zwar begonnen, sie aber nicht abgeschlossen hat. 

46. Zu § 119 
Diese Vorschrift umfaßt die Fälle, in denen die 

nicht verfolgten Kinder eines Verfolgten ihre Aus-
bildung nachholen. Wird die Ausbildung nicht 
nachgeholt, so ist ein Anspruch auf Entschädigung 
für die fehlende Ausbildung in diesen Fällen nicht 
gegeben. In besonderen Härtefällen können den 
Kindern jedoch Leistungen nach § 171 gewährt 
werden. Im übrigen wird auf die Ausführungen zu 
§ 104 verwiesen. 

47. Zu § 121 
Durch die Einfügung des Absatz 3 wird klarge-

stellt, daß die Vorschriften über das Zusammen-
treffen von Ansprüchen auf Entschädigung für 
Schaden im beruflichen Fortkommen und für Scha-
den an Körper und Gesundheit nicht gelten, soweit 
es sich um die Entschädigung für Schaden in der 
Ausbildung handelt. 

48. Zu § 127 
Nach Satz 2 hat auch ein nichtverfolgter Bezugs-

berechtigter Anspruch auf Entschädigung. Für die-
sen Fall wird auf die Ausführungen zu § 104 ver-
wiesen. 

49. Zu §§ 134 bis 137 

Die hier für Versorgungsschäden getroffene Rege-
lung schließt weitergehende landesrechtliche Rege-
lungen, mögen diese auf Gesetz oder auf Verwal-
tungspraxis beruhen, nicht aus. 

Nach § 134 Abs. 2 steht der Anspruch auf Ent-
schädigung für Versorgungsschäden unter Umstän-
den auch Personen zu, die selbst nicht verfolgt 
worden sind. Auch hier ist daher auf die Ausfüh-
rungen zu § 104 zu verweisen. 

50. Zu §§ 138, 139 

Es wird Aufgabe der Bundesregierung sein, 
durch die Auslandsvertretungen der Bundes-
republik in geeigneter Form die hier vorgesehene 



7824 	2. Deutscher Bundestag — 147. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 6. Juni 1956 

(Dr. Greve) 

Neueröffnung der Antragsfrist für die Anmeldung 
von Verfolgungsschäden in der Sozialversicherung 
und in der Kriegsopferversorgung bekanntzugeben. 
Nach Mitteilung des Bundesministeriums für Ar-

beit ist eine Neufassung der in §§ 138, 139 erwähn-
ten Gesetze, insbesondere im Hinblick auf eine An-
passung an die neugefaßten Vorschriften des BEG, 
in Vorbereitung. Der Ausschuß gibt der Erwartung 
Ausdruck, daß die Änderung der Gesetzgebung 
über die Behandlung der Verfolgten in der Sozial-
versicherung und in der Kriegsopferversorgung 
unmittelbar nach Verkündung des neu gefaßten 
Bundesentschädigungsgesetzes erfolgt. 

51. Zu § 140 

Die Einfügung des Satzes 2 in Absatz 1 war not-
wendig, um für die Fälle, in denen einem Berech-
tigten, der nicht Verfolgter ist, Ansprüche auf 
Kapitalentschädigung in Abweichung von der 
Grundsatzregelung des § 13 zustehen, die Frage 
der Vererblichkeit zu regeln. Eine entsprechende 
Ergänzung in den Absätzen 2 bis 5 war nicht er-
forderlich, weil die Vorschriften in diesen Ab-
sätzen schon dem Wortlaut nach nicht auf die An-
sprüche von Verfolgten beschränkt sind. 

52. Zu § 141 

In der Erwägung, daß den zurückkehrenden 
deutschen Emigranten nach Möglichkeit der Wie-
deraufbau einer neuen Existenz erleichtert werden 
soll, ist durch § 141 die Gewährung einer Sofort-
hilfe für Rückwanderer vorgesehen. Der zurück-
kehrende deutsche Emigrant soll ohne weitere 
Prüfung sofort einen Betrag von 6000 Deutsche 
Mark als Starthilfe erhalten. Dabei erscheint es 
angemessen, diese Hilfe nicht völlig unabhängig 
von dem das Gesetz beherrschenden Grundsatz der 
Entschädigung für entstandene Verfolgungsschä-
den  zu gestalten, sondern eine Verrechnung mit 
den Ansprüchen für Schaden an Eigentum und 
Schaden an Vermögen vorzusehen. Die Hälfte der 
Soforthilfe soll jedoch von einer Anrechnung frei 
bleiben. Der Verfolgte, dem ein Anspruch auf die 
vorgenannte Entschädigung nicht zusteht, behält 
die Soforthilfe in voller Höhe. 

Eine Ausdehnung der Vorschrift des § 141 über 
den Kreis der im § 4 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe c er-
wähnten Verfolgten hinaus war nicht möglich, da 
hierüber ein Einverständnis mit der Bundesregie-
rung nicht zu erreichen war. Für die Vertriebenen 
im Sinne des § 1 des Bundesvertriebenengesetzes 
wird demnächst auf Grund des § 359 des Lasten-
ausgleichsgesetzes eine Rechtsverordnung erlassen 
werden, nach der die Emigranten aus den Vertrei-
bungsgebieten unter bestimmten Voraussetzungen 
Ansprüche nach dem Lastenausgleichsgesetz gel-
tend machen können. 

53. Zu § 142 

Gegenüber der Regierungsvorlage ist in Absatz 2 
nunmehr bestimmt, daß für Ansprüche nach § 51 
Rechtsnachfolger einer nicht mehr bestehenden 
juristischen Person, Anstalt oder Personenvereini-
gung auch eine auf Grund rückerstattungsrecht-
licher Vorschriften errichtete Nachfolgeorganisa-
tion ist. Das trifft insbesondere in den Fällen zu, 
in denen es sich um die Rechtsnachfolge jüdischer 
Kultusgemeinden handelt. 

54. Zu § 146 	 (C 

In § 146 ist ein neuer Absatz 2 eingefügt wor-
den, durch den der Begriff des Vermögensschadens 
zugunsten von religösen Gemeinschaften erweitert 
worden ist. Zu diesen religiösen Gemeinschaften 
gehören die Einrichtungen, die von den Religions-
gesellschaften errichtet oder von ihnen anerkannt 
worden sind (z. B. katholische Orden und Diako-
nissengemeinschaften). Durch diese Regelung wird 
außerdem klargestellt, daß ein Ordensangehöriger, 
der das Armutsgelübde abgelegt hat, selbst einen 
Anspruch wegen Schadens im beruflichen Fort-
kommen nicht geltend machen kann, da er unmit-
telbar keinen materiellen Schaden erlitten hat. Für 
ihn kann die Gemeinschaft den Schaden als Ver-
mögensschaden geltend machen, weil nur diese 
durch den Ausfall der Arbeitstätigkeit des Ordens-
angehörigen geschädigt worden ist. 

Der Ausschuß hat darüber hinaus die von den 
Orden vorgebrachten Wünsche eingehend erörtert 
und ist dabei zu folgendem Ergebnis gekommen: 

a) Ein Orden, der einen Ausfall an Einnahmen da-
durch erlitten hat, daß eine von ihm unterhal-
tene wirtschaftliche Einrichtung (Schule, Kran-
kenhaus, Kinderheim, Kindergarten) durch na-
tionalsozialistische Gewaltmaßnahmen geschä-
digt worden ist, hat wegen dieses Einnahme-
ausfalls Anspruch auf Entschädigung für Scha-
den an Vermögen. 

b) Sind einem Orden besondere Ausgaben dadurch 
entstanden, daß er in seinen eigenen Einrich-
tungen infolge nationalsozialistischer Gewalt-
maßnahmen keine Möglichkeit mehr hatte, sei-
nen Nachwuchs heranzubilden, und zu diesem 
Zweck fremde Kräfte hat in Anspruch nehmen 
und bezahlen müssen, so kann lediglich im 

c)

vorn 31. Dezember 1937 eingetreten ist und 
Rahmen des Härteausgleichs (§ 171) ein Aus-
gleich für diesen Schaden gewährt werden. Es 
handelt sich hier um einen Tatbestand, der 
durch keinen der im BEG geregelten Tatbe-
stände erfaßt wird, insbesondere auch nicht 
durch den Tatbestand des Schadens an Ver-
mögen. 

d) Nach § 146 Abs. 1 wird eine Entschädigung für 
Schaden an Eigentum und Vermögen nur ge-
währt, soweit der Schaden im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes entstanden ist. Hierzu ist von 
den Orden geltend gemacht worden, daß ein 
Anspruch auf Entschädigung wegen Schadens 
an Eigentum und Schadens an Vermögen auch 
dann gegeben werden sollte, wenn der Schaden 
außerhalb des Geltungsbereichs des BEG, aber 
innerhalb des Reichsgebiets nach dem Stande 
vom 31. Dezember 1937 eingetreten ist und 
wenn der Orden die Voraussetzungen des § 143 
erfüllt. Auch in diesen Fällen wird jedoch nur 
im Wege des Härteausgleichs geholfen werden 
können. Die gewünschte Ausweitung hätte nicht 
auf die Orden beschränkt werden können und 
hätte daher zu einer Durchbrechung der Grund-
konzeption des für die juristischen Personen in 
§ 146 Abs. 1 statuierten Territorialprinzips ge-
führt. 

55. Zu § 148 

Absatz 2 hat gegenüber der Regierungsvorlage 
zugunsten der Religionsgesellschaften und ihrer 
Einrichtungen eine Erweiterung erfahren. Zu- 
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nächst wird bestimmt, daß der Höchstbetrag 
(75 000 DM) für jeden einzelnen Vermögensgegen-
stand gilt, für den ein Anspruch auf Entschädigung 
wegen Schadens an Eigentum oder Schadens an 
Vermögen besteht. So kann also z. B. eine jüdische 
Kultusgemeinde, der durch nationalsozialistische 
Gewaltmaßnahmen ihre Synagogengebäude, ein 
Altersheim oder ein Kinderheim zerstört worden 
sind, unter Umständen für jeden dieser Ver-
mögensgegenstände 75 000 DM als Entschädigung 
erhalten. Diese Regelung soll jedoch nicht für den 
Sondertatbestand des § 146 Abs. 2 gelten, weil hier 
von einem einheitlichen Vermögensschaden ausge-
gangen werden muß. Hier gilt der Höchstbetrag 
von 75 000 DM daher für den Gesamtschaden, den 
die einzelne Gemeinschaft durch den Ausfall der 
Arbeitstätigkeit ihrer Mitglieder erlitten hat. 

In Absatz 3 ist vorgesehen, daß der Höchstbetrag 
von 75 000 DM nicht nur dann überschritten wer-
den kann, wenn dies zum Wiederaufbau von Ge-
bäuden notwendig ist (vgl. die Regierungsvorlage), 
sondern stets dann, soweit eine Ü berschreitung des 
Höchstbetrags zur Erfüllung der Aufgaben, welche 
die Religionsgesellschaft und ihre Einrichtungen 
oder ihr Rechts- oder Zwecknachfolger im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes hat, erforderlich ist. 
Diese Erweiterung erscheint notwendig, um den 
verfolgten Religionsgesellschaften den Wiederauf-
bau ihres durch nationalsozialistische Gewaltmaß-
nahmen unterbundenen Gemeinschafts- und Ge-
meindelebens nach Möglichkeit zu erleichtern. 

Neu eingefügt ist in Absatz 3 ferner eine Vor-
schrift, die die Frage regelt, wer für die Geltend-
machung der Überschreitung des Höchstbetrages 
aktiv legitimiert ist. Dabei ist ausdrücklich be-
stimmt, daß die auf Grund rückerstattungsrecht-
licher Vorschriften errichteten Nachfolgeorganisa-
tionen zur Geltendmachung des den Höchstbetrag 
überschreitenden Betrags nicht berechtigt sind. In 
diesen Fällen steht daher der Anspruch wegen 
Schadens an Eigentum bis zum Höchstbetrag von 
je 75 000 DM für jeden einzelnen Vermögensgegen-
stand den Nachfolgeorganisationen und darüber 
hinaus den neu errichteten jüdischen Kultusge-
meinden als Zwecknachfolgern der vom National-
sozialismus aufgelösten Kultusgemeinden zu. 

56. Zu § 149 

In Übereinstimmung mit der Regierungsvorlage 
hat der Ausschuß im Grundsatz daran festgehal-
ten, daß besondere Gruppen von Verfolgten, 
welche die Voraussetzungen des § 4 nicht erfüllen, 
nur einen nach Art und Umfang beschränkten An-
spruch auf Entschädigung haben. Immerhin sind 
auch hier eine Reihe von Verbesserungen vorge-
nommen worden, so daß nunmehr die Rechtslage 
dieses Personenkreises derjenigen der voll an-
spruchsberechtigten Verfolgten in weitem Um-
fange angeglichen ist. 

57. Zu §§ 150 bis 159 

Bei diesen Vorschriften ist der Ausschuß im 
wesentlichen der Regierungsvorlage gefolgt. Er hat 
lediglich redaktionelle Änderungen vorgenommen 
und einige Paragraphen aus systematischen Grün-
den neu gegliedert. 

58. Zu §§ 160 bis 166 	 (C 

Hier hat der Ausschuß daran festgehalten, daß 
dem in Rede stehenden Kreis von Verfolgten nur 
Anspruch auf Entschädigung für Schaden an Le-
ben, Schaden an Körper oder Gesundheit und für 
Schaden an Freiheit zustehen soll. Dagegen hat er 
sich nicht dazu verstehen können, vielfachen Wün-
schen entsprechend auch eine Entschädigung für 
Schäden wirtschaftlicher Art vorzusehen. Er 
stimmt dabei der Ansicht der Bundesregierung zu, 
daß es zwar möglich sei, sich bei Schäden höchst-
persönlicher Art von dem das Gesetz beherrschen-
den Territorialitätsprinzip zu lösen, es jedoch nicht 
vertretbar erscheine, diesen Grundsatz auch bei 
Schäden wirtschaftlicher Art zu verlassen. Auch 
der Gedanke einer globalen Abgeltung solcher 
Schäden wirtschaftlicher Art in Gestalt eines so-
genannten Bonus fand für die vorliegende gesetz-
liche Regelung nicht die Zustimmung des Aus-
schusses. 

Im einzelnen sind folgende Verbesserungen vor-
gesehen: 

a) In § 160 ist der Personenkreis dadurch nicht 
unbeträchtlich erweitert worden, daß abwei-
chend vom geltenden Recht und von der Re-
gierungsvorlage der Anspruch auf Entschädi-
gung für Schaden an Körper oder Gesundheit 
nicht mehr davon abhängig ist, daß der Ver-
folgte Schaden an Freiheit erlitten hat. 

b) Die bisherige Beschränkung der Entschädigung 
für Schaden an Leben, Schaden an Körper oder 
Gesundheit und Schaden an Freiheit auf 75 
vom Hundert der Entschädigung für voll an-
spruchsberechtigte Verfolgte in den §§ 161 bis 
163 ist fortgefallen. Staatenlose und Flüchtlinge 

 

im Sinne der Genfer Konvention erhalten für 
die vorgenannten Schäden nunmehr ohne Rück-
sicht auf ihr Alter die volle Entschädigung. 

c) Gegenüber der Regierungsvorlage ist in §§ 161 
und 163 auch keine Beschränkung der Mindest-
renten für Schaden an Körper oder Gesundheit 
und Schaden an Leben vorgesehen. 

d) Schließlich ist der Anspruch auf Entschädigung 
für Schaden an Körper oder Gesundheit und 
für Schaden an Freiheit nunmehr nach den 
gleichen Grundsätzen vererblich wie die ent-
sprechenden Ansprüche der voll anspruchsbe-
rechtigten Verfolgten. Lediglich im Falle des 
§ 163 ist an der Beschränkung der Vererblich-
keit festgehalten worden, weil in diesem Falle 
die Erben der Hinterbliebenen in der Regel nur 
eine entfernte Beziehung zum Verfolgten 
haben. 

Es sei bemerkt, daß die Vorschrift des § 164 
Abs. 2 nicht ausschließt, daß der Hinterbliebene 
außer dem Anspruch auf Rente für Schaden an 
Leben auch noch Anspruch auf Entschädigung 
für Schaden an Freiheit geltend machen kann, 
wenn ihm selbst die Freiheit entzogen wor-
den ist. 

Im übrigen sind die Änderungen gegenüber der 
Regierungsvorlage redaktioneller Art. 

59. Zu §§ 167, 168 

Während die Regierungsvorlage in Erweiterung 
des geltenden Rechts neben den Personen, die aus 
ihrer Nationalität geschädigt worden sind, auch 
diejenigen Geschädigten berücksichtigen wollte, die 
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als Anhänger einer nationalen Widerstandsbe-
wegung einen dauernden Gesundheitsschaden er-
litten haben, ist der Ausschuß nach sehr eingehen-
der Erörterung zu dem Ergebnis gekommen, es 
beim geltenden Recht zu belassen, d. h. Anhänger 
einer nationalen Widerstandsbewegung nicht ein-
zubeziehen. Er hat sich dabei von der Erwägung 
leiten lassen, daß der Begriff „Anhänger einer 
nationalen Widerstandsbewegung" in der Praxis 
so weit ausgelegt werden könnte, daß dann Tat-
bestände, die mit nationalsozialistischen Unrechts-
handlungen überhaupt nichts mehr zu tun haben, 
als entschädigungsfähig angesehen werden könn-
ten. Der Ausschuß vertraut jedoch darauf, daß die 
Vorschrift auch in ihrer jetzigen Fassung nicht zu 
eng ausgelegt werden wird. 

60. Zu §§ 169, 170 
In Abweichung von der Regierungsvorlage ist in 

§ 169 die dort vorgesehene Rangfolge der Befrie-
digung der Entschädigungsansprüche aufgegeben 
worden. Die Ansprüche nach dem BEG sind nun-
mehr grundsätzlich sofort fällig. Ausnahmen er-
geben sich aus Absatz 2 Satz 2; diese Ansprüche 
werden am 1. April 1957 fällig. 

Neu eingefügt worden ist Absatz 3. Es entsprach 
den Bedürfnissen der Praxis, eine Regelung für 
die Fälle zu treffen, in denen der Erbe, ein Abtre-
tungsempfänger oder ein Pfändungsgläubiger den 
Anspruch auf Entschädigung geltend macht. 

Bei § 170 ist die Regierungsvorlage insofern er-
weitert worden, als nunmehr Vorschüsse auch aus 
sonstigen wichtigen Gründen, die einen Vorschuß 
als billig erscheinen lassen, gewährt werden kön-
nen. Als wichtiger Grund kann auch angesehen 
werden, wenn nach bisherigem Landesrecht An-
sprüche fällig waren, die auch nach der Änderung 
des § 169 noch nicht fällig sind. 

61. Zu § 171 
a) Bereits die Regierungsvorlage verfolgte das 

Ziel, durch eine möglichst weite Fassung der 
Vorschrift über den Härteausgleich die Mög-
lichkeit zu geben, alle nur möglichen Härte-
fälle zu berücksichtigen. In Ausbau einer sol-
chen Regelung ist in Absatz 1 nicht mehr auf 
den Begriff des Verfolgten abgestellt, sondern 
statt dessen der weitere Begriff „Personen, 
deren Schädigung auf die Verfolgungsgründe 
des § 1 zurückzuführen ist" eingefügt worden. 
In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuwei-
sen, daß Leistungen aus dem Härtefonds nicht 
nur an natürliche Personen, sondern auch an 
juristische Personen, Anstalten und Personen-
vereinigungen gewährt werden können. Es ist 
ferner anzumerken, daß unter Umständen auch 
Personen, die nach § 6 von der Entschädigung 
ausgeschlossen sind, in den Genuß der Vor-
schrift des § 171 kommen können, wenn in dem 
Ausschluß von der Entschädigung eine beson-
dere Härte liegt. 

b) Bei Absatz 2 war der Ausschuß der Auffassung, 
daß diese Regelung zu der Regelung der 
§§ 134 ff. nicht in Konkurrenz treten könne. 
Während es sich bei §§ 134 ff. um Ansprüche 
von Verfolgten handelt, die durch national-
sozialistische Gewaltmaßnahmen unmittelbar in 
ihrem Versorgungsverhältnis geschädigt wor-
den sind, erfaßt Absatz 2 des § 171 die Fälle, 
in denen hinsichtlich des Versorgungsverhält

-

nisses keine unmittelbaren Verfolgungsmaß-
nahmen gegen den Verfolgten gerichtet worden 
sind, sondern das Versorgungsverhältnis da-
durch erloschen ist, daß durch nationalsozia-
listische Gewaltmaßnahmen Versorgungsein-
richtungen aufgelöst worden sind. 

c) Im Hinblick auf die vielfachen Vorstellungen 
aus dem Kreise der in der Zeit des National-
sozialismus sterilisierten Personen hat sich der 
Ausschuß grundsätzlich mit der Frage einer 
Entschädigung dieses Personenkreises befaßt. 
Er ist dabei zu dem Ergebnis gekommen, daß 
im Rahmen des Härteausgleichs des vorliegen-
den Gesetzes über die Vorschrift in Absatz 3 
Nr. 1 nicht hinausgegangen werden könne. Da 
die Personen, die aus den Verfolgungsgründen 
des § 1 sterilisiert worden sind, Verfolgte im 
Sinne des Gesetzes sind und zum Kreis der voll 
Anspruchsberechtigten gehören, muß es nach 
Auffassung des Ausschusses, der insoweit der 
Regierungsvorlage beitritt, genügen, die Ge-
schädigten, bei denen Verfolgungsgründe nicht 
vorgelegen haben und die ohne vorausgegange-
nes Verfahren nach dem Gesetz zur Verhütung 
erbkranken Nachwuchses sterilisiert worden 
sind, im Rahmen des Härteausgleichs zu be-
rücksichtigen. Dagegen war der Ausschuß der 
Auffassung, daß keine Möglichkeit besteht, im 
Rahmen des vorliegenden Gesetzes auch solche 
Fälle zu regeln, bei denen kein Verfolgungstat-
bestand vorlag und die Sterilisierung im Rah-
men des Gesetzes zur Verhütung erbkranken 
Nachwuchses erfolgt ist. Eine Regelung für die-
sen Personenkreis muß einem besonderen Ge-
setz überlassen bleiben. 

d) In einem neu eingefügten Absatz 5 ist der Bun

-

desregierung die Ermächtigung gegeben wor-
den, in den Fällen Globalvereinbarungen mit 
bestimmten Verfolgtengruppen abzuschließen, 
in denen auch auf Grund der bisherigen Rege-
lung des § 171 ein Härteausgleich nicht gewährt 
werden könnte. Hier ist beispielsweise an Ent-
schädigung für Freiheitsentziehung und Ge-
sundheitsschäden gedacht, die jüdische Kriegs-
gefangene (z. B. damals palästinensische Staats-
angehörige oder diesen gleichstehende Person-
nen, die im Rahmen der britischen Armee ge-
kämpft haben, Jugoslawen und andere dadurch 
erlitten haben, daß die Freiheitsentziehung bei 
ihnen in anderer Weise durchgeführt wurde, 
als es üblicherweise bei nichtjüdischen Kriegs-
gefangenen der Fall war. In Frage kommt hier 
getrennte Unterbringung der Kriegsgefangenen, 
schlechte Verpflegung, Arbeitslager usw. 

62. Zu § 172 

Die Fragen der Lastenverteilung zwischen dem 
Bund und der Gesamtheit der Länder sowie der 
Verteilung der von der Ländergesamtheit zu tra-
genden Lasten auf die einzelnen Länder waren 
nicht einfach zu lösen. Während die Bundesregie-
rung von vornherein einer Verteilung von 50 : 50 
zugestimmt hatte, ist die Zustimmung der Länder 
hierzu allgemein nicht zu erreichen gewesen. Von 
seiten der Länder wurde dem Grundsatz schließ-
lich auch zugestimmt; allein über die im Lande 
Berlin anfallenden Kosten, die etwa 25 vom Hun-
dert der gesamten Kosten ausmachen, konnte ein 
Einvernehmen nicht erzielt werden. Während das 
Bundesfinanzministerium diese Kosten nicht an- 
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ders behandelt wissen wollte als die übrigen, 
schlugen die Länder eine Verteilung derselben im 
Verhältnis 90 vom Hundert zu Lasten des Bundes 
und 10 vom Hundert zu Lasten des Landes Berlin 
vor. Da jedoch in Berlin sehr viele Anträge von 
Personen gestellt werden, die ihren Wohnsitz ur-
sprünglich außerhalb Berlins hatten, konnte der 
Ausschuß diesen Vorschlag nicht annehmen, er 
schloß sich vielmehr der Auffassung des Haus-
haltsausschusses an, der in seiner Sitzung vom 
20. April 1956 beschlossen hatte, daß die in den 
Ländern mit Ausnahme Berlins anfallenden 
Kosten je zur Hälfte vom Bund und von der Ge-
samtheit der Länder und die im Lande Berlin ent-
stehenden Kosten zu 60 vom Hundert vom Bund, 
zu 25 vom Hundert von der Gesamtheit der Län-
der und zu 15 vom Hundert vom Lande Berlin ge-
tragen werden sollen. 

Bei der Verteilung der Kosten der Länder unter-
einander soll eine möglichst gleichmäßige Be-
lastung auf den Kopf der Bevölkerung erfolgen. 
Unter Berücksichtigung dieses Gesichtspunktes läßt 
es sich nicht vermeiden, daß die Länder Nordrhein

-
Westfalen, Baden-Württemberg und Schleswig

-Holstein über ihren eigenen Landesanteil hinaus 
noch zum Ausgleich der Kosten in den übrigen 
Ländern herangezogen werden müssen. Bei einer 
gleichen Belastung in allen Ländern von 7,305 DM 
je  Einwohner ergeben sich somit für die einzelnen 
Länder auf Grund der von diesen geschätzten An-
gaben für 1956 folgende Leistungen: 

Nordrhein-Westfalen 	105,8 Mio DM 
Bayern 	 66,9 Mio DM 
Baden-Württemberg 	50,9 Mio DM 
Niedersachsen 	 48,1 Mio DM 
Hessen 	 33 Mio DM 
Rheinland-Pfalz 	23,8 Mio DM 
Schleswig-Holstein 	16,9 Mio DM 
Hamburg 	 12,7 Mio DM 
Bremen 	 4,5 Mio DM. 

Berlin, dessen Kosten für 1956 auf 171 Mio DM 
geschätzt werden, bekommt von diesem Betrag 
60 vom Hundert vom Bund und 25 vom Hundert 
von der Gesamtheit der Länder erstattet. 

Der Ausschuß ist der Auffassung, daß dies die 
beste Lösung ist und eine weitergehende Berück-
sichtigung der verschiedenen finanziellen Lei-
stungskraft der Länder nicht mehr erfolgen kann. 

Der Haushaltsausschuß hat seinem Beschluß 
noch hinzugefügt, daß für den Fall, daß diese Ver-
teilungsquote vom Bundesrat nicht angenommen 
und etwa der Vermittlungsausschuß angerufen 
werden würde, der Bundestag an der Regierungs-
vorlage unverändert festhalten sollte. 

63. Zu § 175 
Die Vorschrift des Absatz 1 ist gegenüber der 

Regierungsvorlage, die insoweit dem Bundesergän-
zungsgesetz entspricht, geändert worden: 

Nunmehr ist die Zuständigkeit der Entschädi-
gungsorgane für alle nach dem Bundesentschädi-
gungsgesetz zu treffenden Entscheidungen begrün-
det worden mit Ausnahme der nach Absatz 2 fach-
lich zuständigen obersten Behörden übertragenen 
Entscheidungsbefugnis über die Erteilung von Ge-
nehmigungen, Zulassungen, Bezugsberechtigungen 
und Befreiungen nach §§ 67, 115 Abs. 2. Die Ände-

rung  bedeutet, daß auch gegenüber Ermessensent-
scheidungen der Entschädigungsbehörde der 
Rechtsweg vor den Entschädigungsgerichten er-
öffnet wird. Bisher war in Fällen dieser Art ledig-
lich die Anfechtung des Verwaltungsaktes vor den 
Verwaltungsgerichten möglich. Der Ausschuß hat 
es für erforderlich gehalten, auch hier die Entschä-
digungsgerichte für zuständig zu erklären, da diese 
ja gerade für die Sondermaterie des Entschädi-
gungsrechts geschaffen worden sind und über eine 
größere Erfahrung und Sachkunde auf diesem 
Rechtsgebiet verfügen, als dies bei den Verwal-
tungsgerichten der Fall ist. Allerdings darf das 
Entschädigungsgericht dann, wenn die Entschädi-
gungsbehörde ermächtigt ist, nach ihrem Ermessen 
zu handeln, nur prüfen, ob die Grenzen dieses 
Ermessens überschritten oder hiervon in einer dem 
Zweck der Ermächtigung nicht entsprechenden 
Weise Gebrauch gemacht worden ist (§ 211 Abs. 1). 
In Betracht kommen insbesondere Entscheidungen 
nach 

§ 6 Abs. 3 Satz 2 und § 7 (Rückforderung 
von Leistungen), 

§ 14 (Genehmigung zur Abtretung, Pf än-
dung  und Verpfändung), 

§ 40 (Bewilligung von Umschulungsbeihil-
fen), 

§ 90 (Darlehen für früher unselbständig 
Tätige), 

§ 148 Abs. 3 (Überschreitung des Höchstbe-
trages zugunsten von verfolgten Reli-
gionsgesellschaften), 

§ 165 (Härteleistungen für besondere Ver-
folgtengruppen), 

§ 170 (Bewilligung von Vorschüssen), 
§ 171 (Härteausgleich), 
§ 180 Abs. 2 (Feststellung des Todeszeit-

punktes), 
§ 183 (Befugnis der Landesjustizverwaltung, 

Organisationen zur Rechtsberatung zu-
zulassen und eine erteilte Erlaubnis 
zurückzunehmen), 

§ 201 (Widerruf des Bescheides durch die 
Entschädigungsbehörde). 

Zu Absatz 3 ist anzumerken, daß unter dem Be-
griff der fachlich zuständigen obersten Behörde 
gegebenenfalls auch die Anwaltskammern zu ver-
stehen sind. 

64. Zu § 179 

Der Ausschuß hat die Frage erörtert, ob über 
diese Vorschrift hinaus noch weitere Anweisungen 
an die Länder über die Reihenfolge der Bearbei-
tung im Gesetz verankert werden sollen. Er hat 
davon abgesehen, weil es wegen der Verschieden-
heit der Fälle nicht möglich ist, eine Norm für alle 
aufzustellen, geht dabei jedoch von der Erwägung 
aus, daß die altersmäßigen und zeitlichen Gesichts-
punkte bei der Bearbeitung berücksichtigt werden. 

65. Zu § 183 
Diese Vorschrift hat eine weitgehende Umgestal-

tung erfahren. Sie ermöglicht es den Personen, die 
früher bei einem deutschen Gericht als Rechtsan-
walt zugelassen waren und deren Zulassung aus 
den Verfolgungsgründen des § 1 erloschen ist, die 
Beratung von Entschädigungsberechtigten und ihre 
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Vertretung im Verfahren bei den Entschädigungs-
behörden und vor den erstinstanzlichen Entschädi-
gungsgerichten zu übernehmen. Es war jedoch 
klarzustellen, daß diese Regelung nur dann gelten 
soll, wenn der frühere Rechtsanwalt seinen Wohn-
sitz oder dauernden Aufenthalt noch im Aus

-

land  hat. Ein verfolgter Rechtsanwalt, der in den 
Geltungsbereich des Gesetzes zurückgekehrt ist, 
kann jederzeit mit Erfolg seine Wiederzulassung 
betreiben. Organisationen, deren Aufgabe in der 
Wahrnehmung der Interessen von Verfolgten be-
steht und deren Zweck nicht auf einen wirtschaft-
lichen Geschäftsbetrieb gerichtet ist, dürfen mit 
Erlaubnis der zuständigen Landesjustizverwaltung 
ihre Mitglieder in den im Bundesentschädigungs-
gesetz geregelten Rechtsangelegenheiten unentgelt-
lich beraten und im Verfahren bei den Entschädi-
gungsbehörden unentgeltlich vertreten. Zur Ver-
tretung im Verfahren vor den Entschädigungsge-
richten sind sie nicht befugt. Die Landesjustizver-
waltung hat die Erlaubnis bei Vorliegen eines wich-
tigen Grundes zu versagen, insbesondere wenn die 
Gewähr für eine ordnungsgemäße Geschäftsfüh-
rung innerhalb der Organisation und für eine sach-
gemäße Beratung der Rechtsuchenden nicht gege-
ben ist. Aus den gleichen Gründen kann eine er-
teilte Erlaubnis widerrufen werden. Die Landes-
justizverwaltung kann die Erlaubnis auch dann zu-
rücknehmen, wenn gegen ihre Anordnungen oder 
Auflagen wiederholt verstoßen wird. Die Entschei-
dungen der Landesjustizverwaltung können durch 
Klage vor den Entschädigungsgerichten angefoch-
ten werden (§ 211, vgl. oben zu § 175). 

Diese Regelung der Vertretungsbefugnis von 
Verfolgtenorganisationen erschien im Interesse der 
Verfolgten selbst geboten. Nur dann, wenn die Or-
ganisation die Gewähr für eine sachgemäße Bera-
tung und Vertretung im Verfahren bei den Ent-
schädigungsbehörden bietet, darf sie tätig werden 
und ihre Mitglieder bei der Durchsetzung ihrer An-
sprüche unterstützen. Eine unkontrollierte Rechts-
beratung kann sich sehr leicht zum Schaden der 
Rechtsuchenden auswirken. Zu ihrem Schutz hat 
der Ausschuß daher die Vorschrift geändert. 

66. Zu § 187 

In der Praxis sind Zweifel aufgetreten, welches 
Land für die Gewährung eines Härteausgleichs zu-
ständig ist, wenn die Voraussetzungen der §§ 185, 
186 nicht gegeben sind. Um diese Zweifel auszu-
räumen, trifft Absatz 3 hierüber genaue Bestim-
mungen. 

67. Zu § 192 

Die Vorschrift ist neu.  Sie entspricht einem Be-
dürfnis der Praxis und ist aus dem Gesetz über 
das Verwaltungsverfahren in der Kriegsopferver-
sorgung vom 2. Mai 1955 übernommen. 

68. Zu § 193 

Diese Bestimmung ist ebenfalls neu. Sie regelt 
die Einsichtnahme in Akten der Entschädigungs-
behörde sowie die Aushändigung derselben an 
Rechtsanwälte. 

Unter den in Absatz 2 angeführten „besonderen 
Gründen" sind solche Fälle zu verstehen, bei denen 
sich aus den Akten ergibt, daß der Antragsteller 

schwer erkrankt ist. Es erscheint angebracht, daß 
die Behörde im Interesse des Antragstellers diesem 
dann die Akten vorenthalten kann. 

69. Zu § 195 

In Abweichung von der Regierungsvorlage ist 
auf Wunsch der Praxis zur Vereinfachung des Ver-
fahrens in Absatz 2 und 3 zwischen den Essentia-
len des Bescheides und denjenigen Angaben unter-
schieden, die der Bescheid enthalten soll. 

Da alle nach diesem Gesetz zu treffenden Ent-
scheidungen in der Form eines Bescheides ergehen 
müssen, ergibt sich daraus, daß auch Bescheide, die 
Ermessensentscheidungen enthalten, mit einer 
Rechtsbelehrung im Sinne von Absatz 2 Nr. 3 ver-
sehen sein müssen. 

70. Zu § 196 

Absatz 2 ist neu eingefügt worden. Durch die 
Vorschrift soll sichergestellt werden, daß der 
Witwe eines Verfolgten, die nach §§ 86 und 98 ein 
selbständiges Rentenwahlrecht hat, der Bescheid 
auch dann zugestellt wird, wenn sie nicht Erbin 
ist. Entsprechendes gilt im Falle des Witwers. 

71. Zu § 208 

Der Ausschuß hält es für erforderlich, daß auch 
beim Bundesgerichtshof ein besonderer Entschädi-
gungssenat gebildet wird. Zwar ist nach dem Ge-
schäftsverteilungsplan des Bundesgerichtshofs be-
reits ein bestimmter Zivilsenat für alle Entschädi-
gungssachen zuständig, zu dem Aufgabenbereich 
dieses Senats gehören aber auch Entscheidungen 
aus anderen Rechtsgebieten. In Zukunft ist in Ent-
schädigungssachen mit einem vermehrten Ge-
schäftsanfall zu rechnen, so daß der Senat sich nur 
noch mit Entschädigungssachen wird befassen kön-
nen. Dies erscheint auch dem Ausschuß durchaus 
erwünscht, weil nur so sichergestellt ist, daß die 
Richter sich ausschließlich auf Entschädigungs-
sachen konzentrieren und sie beschleunigt behan-
deln können. 

Zu Absatz 3 Satz 2 gibt der Ausschuß dem 
Wunsche Ausdruck, daß nach Möglichkeit alle Rich-
ter der Entschädigungskammer und der Entschä-
digungssenate dem Kreis der Verfolgten angehören. 

72. Zu § 209 
Im Falle der Säumnis kann das Entschädigungs-

gericht von Amts wegen oder auf Antrag einer 
Partei ohne mündliche Verhandlung eine Entschei-
dung treffen. Nach Auffassung des Ausschusses 
wird in der Regel am Grundsatz der Mündlichkeit 
festzuhalten und demgemäß von der Möglichkeit 
des § 209 ein sparsamer Gebrauch zu machen sein. 

73. Zu § 211 

Diese Vorschrift ist vom Ausschuß eingefügt 
worden. Sie ist die Folge des in § 175 Abs. 1 aus-
gesprochenen Grundsatzes, daß die Entschädigungs-
organe für alle nach dem Bundesentschädigungsge-
setz zu treffenden Entscheidungen zuständig sind. 
Im übrigen wird auf das zu § 175 Gesagte verwie-
sen. Für die Fälle des § 171 (Härteausgleich) und 
des § 183 (Entscheidungen der Landesjustizverwal-
tungen) sind besondere Zuständigkeiten für das 
Verfahren geschaffen worden. 
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74. Zu § 213 

Diese Vorschrift, die es der Entschädigungsbe-
hörde ermöglicht, unter bestimmten Voraussetzun-
gen Klage auf Aufhebung eines Titels und Rück-
zahlung von bereits gezahlten Beträgen zu erhe-
ben, ist gegenüber der Regierungsvorlage (§ 99 b) 
geändert worden. Es erschien angebracht, diese 
Klagemöglichkeit nicht unbeschränkte Zeit be-
stehen zu lassen. Deshalb darf die Klage nur inner-
halb einer Frist von sechs Monaten seit Kenntnis 
des Verwirkungsgrundes erhoben werden. § 99 c 
der Regierungsvorlage, der vorsah, daß die Ent-
schädigungsbehörde auch in den Fällen des § 7 
Abs. 3 die Aufhebung der gerichtlichen Entschei-
dung oder des Prozeßvergleichs und die Rückzah-
lung der zu Unrecht bewirkten Leistungen verlan-
gen kann, ist vom Ausschuß nicht übernommen 
worden. Der Ausschuß ist der Ansicht, daß in Fäl-
len dieser Art die Vorschriften der Zivilprozeßord-
nung über die Wiederaufnahme des Verfahrens 
und die Möglichkeit, bei Vorliegen der Vorausset-
zungen des § 826 BGB Schadensersatzansprüche 
geltend zu machen, ausreichen. 

75. Zu § 216 

Diese Vorschrift enthielt ursprünglich drei Ab-
sätze. 

Absatz 2 ist gestrichen worden, weil nach dem 
Willen des Ausschusses die sogenannte Untätig-
keitsklage nicht nur den Verfolgten vorbehalten 
bleiben sollte, deren Ansprüche nach § 179 Abs. 2 
mit Vorrang zu behandeln sind. 

Die Streichung des Absatzes 3 beruht auf der Ein-
fügung der Nummer 13 des Artikels III des Ände-
rungsgesetzes, wonach die Klage nach § 216 frühe-
stens am 1. April 1957 erhoben werden kann. 

76. Zu § 217 
Diese Vorschrift ist neu eingefügt worden. Die 

nach §§ 210 bis 216 begründeten Gerichtsstände 
sollen ausschließliche sein; sie müssen daher im 
Gesetz ausdrücklich als solche bezeichnet werden. 

77. Zu §§ 219, 220 

Die Regierungsvorlage ist, soweit es sich um die 
Zulassung der Revision gegen Urteile der Oberlan-
desgerichte handelt, weitgehend geändert worden: 
Wie bisher soll die Entscheidung über die Zulas-
sung der Revision an den Bundesgerichtshof das 
Oberlandesgericht treffen. Hierüber ist im Urteil 
zu befinden; will das Oberlandesgericht die Revi-
sion nicht zulassen, so hat es die Gründe hierfür 
in den Urteilsgründen anzuführen. Wird die Re-
vision nicht zugelassen, so kann diese Entscheidung 
selbständig durch sofortige Beschwerde (§ 223) 
angefochten werden. Die Einlegung der sofortigen 
Beschwerde hemmt die Rechtskraft des Urteils. 
Das Verfahren richtet sich nach den Vorschriften 
der Zivilprozeßordnung über die sofortige Be-
schwerde, mit Ausnahme der in § 223 besonders 
geregelten Fristen. Über die sofortige Beschwerde 
entscheidet der Bundesgerichtshof durch Beschluß, 
der schriftlich zu begründen ist. Wird die Revision 
zugelassen, so muß sie innerhalb einer mit der Zu-
stellung des Beschlusses beginnenden Frist von 
einem Monat eingelegt werden. Wird die sofortige 
Beschwerde zurückgewiesen, so wird das Beru-
fungsurteil mit Zustellung des entsprechenden Be-
schlusses rechtskräftig. 

Der Ausschuß ist der Auffassung, daß diese Re-
gelung den Interessen der Verfolgten besser ge-
recht wird, als das in der Regierungsvorlage vor-
gesehene Verfahren, nach welchem die Entschei-
dung über die Zulassung der Revision allein dem 
Bundesgerichtshof übertragen werden sollte. Nach 
der in der Regierungsvorlage vorgesehenen Rege-
lung hat regelmäßig immer nur eine Partei ein In-
teresse an der Zulassung der Revision. Solange 
die Entscheidung des Oberlandesgerichts noch un-
gewiß ist, werden erfahrungsgemäß beide Parteien 
Ausführungen zu der Frage machen, ob eine Zu-
lassung der Revision in Betracht kommt. Das Ober-
landesgericht hat sich — wenn es die Revision 
nicht zuläßt — in den Urteilsgründen mit dieser 
Frage auseinanderzusetzen. Es ist anzunehmen, 
daß diese Begründung in einer Reihe von Fällen 
dazu beitragen wird, die unterlegene Partei von 
der Einlegung der sofortigen Beschwerde abzuhal-
ten. Ist die Frage der Zulassung der Revision be-
reits im Berufungsverfahren erörtert worden und 
hat sich das Oberlandesgericht hiermit in den Ur-
teilsgründen auseinandergesetzt, so wird dies re-
gelmäßig die Nachprüfung durch den Bundesge-
richtshof erleichtern. 

Der Ausschuß ist sich darüber im klaren, daß die 
Eröffnung der Beschwerdemöglichkeit gegen den die 
Zulassung ablehnenden Beschluß des Oberlandes-
gerichts eine weitgehende zusätzliche Belastung 
des Bundesgerichtshofs mit sich bringen wird. Es 
ist daher oben bei § 208 die Erwartung ausgespro-
chen worden, daß in Zukunft ein Senat des Bun-
desgerichtshofs ausschließlich nur noch mit Ent-
schädigungssachen befaßt werden soll. 

78. Zu § 224 

Bei Absatz 3 ist der Ausschuß dem Vorschlag 
des Bundesrates gefolgt, dem die Bundesregierung 
zugestimmt hat. Die neue Vorschrift ermöglicht es, 
in Entschädigungsverfahren als Armenanwalt auch 
einen Rechtsanwalt beizuordnen, der nicht bei dem 
Prozeßgericht zugelassen ist. 

79. Zu § 225 

Abweichend von der Regierungsvorlage hat der 
Ausschuß beschlossen, daß bei wiederkehrenden 
Leistungen der Streitwert nach § 10 Abs. 3 des Ge-
richtskostengesetzes zu berechnen ist. In § 87 Abs. 7 
des Bundesergänzungsgesetzes ist — offenbar in-
folge eines Redaktionsversehens — lediglich auf 
§ 10 des Gerichtskostengesetzes Bezug genommen. 
Der Bundesgerichtshof hat im Beschluß vom 
24. September 1955 (IV ZR 123/55, NJW/RzW 55, 
370) zum Ausdruck gebracht, daß nur die Vor-
schrift des § 10 Abs. 3 des Gerichtskostengesetzes 
in Betracht kommen könne, da die nach dem Bun-
desergänzungsgesetz zu leistenden Renten ihrem 
Wesen nach den auf Grund einer Schadensersatz-
pflicht oder eines Beamtenverhältnisses zu zahlen-
den Renten gleichzustellen sind. Der Ausschuß ist 
dieser Auffassung des Bundesgerichtshofs gefolgt. 

80. Zu § 227 

Die Regierungsvorlage sah vor, daß im Verfah-
ren vor den Landgerichten Gebühren und Ausla-
gen der Rechtsanwälte nur dann zu erstatten sind, 
wenn die Vertretung durch einen Rechtsanwalt 
nach den besonderen Umständen des Falles erfor-
derlich war. Der Ausschuß ist der Auffassung, daß 
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es im Entschädigungsverfahren nicht angängig ist, 
von dem Grundsatz des § 91 Abs. 2 der Zivilpro-
zeßordnung abzugehen, wonach die Gebühren und 
Auslagen des Rechtsanwalts der obsiegenden Par-
tei in allen Prozessen zu erstatten sind. 

Absatz 2 der Regierungsvorlage ist gestrichen 
worden. Die Einrichtung des öffentlichen Anwalts 
besteht nur in den Ländern Baden-Württemberg 
und Bayern. Es bestand kein Anlaß, für diese bei-
den Länder eine Sonderregelung aufrechtzuerhal-
ten, die im Ergebnis das Recht des Verfolgten, den 
Anwalt seines Vertrauens zu wählen, beschränkt. 

Absatz 3 weist keine Änderung gegenüber der 
Regierungsvorlage auf. 

81. Zu § 228 

Die mit § 228 beginnenden Übergangs- und 
Schlußvorschriften stellen die Übergangsregelung 
zwischen den landesrechtlichen Vorschriften, die 
bis zum Inkrafttreten des Bundesergänzungsgeset-
zes galten, und dem Bundesergänzungsgesetz dar. 

In Abweichung von der Begründung der Regie-
rungsvorlage (S. 203) hat sich der Ausschuß der 
Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs angeschlos-
sen und in Absatz 1 ausdrücklich die auf Grund 
des in der amerikanischen Zone in Geltung ge-
wesenen Entschädigungsgesetzes erlassenen Rechts-
verordnungen für außer Kraft gesetzt erklärt. 

Der Ausschuß hat den bisherigen Absatz 3 ge-
strichen, weil er der Auffassung war, daß das für 
den Verfolgten günstigere Recht von Amts wegen 
der Entscheidung zugrunde zu legen ist und dem 
Verfolgten nicht die Möglichkeit genommen wer-
den soll, seinen Anspruch auf das nicht ange-
wandte Recht zu stützen, falls dieses im Laufe der 
Zeit sich als das für ihn günstigere Recht heraus-
stellt. 

82. Zu § 229 

§ 229 ist neu eingefügt worden und soll sicher-
stellen, daß sich auch das Verfahren nach den An-
erkennungsgesetzen der Länder nach den Verfah-
rensvorschriften des Bundesentschädigungsgesetzes 
richtet. Dadurch soll vermieden werden, daß in 
zwei verschiedenen Instanzenzügen über ähnliche 
Rechtsfragen voneinander abweichende Entschei-
dungen ergehen. 

83. Zu § 234 

Absatz 1 ist gegenüber der Regierungsvorlage 
dahingehend geändert, daß nicht mehr darauf ab-
gestellt wird, daß die auf Grund des Bundesergän-
zungsgesetzes festzusetzende Entschädigung die nach 
bisherigem Landesrecht festgesetzte Entschädigung 
um mehr als 5 vom Hundert übersteigt. Der Ausschuß 
war der Auffassung, daß die Verbesserung des Ge-
setzes den Verfolgten ohne Rücksicht auf eine Min-
desterhöhung der Ansprüche zugute kommen soll. 

Absatz 2 ist neu eingefügt worden. Es entsprach 
den Wünschen der Praxis, daß wiederkehrende 
Leistungen auf Grund des Bundesergänzungsgeset-
zes von Amts wegen neu festgesetzt werden, so 
daß es insoweit eines besonderen Antrags der Ver-
folgten nicht bedarf. 

84. Zu § 235 

Der in der Regierungsvorlage vorgesehene Ab-
satz 2 ist vom Ausschuß nicht übernommen wor-

den. Der Ausschuß hielt es nicht für vertretbar, 
dem Berechtigten das Anfechtungsrecht dann zu 
versagen, wenn dieser im Rahmen eines Vergleichs, 
eines Verzichts oder einer Abfindung auf etwaige 
künftige Rechtsansprüche verzichtet hat oder für 
solche Ansprüche abgefunden worden ist. 

85. Zu § 236 

Absatz 3 regelt die Fälle, in denen gerichtliche 
Verfahren auf Grund dieses Gesetzes ihre Erledi-
gung finden. Die Vorschrift lehnt sich an die ent-
sprechende Bestimmung des BWGöD an und ent-
spricht der Billigkeit. 

Bonn, den 12. Mai 1956 

Dr. Greve 
Berichterstatter 

Anlage 3 	 Umdruck 611 
(Vgl. S. 7790 D, 7796 A) 

Änderungsantrag der Abgeordneten Dr. Greve, 
Dr. Böhm (Frankfurt), Dr. Reif, Dr. Strosche, Wit-
tenburg und Genossen zur zweiten Beratung des 
Entwurfs eines Dritten Gesetzes zur Änderung des 
Bundesergänzungsgesetzes zur Entschädigung für 
Opfer der nationalsozialistischen Verfolgung (Druck-
sachen 2382, 1949). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zur Anlage zu Art. I: 
1. § 22 erhält folgende Fassung: 

§ 22 
Die Rente ruht, soweit und solange der Hinter

-

bliebene wegen des Todes des Verfolgten aus 
deutschen öffentlichen Mitteln Versorgungs-
bezüge oder sonstige laufende Leistungen erhält, 
die den Betrag von 200 Deutsche Mark im Monat 
übersteigen. Dies gilt nicht, wenn die Versor-
gungsbezüge oder sonstige laufende Leistungen 
ausschließlich auf eigenen Geldleistungen des 
Verfolgten beruhen. 

2. In § 171 wird der Abs. 5 gestrichen. 

3. Nach § 238 wird als § 238 a eingefügt: 

§ 238 a 
Die Bundesregierung wird ermächtigt, mit Per-

sonengruppen, deren Schädigung auf die Ver-
folgungsgründe des § 1 zurückzuführen ist, die 
aber keine räumliche Beziehung zum Geltungs-
bereich dieses Gesetzes haben und auch nicht 
nach §§ 149 bis 166 anspruchsberechtigt sind, 
Globalregelungen über die Gewährung von Lei-
stungen im Wege des Härteausgleichs zu treffen. 
Der Achte und der Neunte Abschnitt dieses Ge-
setzes finden keine Anwendung. 

Bonn, den 1. Juni 1956 

Dr. Greve 
Frenzel 
Dr. Böhm (Frankfurt) 
Höfler 
Pelster 
Dr. Weber (Koblenz) 
Dr. Winter 
Dr. Reif 
Dr. Strosche 
Wittenburg 
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Anlage 4 	 Umdruck 612 
(Vgl. S. 7794 A, 7796 A) 

Änderungsantrag der Fraktion der SPD zur 
zweiten Beratung des Entwurfs eines Dritten Ge-
setzes zur Änderung des Bundesergänzungsgesetzes 
zur Entschädigung für Opfer der nationalsozialisti-
schen Verfolgung (Drucksachen 2382, 1139, 1949). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Zur Anlage zu Art I: 

In § 183 Abs. 2 werden 

a) im Satz 1 nach den Worten „bei den Ent-
schädigungsbehörden" die Worte „und bei 
den Landgerichten" eingefügt, 

b) im Satz 2 die Worte „wenn ein wichtiger 
Grund vorliegt, insbesondere," gestrichen. 

2. Zu Art. III: 

In Nr. 16 werden nach den Worten „bei den 
Entschädigungsbehörden" die Worte „und bei 
den Landgerichten" eingefügt. 

Bonn, den 5. Juni 1956 
Ollenhauer und Fraktion 

Anlage 5 	 Umdruck 615 
(Vgl. S. 7809 B, 7810 C) 

Änderungsantrag der Fraktion der SPD zur 
dritten Beratung des Entwurfs eines Dritten Ge-
setzes zur Änderung des Bundesergänzungsgesetzes 
zur Entschädigung für Opfer der nationalsozialisti-
schen Verfolgung (Drucksachen 2382, 1139, 1949). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zur Anlage zu Art. I: 

In § 183 Abs. 2 werden 

a) im Satz 1 nach den Worten „bei den Entschädi-
gungsbehörden" die Worte „und bei den Land-
gerichten" eingefügt, 

b) im Satz 2 die Worte „wenn ein wichtiger Grund 
vorliegt, insbesondere," gestrichen. 

Bonn, den 6. Juni 1956 
Ollenhauer und Fraktion 

Anlage 6 	 Umdruck 616 
(Vgl. S. 7794 A, 7796 A) 

Änderungsantrag der Abgeordneten Dr. Kopf, 
Dr. Furler, Dr. Bucher und Genossen zur dritten 
Beratung des Entwurfs eines Dritten Gesetzes zur 
Änderung des Bundesergänzungsgesetzes zur Ent-
schädigung für Opfer der nationalsozialistischen 
Verfolgung (Drucksachen 2382, 1139, 1949). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Art. III: 
In Nr. 16 ist die Fassung der Beschlüsse des 

37. Ausschusses — Drucksache 2382 — wiederher-
zustellen. 

Bonn, den 6. Juni 1956 
Dr. Kopf 
Dr. Furler 
Arndgen 
Becker (Pirmasens) 
Frau Dr. Bleyler (Freiburg) 
Dr. Brönner 

Brookmann (Kiel) 
Dr. Dresbach 
Finckh 
Franzen 
Goldhagen 
Häussler 
Leibing 
Dr. Leverkuehn 
Dr. Pohle (Düsseldorf) 
Dr. Dr. h. c. Pünder 
Wolf (Stuttgart) 

Dr. Bucher 
Dr. Becker (Hersfeld) 

Dr. Strosche 

Anlage 7 	 Drucksache 2383 
(Vgl. S. 7814 C) 

Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Verkehrswesen (30. Ausschuß) 
über den Entwurf eines Gesetzes über die Haft-
pflichtversicherung für ausländische Kraftfahr-
zeuge und Kraftfahrzeuganhänger (Drucksache 
2191). 

Berichterstatter: Abgeordneter Rademacher 

I. Allgemeines 

In der 136. Plenarsitzung des Deutschen Bundes-
tages am 21. März 1956 wurde der Entwurf eines 
Gesetzes über die Haftpflichtversicherung für aus-
ländische Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeuganhän-
ger — Drucksache 2191 — an den Ausschuß für 
Verkehrswesen überwiesen. 
Der Bundesrat hat dem Gesetzentwurf im ersten 

Durchgang zugestimmt und einige Änderungen 
vorgeschlagen, die von der Bundesregierung ge-
billigt wurden. 

Der Ausschuß für Verkehrswesen hat in seiner 
78. Sitzung vom 7. Mai 1956 den Gesetzentwurf be-
raten und sich den Empfehlungen des Bundesrates 
angeschlossen. 

II. Im einzelnen 

Im Hinblick darauf, daß der internationale 
Kraftfahrzeugverkehr im Lauf der letzten Jahre 
stark angestiegen ist mit der notwendigen Folge, 
daß auch ausländische Kraftfahrzeugführer mehr 
als früher an Verkehrsunfällen beteiligt sind, er-
scheint es zum Schutz der deutschen Verkehrs-
opfer erforderlich, nunmehr auch die ausländischen 
Kraftfahrzeughalter und Kraftfahrzeugführer der 
Haftpflichtversicherungspflicht zu unterwerfen, wie 
dies im Ausland schon vielfach geschieht. 

§ 1 begründet die Verpflichtung der ausländi-
schen Kraftfahrzeugführer, durch eine Bescheini-
gung des Versicherers das Bestehen einer Haft-
pflichtversicherung nachzuweisen, und regelt gleich-
zeitig, wie zu verfahren ist, wenn der Kraftfahr-
zeugführer eine solche Bescheinigung nicht vorzei-
gen kann. 

§ 2 regelt die Frage, bei wem der Versicherungs-
schutz genommen werden kann. Er stellt hierbei 
den ausländischen Kraftfahrern zwei Möglichkeiten 
zur Wahl, entweder die Versicherung bei einem in 
der Bundesrepublik Deutschland zugelassenen Ver-
sicherer zu nehmen oder die Versicherung bei 
einem ausländischen Versicherer zu decken unter 
der Voraussetzung, daß ein deutscher Versicherer 
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oder ein deutscher Versichererverband sich ver-
pflichtet, gegebenenfalls den Schaden zu regulieren. 

§ 3 begründet entsprechend der Regelung in dem 
deutschen Pflichtversicherungsgesetz von 1939 den 
Kontrahierungszwang für die Versicherer. Er ist 
im Wortlaut eng der Wortfassung des erwähnten 
deutschen Gesetzes angepaßt. 
§ 4 regelt den Mindestinhalt des Versicherungs-

vertrages. 

§ 5 dient dem Schutz der Versicherer. 

§ 6 bestimmt im Interesse der völligen Klarheit 
des Versicherungsverhältnisses gegenüber jeder-
mann, daß sich das Bestehen oder Nichtbestehen 
eines Versicherungsvertrags ausschließlich aus der 
Versicherungsbescheinigung ergibt, die der auslän-
dische Kraftfahrzeugführer bei sich tragen muß. 

§ 7 ermächtigt die Bundesminister für Verkehr 
und für Wirtschaft zum Erlaß von Durchführungs-
vorschriften. 

§ 8 ermächtigt den Bundesminister für Verkehr 
allgemein oder in Einzelfällen zu Ausnahmen, stets 
jedoch nur unter der Voraussetzung, daß die Ent-
schädigungen der Verkehrsopfer gewährleistet 
bleiben. 

§ 9 enthält eine dem deutschen Pflichtversiche-
rungsgesetz von 1939 eng angepaßte Strafvorschrift 
für den Fall, daß ein ausländisches Fahrzeug ohne 
den vorgeschriebenen Haftpflichtversicherungs-
schutz in der Bundesrepublik Deutschland verkehrt. 
Ferner erklärt er gewisse nicht kriminelle Tatbe-
stände zu Ordnungswidrigkeiten und läßt außer-
dem die Ahndung dieser Ordnungswidrigkeiten 
durch gebührenpflichtige Verwarnungen zu. 

§ 10 enthält die Berlin-Klausel. 
§ 11 enthält die Vorschrift über das Inkrafttre-

ten, wobei berücksichtigt wurde, daß sowohl den 
Behörden als auch dem ausländischen Reisepubli-
kum und den Versicherungsunternehmern eine 
ausreichende Zeit gelassen werden muß. 

Bonn, den 7. Mai 1956 

Rademacher 
Berichterstatter 

Anlage 8 	 zu Drucksache 2361 
(Vgl. S. 7815 B) 

Schriftlicher Bericht 
des Ausschusses für Geld und Kredit (22. Ausschuß) 
über den Entwurf eines Gesetzes über die Liqui-
dation der Deutschen Rentenbank und über wei-
tere Maßnahmen zur Abwicklung der landwirt-
schaftlichen Entschuldung (Drucksache 1870). 

Berichterstatter: Abgeordneter Wittenburg 

Der Ausschuß für Geld und Kredit hat in seiner 
Sitzung am 22. März 1956 den Entwurf eines Ge-
setzes über die Liquidation der Deutschen Renten-
bank und über weitere Maßnahmen zur Abwick-
lung der landwirtschaftlichen Entschuldung — 
Drucksache 1870 — beraten, nachdem sich der mit

-

beteiligte Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten am 19. Januar 1956 mit dem Gesetz-
entwurf befaßt hatte. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten hat dem Gesetzentwurf zugestimmt, 
dabei aber die folgenden Änderungen beschlossen: 
1. In § 1 Abs. 3 sollen die Worte „für die Verwal-

tung und" gestrichen werden. 
2. Der federführende Ausschuß wird gebeten zu 

prüfen, ob es notwendig ist, im § 3 des Gesetzes 
zusätzliche Gebühren zu erheben. 

3. Es soll dem federführenden Ausschuß überlas-
sen bleiben, das Datum „31. Dezember 1955" im 
§ 6 zu ändern, da es inzwischen überholt ist. 
Ein entsprechendes Schreiben des Bevollmäch-
tigten des Landes Berlin beim Bund vom 
17. Februar 1956 ist hierzu ergangen. 

Der federführende Ausschuß für Geld und Kre-
dit hat sich in seinen Erörterungen der Auffassung 
zu 1. der Stellungnahme des mitbeteiligten Aus-
schusses für Ernährung, Landwirtschaft und For-
sten angeschlossen. Er hat weiterhin beschlossen, 
in § 3 den Absatz 1 zu streichen, da er der Ansicht 
war,  daß es nicht notwendig ist, zusätzlich Ge-
bühren zu erheben. 

In § 6 wird das Datum „31. Dezember 1955" in 
„30. September 1956" geändert, da infolge der sich 
länger als vorgesehen erstreckenden Beratungen 
die zur Durchführung des Gesetzes notwendige 
Zeit nicht mehr zur Verfügung gestanden hätte, 
wenn es bei dem im Entwurf vorgesehenen Termin 
geblieben wäre. Diese Änderung entspricht auch 
einem Wunsch des Landes Berlin. 

Darüber hinaus hat sich der Ausschuß für Geld 
und Kredit mit der Frage befaßt, ob es sich im 
vorliegenden Fall um ein Zustimmungsgesetz han

-

delt. Der Bundesrat hat die Meinung vertreten, 
daß das Gesetz seiner Zustimmung bedarf, wäh-
rend dieser Standpunkt von der Bundesregierung 
abgelehnt worden ist. Der Ausschuß für Geld und 
Kredit ist in dieser Sache der Meinung der Bun-
desregierung beigetreten. 

Bonn, den 1. Juni 1956 

Wittenburg 
Berichterstatter 
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